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Was war das für eine immen-
se Aufregung, als Wikileaks
erneut amerikanische Regie-
rungsdokumente ins Netz
stellte. Wobei: Erschreckend
ist eigentlich nicht die Bri-
sanz der Dokumente, son-
dern der Umstand, dass
Netz-Desperados anschei-
nend jede beliebige Daten-
bank knacken können. Wo
führt das noch hin? Seite 19
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KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss in München:

Rückblick
und Vorschau

Berichte des Landesvorsitzenden Landrat Stefan Rößle
zu den Themen Bundesversammlung 2010, Kommu-
naler Finanzausgleich und Gemeindefinanzkommissi-
on sowie ein grober Umriss der Aktivitäten im kom-
menden Jahr bildeten die Schwerpunkte der jüngsten
Sitzung des KPV-Landesvorstandes und Hauptaus-
schusses im Münchner Franz-Josef-Strauß-Haus.

Mit einer großen Delegation
habe sich die KPV Bayern am
„Kommunal-Kongress“, der dies-
jährigen Bundesversammlung
der KPV in Weimar, beteiligt,
zeigte sich Vorsitzender Rößle
zufrieden. Hauptthemen der
zweitägigen Sitzung im Novem-
ber waren die Finanzierung der
Städte und Gemeinden und die
Stadtentwicklung.

In fünf Foren wurden von Po-
litikern und Experten aktuelle
Themen - teils mit bayerischer
Beteiligung - ausführlich disku-
tiert. So nahm Landesvorsitzen-
der Rößle am Forum „Energie-
politik und Klimaschutz“ teil,
während der stellvertretende
Bundesvorsitzende, Aschaffen-
burgs Landrat Dr. Ulrich Reuter,
das Forum „Stadtentwicklung
und Wohnungsbau“ leitete.

Leitantrag geändert

Wie Rößle berichtete, wurde
auch ein Leitantrag „Neue Kraft
für Städte und Regionen“ disku-
tiert und verabschiedet. Durch
den Einsatz der KPV Bayern sei
es gelungen, den Leitantrag da-
hingehend zu verändern, dass die
Forderung nach einem gemein-
deeigenen Hebesatzrecht für den
prozentualen Gemeindeanteil an
der Einkommensteuer gestrichen
wurde und lediglich der Prüfauf-
trag für dieses Instrument im
Leitantrag blieb. Wörtlich heißt
es in dem Leitantrag unter ande-
rem: „Bestehende Leistungsge-
setze des Bundes müssen hin-
sichtlich ihrer Kostenwirkung
bei den Kommunen analysiert
und quantifiziert werden. Für die
vom Bund veranlassten und ge-
setzlich geregelten Sozialberei-

che sind die Ausgaben zu verrin-
gern oder ist eine höhere Beteili-
gung des Bundes notwendig.“

Sockelfinanzierung

Und weiter: „Im Rahmen der
Gemeindefinanzkommission
muss ein Konzept zur Stabilisie-
rung der Gemeindefinanzen ent-
wickelt werden. Es bedarf einer
kostendeckenden Sockelfinan-
zierung der Kommunen für die
vom Bund zugewiesenen Aufga-
ben beispielsweise aus der Um-
satzsteuer. Zu den Grundlagen
einer kommunalen Finanzaus-
stattung gehört grundgesetzlich
eine den Gemeinden mit Hebe-
satzrecht zustehende wirtschafts-
kraftbezogene Steuerquelle. Die
Einwohner finanzieren über den
Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer schon heute die Ge-
meinden und Städte. Die KPV

prüft, den prozentualen Gemein-
deanteil an der Einkommensteu-
er durch ein gemeindeeigenes
Hebesatzrecht auf diesen Teil zu
ergänzen.“

Stichwort Kommunaler Finan-
zausgleich: Die im Vorfeld an-
gekündigten Bemühungen von
Finanzminister Georg Fah-
renschon, die Kommunen mög-
lichst schadlos zu halten, sind

nach Rößles Auffassung durch-
aus umgesetzt worden. Zumin-
dest sei eine „kommunalfreund-
liche Grundeinstellung“ erkenn-
bar geworden. „Vor dem Ge-
samthintergrund, einen ausgegli-
chenen Haushalt zu erzielen, ist
das Ergebnis in Ordnung“, mein-
te Rößle.

Schlüsselzuweisungen

Der durch die Entwicklung
des allgemeinen Steuerverbun-
des vorgezeichnete Rückgang
der Schlüsselzuweisungen wer-
de durch die Anhebung der
Kommunalquote am allgemei-
nen Steuerverbund um 0,2 Pro-
zent auf 12,2 Prozent sowie
durch Umschichtungen aus den
Bereichen Krankenhaus und Ab-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Von links: Stellvertretender KPV-Landesvorsitzender Heinrich
Lenz, Vorsitzender Stephan Rößle und Landesgeschäftsführer
Werner Bumeder. Foto: DK

bvv-Tagung im Bayerischen Landtag:

Bildung für
alle Schichten

Die Vielfalt seines Bildungsangebotes und den Nutzen
für die Gesellschaft zeigte eine Informationsveran-
staltung des Bayerischen Volkshochschulverbands im
Bayerischen Landtag auf. Wie bvv-Präsident Josef
Deimer vor rund 160 Gästen hervorhob, „ist die
Volkshochschule ein Erfolgsmodell“. Sie orientiere
sich nicht nach der momentanen Wetterlage, ihr Cre-
do heiße Unabhängigkeit und Offenheit. Der Erfolg
der vhs beruhe vor allem darauf, den öffentlichen
Auftrag unternehmerisch umzusetzen.

Deimer zufolge machen wohn-
ortnahe Angebote die Volks-
hochschulen für ihre Adressaten
erreichbar, eine soziale Preisge-
staltung erleichtere den Zugang.
Das „Weiterbildungszentrum“
Volkshochschule sei damit Lern-
ort und Gestaltungsraum, Forum
und kultureller, ja mehr und
mehr interkultureller Treffpunkt
für alle Bürgerinnen und Bürger
in den Kommunen. In diesem
Zusammenhang wies Deimer
darauf hin, „dass wir keinen Ge-
gensatz zwischen der Beschäfti-
gung älterer Mitbürger und Bür-
gerinnen auf der einen Seite und
dem Zuzug, der Integration und
der Aktivierung ausländischer
Mitbürger auf der anderen Seite
sehen“, denn: „Volkshochschu-
len bauen Lebensbrücken.“

Bildungspolitik
ist Sozialpolitik

„Bildungspolitik ist die Sozial-
politik des 21. Jahrhunderts“,
hob die Schirmherrin, Landtags-
präsidentin Barbara Stamm her-
vor, „darin liegen alle Chancen
des Einzelnen und unseres Lan-
des.“ DieArbeit der vhs müsse in
allen Bereichen unterstützt wer-
den. Das Thema Lebenslanges

Lernen sei in all seinen Facetten
in den Mittelpunkt der Politik der
Staatsregierung zu setzen.

Ihr Motto „Volkshochschule -
liegt nahe und bringt weiter“ sei

(Fortsetzung auf Seite 4)Landesplanung und Landesentwicklung:

Auf dem Prüfstand
Dialogveranstaltung der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum,

derAkademie für Raumforschung und Landesplanung und
der Deutschen Akademie für Städtebau und Landesplanung

Die aktuelle Änderung des Bayerischen Landespla-
nungsgesetzes und die Fortschreibung des Landesent-
wicklungsprogramms Bayern bieten sowohl Chance
als auch Notwendigkeit für einen Dialog zwischen Poli-
tik, Wissenschaft und Praxis. Mit der Dialogveranstal-
tung „Landesplanung und Landesentwicklung auf
dem Prüfstand!“ in München wurden die zentralen
Eckpunkte der Staatsregierung und derAkademien so-
wie ihrer Partner – Bayerischer Verein für Heimatpfle-
ge und Vereinigung für Stadt-, Regional- und Landes-
planung - herausgearbeitet und gemeinsam diskutiert.

Die ihrer Ansicht nach „undif-
ferenzierte Debatte um eine De-
regulierung der Landesentwick-
lung und das Infragestellen der
Regionalen Planungsverbände“
erfüllt die fachlich mit Raumord-
nung, Landesplanung, Städtebau
und dem ländlichen Raum befas-
sten Akademien und Verbände
mit großer Sorge. Es bestehe
kein Anlass, den bundesweit an-
erkannten Erfolg der bayeri-
schen Landes- und Regionalpla-
nung gering zu schätzen oder gar
in Abrede zu stellen.

Herzenssache
der Zivilgesellschaft

Prof. Dr.-Ing. Holger Magel,
Präsident der ALR, verwies dar-
auf, dass Landesplanung eine
„Herzenssache der Zivilgesell-
schaft“ sei. Eine Neuausrichtung

der Landesplanung müsse unter
dem des ehemaligen Landwirt-
schaftsministers Dr. Hans Eisen-
mann geprägten Satz: „Das be-
währte Alte erhalten, das Gute
neu schaffen“ stehen.

Entwicklung eines
Leitbilds Bayern 2040

Prof. Dr. Hans Heinrich Blote-
vogel, Präsident der Akademie
für Raumforschung und Landes-
planung, Stephan Reiss-Schmidt,
Vorsitzender der Landesgruppe
Bayern der Deutschen Akademie
für Städtebau und Landesplanung
sowie Prof. Dr.-Ing. Gebhard
Wulfhorst, ordentliches Mitglied
der BayerischenAkademie Länd-
licher Raum, waren sich in ihren
Kernforderungen und Vorschlä-
gen für die weitere Vorgehens-
weise größtenteils einig. Konkret

nannten sie u. a. die Entwicklung
eines Leitbilds Bayern 2040, die
Schärfung der Handlungsansätze
unter anderem durch eine Redu-
zierung der Zahl der Zentralen
Orte und eine Vereinfachung des
Systems, die Stärkung der Regio-
nalplanung als Schnittstelle im
Verhältnis Staat und Kommune,
die Stärkung des Raumordnungs-
verfahrens als aktives gestalteri-
sches Element der Raumordnung
und eine Evaluierung der Lan-
desplanung. Sie betonten, wie
wichtig es sei, sich bei der Über-
arbeitung Zeit für Dialog zu las-
sen, beispielsweise Regionalkon-
ferenzen und Planspiele durchzu-
führen und den nationalen und in-
ternationalen Austausch zu su-
chen.

Regionalbudgets

Im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion, moderiert von Prof. Dr.-
Ing. Gerlind Weber, Institut für
Raumplanung und Ländliche
Neuordnung an der Universität
der Bodenkultur Wien, wurde
kritisch und konstruktiv disku-
tiert. Um einen Rahmen und eine
Zielrichtung für die Entwicklung
auf kommunaler Ebene vorge-
ben zu können, dürfe die Lan-
desplanung nicht eine reine Nor-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister
Karl-Heinz Schöffer

97907 Hasloch
am 19.1.

Bürgermeister Erich Nagel
86453 Dasing

am 21.1.

Bürgermeister Sebastian Winkler
84494 Niedertaufkirchen

am 21.1.

Bürgermeister Anton Fischer
82441 Ohlstadt

am 22.1.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Barbara Bogner

82054 Sauerlach
am 24.12.

Bürgermeister
Michael Hausperger

84564 Oberbergkirchen
am 29.12.

Bürgermeister Helmut Roßkopf
86562 Berg im Gau

am 3.1.

Bürgermeister
Johann Wiesmaier
85447 Fraunberg

am 7.1.

Bürgermeister Wolfgang Kilian
86655 Harburg

am 12.1.

Oberbürgermeister
Jürgen Dupper
94032 Passau

am 22.1.

Bürgermeister Peter Bergmeir
86465 Welden

am 23.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Thomas Zachmayer
93354 Biburg

am 6.1.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Michael Schwaiger
85350 Freising

am 26.12.

Bürgermeister Franz Müller
93470 Lohberg

am 28.12.

Bürgermeister Franz Langer
94575 Windorf

am 30.12.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Dankerl

93497 Willmering
am 26.12.

Bürgermeister Josef Maierhofer
84326 Rimbach

am 29.12.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Maximilian Streif

87669 Rieden a. Forggensee
am 26.12.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Nikolaus Walther

94560 Offenberg-Neuhausen
am 24.12.

Bürgermeister Georg Brandmüller
91220 Schnaittach

am 25.12.

Bürgermeister Ernst Kötzel
91632 Wieseth

am 27.12.

Bürgermeister Rainer Marr
96242 Sonnefeld

am 28.12.

Bürgermeister Kaspar Rager
87656 Germaringen

am 4.1.

Bürgermeister Heinz Petterich
96220 Burgkunstadt

am 10.1.

Bürgermeister Theodor Gärtner
97780 Gössenheim

am 16.1.

Bürgermeister Ernst Joßberger
97261 Güntersleben

am 18.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Werner Fritz

87538 Balderschwang
am 22.12.

Bürgermeister Walter Hasl
91792 Ellingen

am 1.1.

Landrat Herbert Eckstein
91154 Roth

am 7.1.

Bürgermeisterin Anita Feuerbach
97299 Zell am Main

am 14.1.

Bürgermeister
Siegfried Staendecke

97513 Michelau i. Steigerwald
am 19.1.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

mung des Kabinetts zur neuen
Bankstrategie bekommen. Man
bleibe im Interesse der bayeri-
schen Wirtschaft um enge Zu-
sammenarbeit mit den Sparkas-
sen bemüht. Seehofer hob her-
vor, der HGAA-Verkauf sei not-
wendig gewesen. In das operati-
ve Geschäft der Landesbank mi-
sche er sich nicht ein.

Holschuldverletzung

Die Ausschussmitglieder Ha-
rald Güller (SPD), Dr. Sepp Dürr
(Grüne) und Bernhard Pohl (FW)
ließen in Fragen an die Zeugen
und Erklärungen vor der Presse
erkennen, dass sie den Verdacht
bestätigt sehen, Verwaltungsräte
könnten ihre Holschuld gegenü-
ber dem Vorstand verletzt haben.
Ausschussvorsitzender Thomas
Kreuzer (CSU) bemühte sich, die
Zeugenbefragung sachlich zu
halten. Das Ganze sei eine unge-
heure Arbeit und Energieleistung
mit den 80 Zeugen und rund 300
zu bewältigenden Aktenordnern
gewesen. Gegen Ende Februar
werde man zu einem Ergebnis
kommen. Die Vorlage von vor-
aussichtlich einem Mehrheits-
und einem Minderheitenbericht
an das Landtagsplenum wird ver-
mutlich nicht vor Mitte März
sein können. Güller wollte auf
Frage nicht ausschließen, dass
aus der FDP Stimmen für die Be-
wertung der Opposition kommen
könnten.

Der von der Opposition erho-
benen Forderung, die für das
HGAA-Desaster mit verantwort-
lichen einstigen Verwaltungsräte
aus der CSU-Spitze sollten frei-
willig bei möglichen Schadens-
ersatzforderungen auf eine Ver-
jährungsfrist verzichten, haben
die ehemaligen Minister Erwin
Huber, Günther Beckstein und
Kurt Faltlhauser sowie Exstaats-
sekretär Georg Schmid (heute
Fraktionschef) jetzt entsprochen.
Sie erklärten gemeinsam, unab-
hängig von der aktuellen Geset-
zesänderung auf Bundesebene,
bis zum 30. Juni 2011 keine Ver-
jährung geltend zu machen, weil
sie „ein deutliches Signal für
Aufklärung und Transparenz set-
zen wollen“.

Im Landtag hatte Finanzmini-
ster Georg Fahrenschon namens
der Staatsregierung schon festge-
stellt, man werde sich einer Frist-
verlängerung für Schadensersatz-
ansprüche von fünf auf zehn Jah-
re nicht widersetzen. Der für Kla-
gen allein zuständige BayernLB-
Vorstand hat mit Zustimmung
des Verwaltungsrates heuer be-
reits beschlossen gegen verant-
wortliche Vorstandsmitglieder zi-
vilrechtlich vorzugehen. rm

HGAA-Untersuchungsausschuss:

Ende der
Zeugenvernehmung

Auswertung der Aussagen und Akten soll bis Ende Februar dauern

Mit der Vernehmung von fünf ehemaligen und amtierenden
Mitgliedern der Staatsregierung hat der Untersuchungsaus-
schuss zur Überprüfung des Kaufs der Kärntner Hypo Group
Alpe Adria durch die BayernLB im Juli 2007 für einen Euro an
die Republik Österreich im Dezember 2009 letzte Woche die Be-
weisaufnahme abgeschlossen. Es ging um die zivil- und straf-
rechtliche Prüfung etwaigen Fehlverhaltens von elf CSU-Politi-
kern. Nach bisherigen Berechnungen hat das Geschäft Staat und
Steuerzahler mindestens 3,7 Mrd. Euro Verlust eingebracht.

Der seinerzeitige Wirtschafts-
und spätere Finanzminister Er-
win Huber, damals Mitglied und
zeitweilig Vorsitzender des Ver-
waltungsrats der BayernLB,
lehnte eine Mitschuld an dem
„fatalen Kauf“ ab. „Für ein Risi-
ko von 3,7 Mrd. Euro gab es
2007 nicht den geringsten An-
haltspunkt.“ Sich selbst charak-
terisierte er als „engagierten, un-
bequemen und kritischen Ver-
waltungsrat“, der sich jederzeit
sorgfältig informiert habe. Damit
trat er dem Verdacht entgegen, er
habe seiner Holschuld nicht
genügt, die Vorlagen des Bay-
ernLB-Vorstandes zu hinterfra-
gen. Der Bankvorstand habe die
Seriosität des Verkäufers durch
drei Experten prüfen lassen.

Keine Anhaltspunkte

Joachim Herrmann, der nach
der Regierungsumbildung im
Oktober 2007 qua Gesetz als In-

nenminister in den Verwaltungs-
rat kam, bestätigte, die Lage der
HGAA sei noch im Sommer
2008 nicht als großes Problem
gesehen worden. Anhaltspunkte,
dass der Verwaltungsrat vom
Vorstand nicht umfassend infor-
miert wurde, habe es nicht gege-
ben. Herrmann differenzierte je-
doch das Verhalten des beim
Kauf amtierenden Vorstandsvor-
sitzenden Werner Schmidt von
dem seines Nachfolgers Michael
Kemmer.

Im Rückblick ein Fehler

Georg Fahrenschon, seit Okto-
ber 2007 Finanzminister, be-
stätigte, rückblickend sei der
Kauf der HGAA ein großer Feh-
ler gewesen, der Verkauf 2009
für einen symbolischen Euro
„mit Sicherheit nicht“. Die Ver-
handlungen mit der österreichi-
schen Regierung für diesen ein-
zig gangbaren Weg habe er ge-

führt. Die vorangegangene Kapi-
talerhöhlung der BayernLB im
Dezember 2008 um 700 Mio.
Euro sei alternativlos gewesen.
Für die Zukunft der BayernLB
verwies er auf die vom Kabinett
Seehofer politisch bestätigten
Beschlüsse von Verwaltungsrat
und Vorstand, die Bank (jetzt zu
96% Staatseigentum, 2007 noch
im Besitz von Freistaat und
Sparkassenverband), wieder auf
ihr Kerngeschäft zu konzentrie-
ren, also in der Finanzierung der
heimischen Mittelstandswirt-
schaft; dies ohne das Auslands-
geschäft völlig abzubrechen.

Zu der von der Opposition mit
einem Gesetzentwurf der SPD,
unterstützt von Grünen, Freien
Wählern und bedingt auch von
der FDP, geforderten Verlänge-
rung der Verjährungsfrist für die
rechtliche Verantwortung von
fünf auf zehn Jahre hatte Fah-
renschon im Plenum die Zustim-
mung der Staatsregierung und zu
den entsprechenden Entscheidun-
gen im Bundesrat angekündigt.

Änderung der
Geschäftsstrategie

Als letzte Zeugen kamen Wirt-
schaftsminister Martin Zeil
(FDP) und Ministerpräsident
Horst Seehofer in den Untersu-
chungsausschuss. Zeil kam im
Oktober 2008 nach der Land-
tagswahl in den Verwaltungsrat.
Er habe die Ereignisse um
HGAA und BayernLB von An-
fang an sehr kritisch beurteilt, sei
aber nach Prüfung der Unterla-
gen für die Kapitalerhöhung ge-
wesen und trete auch für die Än-
derung der Geschäftsstrategie
ein. Zur Handlungsweise frühe-
rer Mitglieder von Staatsregie-
rung und Verwaltungsrat nahm
er nicht Stellung. Für seine
Tätigkeit versicherte er, das Auf-
sichtsgremium der BayernLB sei
seiner Aufgabe „mit hoher Kom-
petenz nachbekommen“.

Ministerpräsident Horst See-
hofer als 80ster und letzter Zeu-
ge berichtete, das Problem Bay-
ernLB/HGAA habe Koalitions-
verhandlungen mit der FDP im
Komplex Finanzen, Risiken und
Haushalt eine Rolle gespielt.
Fahrenschon habe die Zustim-

Schule der Dorf- und Landentwicklung in Thierhaupten:

Netzwerkschmiede
für ländlichen Raum

Hohe Anerkennung von
Landwirtschaftsminister Helmut Brunner

„Von Klöstern gingen schon immer wesentliche Impulse für die
Entwicklung Bayerns aus. Da ist es nur konsequent, dass die im
Kloster Thierhaupten beheimatete Schule für Dorf- und Land-
entwicklung (SDL) auch heute das Potenzial unserer Heimat in
besonderer Weise mobilisiert und einen wesentlichen Beitrag für
die Vitalisierung des ländlichen Raums in Bayern leistet“, so
Helmut Brunner, Bayerischer Staatsminister für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten auf dem diesjährigen Thierhaupte-
nerAdvent. Auch sein Vorgänger im Amt Josef Miller, Staatsmi-
nister a.D., gehörte zu den Gästen.

Brunner war im Rahmen die-
ser traditionellen Veranstaltung
der SDL als Festredner geladen
und nutzte die Gelegenheit, um
auf die zukünftigen Herausfor-
derungen des ländlichen Raumes
hinzuweisen. An erster Stelle
sieht er die demographische Ent-
wicklung, die sich in den näch-
sten Jahrzehnten vor allem im

nen ein. Insbesondere der Auf-
bau der Internetinfoplattform
www.sdl-inform.de hat deren
Handlungsspielraum erweitert
und ihre Rolle als neutrale Dia-
logplattform und unentbehrli-
ches Kompetenznetzwerk ge-
stärkt. Mit bis zu 1.700 Besu-
chern pro Monat ist die Online-
Plattform ein ganz wesentliches

Zu Gast in der Schule für Dorf- und Landesentwicklung Thier-
haupten: Jürgen Reichert, Bezirkstagspräsident von Schwaben
und Vorstandsvorsitzender der SDL, Staatsminister Helmut
Brunner und Gerlinde Augustin, Geschäftsführerin der SDL
Thierhaupten.

Europäische Kommission:

Genehmigung für
Förderungsverlängerung erteilt

Die Europäische Kommission hat die vom Ministerrat im März
beschlossene Verlängerung des Breitband-Förderprogramms
bis Ende 2011 genehmigt. Bayerns Wirtschaftsminister Martin
Zeil wertete dies als wichtigen Schritt, um das zentrale Ziel einer
flächendeckenden Breitbandgrundversorgung zu erreichen.

„In den letzten Monaten hat
sich die erfreuliche Entwicklung
des Förderprogramms weiter fort-
gesetzt. Die Erschließung unter-
versorgter Gemeinden mit lei-
stungsfähigen Breitbandanschlüs-
sen schreitet zügig voran. Auch
die Strategie der Bayerischen
Staatsregierung, als bundesweit
einziges Land zusätzlich die För-
derung eines erhöhten gewerbli-
chen Bedarfs zu ermöglichen, hat
sich in vollem Umfang bewährt“,
so der Wirtschaftsminster. Zeil
zeigte sich erfreut über die Ent-
scheidung aus Brüssel: „Die von
der Europäischen Kommission
genehmigte Verlängerung des
Förderprogramms gibt uns die
Möglichkeit, die derzeitige Dyna-
mik auch im nächsten Jahr zu nut-
zen und unsere Förderstrategie
konsequent und entschlossen wei-
terzuverfolgen.“

Bereits 572 Gemeinden haben

Förderbescheide für Infrastruk-
turmaßnahmen erhalten. Die Zahl
der Gemeinden mit einer Breit-
banderschließung von über 95
Prozent oder einem Infrastruktur-
Förderbescheid hat sich seit Be-
ginn 2010 fast verdreifacht. Das
Interesse der Gemeinden am
bayerischen Breitbandförderge-
setz besteht unvermindert.

Neue Übertragungstechnik

Einen wichtigen Beitrag zur
Breitbanderschließung Bayern
leisten auch die Digitale Divi-
dende und die damit verbunde-
nen Ausbauverpflichtungen. Die
Mobilfunkunternehmen wollen
mithilfe einer neuartigen Über-
tragungstechnik namens „Long
Term Evolution“ (LTE) eine ver-
besserte Ausbreitung und deut-
lich erhöhte Datenübertragung
ermöglichen.

ländlichen Raum deutlich ver-
schärfen wird.

„Wer die Jungen nicht binden
kann, kann auch die Zukunft
nicht gestalten“, so der Minister.
Brunner lobte die erfolgreiche
Arbeit der Schule, bedankte sich
für das Engagement des Teams
um Geschäftsführerin Gerlinde
Augustin und sieht die SDL als
wesentlichen Baustein bei der
Zukunftssicherung Bayerns.

SDL bietet visionäre Ideen
und Umsetzungsimpulse

Zuvor wurde die Mitglieder-
versammlung der SDL unter
dem Vorsitz des schwäbischen
Bezirkstagspräsidenten und Vor-
standsvorsitzenden Jürgen Rei-
chert über die Aktivitäten des
auslaufenden Geschäftsjahres
unterrichtet. Die SDL bot mit 85
Seminaren und rund 1600 Teil-
nehmern auch im 19. Jahr ihres
Bestehens ein attraktives Semi-
nar- und Workshopangebot, das
Kommunalpolitiker, Experten,
Planer und ehrenamtlich enga-
gierte Bürger in Prozessen der
ländlichen Entwicklung unter-
stützt.

„Die SDL bringt Menschen
und Ideen zusammen und steht
in Bayern für Qualität“, so der
Bezirkstagspräsident. „Wir sind
stolz darauf, eine solche Einrich-
tung in Schwaben zu haben.“

Austausch von Wissen
und Erfahrung

In partnerschaftlicher Zusam-
menarbeit mit der Verwaltung
für Ländliche Entwicklung ist
die SDL in Thierhaupten eine
der drei Einrichtungen in Bay-
ern, die kommunale Entschei-
dungsträger fit machen für die
sozialen Herausforderungen im
ländlichen Raum und entschei-
dende Umsetzungsprozesse ini-
tiieren. Dabei nimmt die SDL in
Thierhaupten eine führende Rol-
le innerhalb der drei Institutio-

Element des Erfahrungs- und
Wissensaustausches.

Menschen
zusammenführen

„Ich danke insbesondere dem
Bezirk Schwaben und der Ver-
waltung für Ländliche Entwick-
lung “, so Gerlinde Augustin,
Geschäftsführerin der SDL
Thierhaupten. „Ohne diese Part-
nerschaften wäre unser Weiter-
bildungsangebot in dieser Form
nicht möglich.“ Für 2011 hat sie
klare Ziele vor Augen. „Wir wol-
len unser Netzwerk ausbauen,
weitere strategische Partner-
schaften eingehen und noch en-
ger mit unseren Schwesterschu-
len in Plankstetten und Kloster-
langheim kooperieren.“

Thematische
Schwerpunkte

Mit dem Seminarangebot für
2011 setzt sie thematische
Schwerpunkte in den Bereichen
kommunale Finanzen, regenera-
tive Energien und Holzbaupro-
jekte in den Gemeinden. Bereits
im März findet eine Tagung mit
dem Titel, „Gemeinden zwi-
schen Siedlungsdruck und Ab-
wanderung – Planungsstrategien
für eine zukunftsfähige Entwick-
lung“ statt.

Mit dem Ziel, kommunale
Vorhaben bereits im Vorfeld auf
ein sicheres Fundament zu stel-
len, wird die SDL Kommunalpo-
litikern und Akteuren neuen Be-
teiligungsformen und -techniken
zur Moderation von Großgrup-
pen anbieten. „Wenn Fachinfor-
mationen nicht ausreichen, emp-
fehlen wir den Gemeinden aus
Oberbayern und Schwaben indi-
viduelle Strategieseminare, um
zukunftsfähige Entwicklungen
in Gang zu bringen“, soAugustin.

Zum Abschluß wurde dem
langjährigen Referenten Otto
Kurz die goldene Ehrennadel der
SDl verliehen
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Liebe Leserinnen
und Leser,

„Das Jobwunder geht 2011
weiter!“ Diese frohe Botschaft
verkündeten Arbeitsmarktex-
perten rechtzeitig zum Beginn
der Vorweihnachtszeit. Die Ar-
beitslosenzahlen folgen laut
den neuesten Prognosen dem
wirtschaftlichen Aufschwung,
auch wenn die Rückgänge et-
was flacher ausfallen als im
Jahr 2010. Doch trotz dieser
positiven Aussichten ist und
bleibt die Lage in vielen Kom-
munen sehr angespannt. Gerade was die Perso-
naldeckung seitens der BA betrifft, gibt es ekla-
tante Missstände. So bräuchte die Arbeitslosen-
integration Mühldorf laut Berechnungen der BA
zur Erledigung der ihr zugewiesenen Aufgaben

im Jahr 2010 42,9 Vollzeit-Stellen, allerdings
werden von Seiten des Bundes nur für 22 Voll-
zeit-Stellen die haushaltsrechtlich erforderlichen
Planstellen zur Verfügung gestellt.

Der Landkreis Mühldorf fängt dieses Un-
gleichgewicht mit mehr als 15 zusätzlichen Voll-
zeit-Stellen derzeit auf – ein auf die Dauer nicht
haltbarer Zustand. Durch die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts wurde im Oktober
2009 die bisherige Zusammenarbeit zwischen
BA und den Kommunen in Form der Mischver-
waltung für verfassungswidrig erklärt. Darauf-
hin hat die Bundesregierung die gesetzlichen
Rahmenbedingungen dahingehend geändert,
dass nun zusätzlich 41 kreisfreie Städte und
Landkreise die Möglichkeit haben, als Options-
kommune die gemeinsamen Leistungen in einer
Hand zu bündeln.

Die Gründe für die kommunale Option sind
vielfältig: So können kommunale Aufgaben und
Zuständigkeiten in der Optionskommune mit
den arbeitsmarktpolitischen Instrumenten des
SGB II verknüpft werden. Daneben verfügt die
Kommune über eine Vielzahl an zusätzlichen
Leistungen, die integriert und maßgeschneidert
dem einzelnen Bürger zu Gute kommen. Gera-

de im Bereich der Wirtschafts-
förderung können Synergien
genutzt und auf gute Kontakte
zwischen Kommune, Industrie-
und Wirtschaftsverbänden in
der regionalen Wirtschaft zu-
rückgegriffen werden. So wird
2011 im Landkreis Mühldorf
ein Runder Tisch zur Siche-
rung der Fachkräfte unter Fe-
derführung der IHK einge-
richtet.

Wir haben dieses Potential
erkannt und uns deshalb mit
dem einstimmigen Kreistags-
beschluss für die Bewerbung

als Optionskommune entschieden. Unser Credo
in der Regionalentwicklung ist es, den Men-
schen in den Mittelpunkt unserer Bemühungen
zu stellen – von der Geburt bis ins hohe Alter. Es
ist deshalb unser Anspruch, die Bürgerinnen
und Bürger, die gerade nicht in einem festen Ar-
beitsverhältnis sind, bestmöglich zu unterstüt-
zen, zu fördern und vor allem auch zu fordern.
Dazu braucht es aber klare Rahmenbedingun-
gen, optimale Strukturen, hochqualifizierte und
motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
und eine enge Kooperation mit den Netzwerk-
partnern vor Ort.

Liebe Leserinnen und Leser, der frühere Prä-
sident der Bundesanstalt für Arbeit Heinrich
Franke hat einmal gesagt: „Wir brauchen mehr
Arbeitsplätze, nicht mehr Druckmittel gegen
Arbeitslose.“ Mit der Option haben die Kom-
munen die Möglichkeit, selbstbestimmt auf die
Bedürfnisse der Arbeitssuchenden einzugehen
und sie nicht am Rand der Gesellschaft stehen
zu lassen. Die Arbeitsplatzsuche ist dabei nur
ein Bestandteil, das Gewöhnen an feste Tages-
abläufe oder der direkte Kontakt zu den Mit-
menschen sind weitere, wichtige Aspekte der
Vermittlungsarbeit.

Schlussendlich kann es für die Kommunen
nicht alleine darum gehen, einen Arbeitssu-
chenden weniger in der offiziellen Statistik zu
führen, sondern darum, mit allen Akteuren aus
den Sozialverwaltungen, den Arbeitsverwaltun-
gen und der Wirtschaft dafür zu sorgen, dass
möglichst alle Menschen einen Ausbildungs-
bzw. Arbeitsplatz haben. Nur dadurch erhalten
wir uns auf Dauer den sozialen Frieden in un-
seren Städten und Gemeinden.

Ihr Georg Huber

KolumneGZ Georg Huber

Den sozialen
Frieden erhalten

Jahresbericht des Bayerischen Obersten Rechnungshofs:

Staatshaushalt
wetterfest machen!

Der Präsident des Bayerischen Obersten Rechnungshofs
(ORH), Dr. Heinz Fischer-Heidlberger, sieht die Staatsregierung
auf dem richtigen Kurs, wenn sie den Weg zurück zu einem
Haushalt ohne neue Schulden einschlägt. Bei der Vorlage des
Jahresberichts 2010 wies er darauf hin, „dass eisernes Sparen
trotz sprudelnder Steuermehreinnahmen zwingend notwendig
ist“, lasteten über dem Konjunkturaufschwung aufgrund der
Euro-Krise doch bereits wieder dunkle Wolken.

„Wenn immer mehr Staaten un-
ter den Rettungsschirm der EU
flüchten, müssen die Staaten, die
den Schirm halten, ihre eigenen
Haushalte umso wetterfester ma-
chen. Die Belastungen, die hier
noch auf uns zukommen, sind in
ihrem Ausmaß derzeit gar nicht
absehbar“, machte Fischer-Heidl-
berger deutlich. Die Verschul-
dung des Haushalts habe eine
enorme Bedeutung für die Bo-
nität der Staaten. Deshalb müsse
der Begrenzung und Rück-
führung der Schulden auch in
Bayern höchste Priorität einge-
räumt werden. Der ORH benenne
auch Möglichkeiten, wie der Staat
zu höheren Einnahmen kommen
könne, fügte der Präsident hinzu.
Würden die Vorschläge des ORH
aufgegriffen und umgesetzt, „kä-
me die Staatsregierung bei ihren
Sparanstrengungen schon ein gut-
es Stück weiter“.

Sorgsamerer Umgang

Vor 100 Jahren legte der ORH
dem Landtag das erste Mal seinen
Jahresbericht vor. Fischer-Heidl-
berger zufolge hat sich seither
vieles verändert. „Unser Grund-
anliegen ist jedoch im Wesentli-
chen gleich geblieben - dass der
Staat sorgsamer mit dem Geld der
Steuerzahler umgeht.“

Der ORH-Präsident bekräftig-
te seine bereits im Vorjahr erho-
bene Forderung, die Weichen zu
stellen, um die Schulden für die
Rettung der BayernLB zurück-
zuführen. Auch mit Blick auf die
Schuldenbremse des Grundge-
setzes bestehe Handlungsbedarf,
die Regelung zur Schuldentil-
gung zügig in das Landesrecht
zu übertragen.

„Risiken für den bayerischen
Haushalt ergeben sich auch aus
dem inzwischen auf 12 Milliar-
den Euro erhöhten Haftungsbe-
trag für Bürgschaften und Ga-
rantien. Vor allem der Risiko-
Schirm für die BayernLB kann
die Steuerzahler deutlich teurer
kommen als die bisher ange-
nommenen 1,6 Milliarden Eu-
ro“, mahnte Fischer-Heidlberger.

Anlass zur Kritik bietet laut
ORH auch der Umstand, dass
der Freistaat seine Bürgschafts-
und Garantieverpflichtungen er-
neut ausgeweitet hat. Der maxi-
male Gesamthaftungsbetrag be-
lief sich Ende 2009 auf rund 12
Mrd. Euro. Zusätzlich wurde der
Ermächtigungsrahmen für Bürg-
schaften und Garantien um 2
Mrd. Euro erhöht, obwohl der
bisherige Rahmen noch bei Wei-
tem nicht ausgeschöpft war. Der
ORH fordert, das Bürgschafts-
und Garantievolumen sowie den
Ermächtigungsrahmen deutlich
zu reduzieren. Im Haushalt seien
kaum noch Rücklagen vorhan-
den, wenn der Staat aus diesen
Verpflichtungen in Anspruch ge-
nommen wird. Hier drohten er-
hebliche Risiken für zukünftige
Haushalte.

Ein weiterer Negativpunkt:
Zur „Verwaltungsreform 21“ be-
schloss der Ministerrat 2004, die
Hochbau- und Straßenbauämter
zu insgesamt 22 Baubehörden
zusammenzuführen. Darüber
hinaus sollten die Zuständigkeits-
sprengel mit den Wasserwirt-
schaftsämtern abgestimmt wer-
den, damit für beide Verwaltun-
gen einheitliche Amtsbezirke
entstehen. Vor allem sollten aber
Aufgaben abgebaut werden, z. B.
indem mehr Aufträge an Private

vergeben werden. Wie der Ober-
ste Rechnungshof darlegt, wer-
den die neuen Amtsbezirke im
Hochbau jedoch dem Aufgaben-
anfall nicht immer gerecht und
führten zu ungünstigen Ämter-
strukturen. Auch sei das Aufga-
benvolumen nicht wie erwartet
zurückgegangen. Der Vergabean-
teil habe sich erhöht. Da die Pro-
jekte von den Behörden nach wie
vor begleitet werden müssten,
führe dies aber nicht zu den er-
hofften Einsparungen. Die Bau-
verwaltung müsse deshalb eine
weitere Standortkonzentration im
Hochbau prüfen, vor allem aber
müsse sie den Aufgabenabbau
in allen Reformbereichen mit
Nachdruck weiter vorantreiben.

„Überörtliche Rechnungsprü-
fung der kleinen Gemeinden neu
organisieren!“ lautet eine weite-
re Forderung des ORH. Wäh-
rend bei den meisten größeren
Gemeinden der Kommunale
Prüfungsverband die Rech-
nungsprüfung übernimmt, sind
für die kleineren Gemeinden ei-
gene Rechnungsprüfungsstellen
an den Landratsämtern einge-
richtet. Eigentlich sollten die
kleineren Gemeinden und ihre
weiteren Einrichtungen (z. B.
Zweckverbände) alle drei bis
vier Jahre geprüft werden. Der
ORH hat nun festgestellt, dass
dieser Turnus meist nicht einge-
halten wird. Manchmal vergin-
gen zehn Jahre und mehr, bis ei-
ne Gemeinde kontrolliert wird.
Schuld daran seien Personal-
mangel, zu viele andere Aufga-
ben und insbesondere die zer-
splitterte Aufbauorganisation mit
71 Rechnungsprüfungsstellen.
Diese seien zu klein, um die Prü-
fungsaufgaben wirksam wahr-
nehmen zu können. Der ORH
fordert daher, die Rechnungsprü-
fung aller Gemeinden bei dem
darauf spezialisierten Kommu-
nalen Prüfungsverband zu kon-
zentrieren.

Handlungsbedarf sieht der
Oberste Rechnungshof auch bei
den Staatsstraßen und Brücken,
deren Zustand sich in den ver-
gangenen Jahren erheblich ver-
schlechtert habe. Nach einer
Messung der Staatsbauverwal-
tung überschreitet auf einer Ska-
la von „0“ (sehr gut) bis „5“
(schlecht) bereits ein Drittel der
Straßen den Wert 4,5. Konkret
bedeute dies, dass dort verkehrs-
beschränkende Maßnahmen dro-
hen. Auch im bundesweiten Ver-
gleich schnitten die bayerischen
Straßen nicht gut ab. Dabei hatte
der Landtag schon lange gefor-
dert, dass die Erhaltung der vor-
handenen Straßen und Brücken
Vorrang vor dem Neu-, Um- und
Ausbau haben soll. Dies müsse
nun auch konsequent umgesetzt
werden, denn: „Die heute unter-
lassenen Erhaltungsmaßnahmen
führen morgen zu deutlich höhe-
ren Folgekosten.“

„Dilettantisches Verfahren“

Eine „unzureichende Konzep-
tion“ sowie ein „dilettantisches
Förderverfahren“ charakterisier-
ten wiederum den Aufbau eines
energietechnologischen Grün-
derzentrums, für das der Frei-
staat 1,4 Mio. Euro aufwendete.
Es sei nicht einmal klar, ob sich
im Gründerzentrum tatsächlich
Existenzgründer angesiedelt ha-
ben. Hier müsse das Wirtschafts-
ministerium gründlich nachar-
beiten und zu Unrecht gewähr-

te Subventionen zurückfordern.
Seit Jahren mahnt der ORH ei-

nen effizienteren Personaleinsatz
in der Steuerverwaltung an. Nun
hat er bei den Finanzämtern die
Veranlagungsstellen für Perso-
nengesellschaften unter die Lupe
genommen und vorgeschlagen,
diese neu zu strukturieren. Die
Beamten des gehobenen Dien-
stes sollten sich auf die schwieri-
gen und risikoreichen Vorgänge
konzentrieren, während der mitt-
lere Dienst alle anderen Fälle be-
arbeitet. Das Finanzamt Mün-
chen hat dies bereits vorgemacht.
Dadurch könnten 40 Mitarbeiter
des gehobenen Dienstes für stark
unterbesetzte Prüfungsdienste
eingesetzt werden - z. B. in der
viel ertragsreicheren Betriebsprü-
fung. Dort fehlten 2009 gegenü-
ber dem Personalsoll 319 Mitar-
beiter. So könnten Steuermehr-
einnahmen im zweistelligen Mil-
lionenbereich erzielt werden.

Stiftung verspekuliert sich

„Gut gemeint - aber noch nicht
gut gemacht“ lautet das Urteil
über die Landesstiftung „Hilfe für
Mutter und Kind“, die seit dem
Jahr 2002 durch risikoreiche Fi-
nanzprodukte (Options- und Ter-
mingeschäfte) erhebliche Verlu-
ste erlitten habe. Das Grundstock-
vermögen der Stiftung wurde um
4 Mio. Euro geschmälert. Auch
sonst musste der ORH Defizite
feststellen. So war das Rech-
nungswesen fehlerhaft; selbst we-
sentliche Geschäftsvorgänge wur-
den zum Teil nicht oder unvoll-
ständig gebucht. Zudem habe die
Stiftung aufgrund unrichtigerAn-
gaben viel zu hohe Zuschüsse
vom Staat erhalten. Das Sozial-
ministerium müsse seineAufsicht
über die Landesstiftung daher
dringend intensivieren und recht-
zeitig schützend und unterstüt-
zend eingreifen. Als Folge des
früheren Fehlverhaltens müsse
die Stiftung nun zu Unrecht erhal-
tene Zuwendungen von 6,2 Mio.
Euro zuzüglich Zinsen von 1,5
Mio. Euro zurückzahlen.

Ein gesonderter Abschnitt des
Jahresberichts enthält die Ergeb-
nisse der Prüfung des ORH beim
Bayerischen Roten Kreuz (BRK).
Das BRK erlitt in den Jahren
2000 bis 2007 große Verluste, das
Eigenkapital hat sich um 85 Mio.
Euro verringert. Damit das BRK
seine im allgemeinen Interesse
liegendenAufgaben dauerhaft er-
füllen kann, muss der Kosten-
deckungsgrad laut Rechnungshof
generell verbessert werden.

Laut Finanzminister Georg
Fahrenschon liegt die Steuer-
deckungsquote 2008 mit 87,1
Prozent um 8,1 Prozentpunkte
über dem Durchschnitt der übri-
gen westlichen Flächenländer
(79,0 Prozent). Die Zinsausga-
benquote 2008 beträgt im Frei-
staat nur 2,7 Prozent gegenü-
ber 8,2 Prozent der anderen
Flächenländer West. Mit einer
Investitionsquote von 12,0 Pro-
zent gegenüber lediglich 8,7 Pro-
zent der übrigen Flächenländer
West liegt Bayern auch bei den
Investitionen an der Spitze.

Auch nach Einrechnung der
gesamten Verschuldung im Rah-
men des Stabilisierungsfonds Fi-
nanzmarkt und BayernLB und
der aufgeschobenenAnschlussfi-
nanzierungen errechne sich für
den Freistaat Bayern die niedrig-
ste Pro-Kopf-Verschuldung von
2.606 Euro, hob Fahrenschon
hervor. Das zweitbeste Land
Sachsen weist zum Jahresende
2009 eine Pro-Kopf-Verschul-
dung von 2.849 Euro aus, Baden-
Württemberg folgt mit 3.879 Eu-
ro. Die Pro-Kopf-Verschuldung
der Ländergesamtheit liegt sogar
bei 6.175 Euro. DK

Reaktionen auf den ORH-Bericht:

Staatsregierung sieht
Haushaltspolitik bestätigt

Der ORH nennt in seinem Jahresbericht zahlreiche Fälle von
sachlicher und bürokratischer Geldvergeudung, vom Straßenbau
bis zum Wildverbiss. Dem Freistaat wird empfohlen, Aufgaben
abzubauen und sich auf seine Kernbereiche zu konzentrieren, kei-
ne Belastungen in die Zukunft zu verlagern und nur dort zu för-
dern, wo es wirklich notwendig sei. Die staatliche Schuldenlast
steigt laut ORH 2010 auf rund 47 Mrd. Euro. Das Kabinett See-
hofer hat sich vor dem am 21. Dezember vorgesehenen Beschluss
über den Etat 2011/12 bereits für Personalabbau ausgesprochen,
ausgenommen die Schwerpunkte Familie, Bildung, Innovation
und Investition. Nächstes Jahr soll mit 42-43 Mrd. Euro nicht
mehr ausgegeben werden als heuer; dies ohne Neuverschuldung.

Finanzminister Georg Fah-
renschon zog das Fazit, der ORH
habe der Staatsregierung insge-
samt eine geordnete Haushalts-
und Wirtschaftsführung bestätigt.
Jedoch habe Bayern als Folge der
weltweiten Finanzmarkt- und
Wirtschaftskrise trotz seiner im
Vergleich mit anderen Bundes-
ländern guten Situation mit enor-
men finanzwirtschaftlichen Her-
ausforderungen zu kämpfen. Die
Verlusterwartungen für das im
Dezember 2008 abgeschirmte
ABS-Portfolio hatten sich nicht
erhöht. Nächstes Jahr seien - an-
ders als bisher angenommen -
noch keine Zahlungen aus der
Garantie zu leisten. Der ORH lie-
ge falsch, wenn er aus den bishe-
rigen Ratingverschlechterungen
oder Laufzeitverlängerungen auf
eine höhere Inanspruchnahme
des Freistaats aus der Garantie
schließe.

Länderarbeitsgruppe

Zur ORH-Forderung einer Re-
form der Grundsteuer verwies
Fahrenschon auf den bayeri-
schen, von Baden-Württemberg
und Hessen unterstützten Vor-

stoß, diese Steuer künftig nur
noch auf der Basis von Grund-
stücks- und Gebäudeflächen zu
erheben. Anfang nächsten Jahres
solle eine Länderarbeitsgruppe
Vorschläge für das weitere Ver-
fahren vorlegen.

Personalmangel

Zur Situation in den Gemein-
den äußerte sich der ORH nur un-
ter dem Vorbehalt, dass für sie der
Kommunale Prüfungsverband
zuständig sei. Die Rechnungsprü-
fungsstellen bei den Landratsäm-
tern für kleinere Gemeinden und
deren Zweckverbände hätten je-
doch ihre Aufgabe nicht immer
zufrieden stellend wahrgenom-
men. Statt drei bis vier Jahre ver-
gingen oft zehn Jahre und mehr,
bis eine Gemeinde geprüft werde.
Schuld daran seien Personalman-
gel, zu viele andereAufgaben und
insbesondere die zersplitterte Or-
ganisation mit 71 Rechnungsprü-
fungsstellen. Der ORH fordert,
die Rechnungsprüfung aller Ge-
meinden beim Kommunalen Prü-
fungsverband zu konzentrieren.

Die Opposition im Landtag
konzentrierte ihre ersten Stellung-

nahmen auf kritische Punkte des
ORH-Berichts. Da werde eine
mangelhafte personelle und tech-
nischeAusstattung der Steuerver-
waltung beanstandet, was den
Verlust auf Steuereinnahmen in
dreistelliger Millionenhöhe be-
deute. So der SPD-Haushalts-
sprecher Volkmar Halbleib. Auch
die Situation der BLB werde vom
Finanzminister heruntergespielt.
Die Grünen-Expertin Claudia
Stamm konstatierte, die Haus-
haltsrisiken durch die Misswirt-
schaft bei der Landesbank seien
deutlich größer, „als es uns der Fi-
nanzminister immer weismachen
will“. Anstatt über zusätzliche In-
vestitionsprogramme zu streiten,
waren CSU und FDP gut beraten,
dieAltlasten ihrer verfehlten Poli-
tik aufzuarbeiten. rm

Koordinierende
Kinderschutzstellen

„Eltern stärken -
Kinder schützen“

Bayerns Familienministerin
Christine Haderthauer erklärte
bei derAuftaktveranstaltung der
Koordinierenden Kinderschutz-
stelle (KoKi) Ingolstadt: Wir
müssen Eltern so früh wie mög-
lich stützen, damit sie in der La-
ge sind, ihrer Erziehungsverant-
wortung auch in schwierigen
Situationen gerecht zu werden.
Deshalb fördere ich die für Kin-
derschutz zuständigen Kommu-
nen beim Aufbau von KoKis,
die ein ,Netzwerk frühe Kind-
heit’ zwischen allen knüpfen,
die beruflich mit Säuglingen
und Kleinkindern zu tun ha-
ben.“ Bayern fördert Kommu-
nen mit einer Personalkosten-
förderung von 16.500 Euro pro
Jahr und Stelle.
Weitere Informationen unter:
www.kinderschutz.bayern.de
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(Fortsetzung von Seite 1)
wasser um insgesamt rund 95
Millionen Euro mehr als aufge-
fangen. Dadurch ergibt sich ne-
ben einer dauerhaften strukturel-
len Verbesserung eine Steige-
rung der Schlüsselzuweisungen
in 2011 um 74 Millionen Euro (3
Prozent). Die Investitionen bei
Krankenhäusern und Abwasser-
entsorgung werden durch mode-
rate Absenkung der Ansätze zeit-
lich gestreckt (Krankenhaus: mi-
nus-50 Millionen Euro auf 450
Millionen Euro, Abwasser: mi-
nus 20 Millionen Euro auf 121
Millionen Euro).

Mit Blick auf die Arbeit der
Gemeindefinanzkommission
verwies Rößle darauf, dass Bun-
desfinanzminister Dr. Wolfgang
Schäuble die grundsätzliche Be-
reitschaft des Bundes bekräftigt
habe, die Kommunen von Auf-
wendungen für soziale Leistun-
gen zu entlasten, zum Beispiel
bei der Grundsicherung im Alter
und für dauerhaft Erwerbsge-
minderte. Schäuble setzt sich für
mehr Dezentralisierung ein. Un-
ter anderem schlug er bei einem
Spitzentreffen mit kommunalen
Vertretern vor, den kommunalen
Anteil an der Einkommensteuer
von 15 Prozent innerhalb einer
Bandbreite durch kommunale
Entscheidungen selbst zu verän-
dern - nach Rößles Einschätzung
„eine verkappte Steuererhöh-
ung“.

Steigende Sozialausgaben

Was die stark steigenden Sozi-
alausgaben anbelangt, so stellte
der Finanzreferent des Bayeri-
schen Landkreistages, Emil
Schneider, fest, „dass die Ein-
gliederungshilfen für Menschen
mit Behinderung oder aber die
Jugendhilfe – um nur zwei Aus-
gabenposten stellvertretend zu
nennen – sich von der ursprüng-
lichen Sozialhilfe weit wegbe-
wegt haben, weil der Rückgriff
auf die Bürger praktisch zum
Teil unterbrochen oder zum Teil
ganz ausgesetzt wurde“.

In der Gemeindefinanzkom-
mission müsse der Bund deshalb
unbedingt prüfen, ob er den
Rückgriff in geeigneten Fällen
wieder zulässt. „Lässt er dies
nicht zu, muss der Bund aber in
der Gemeindefinanzkommission
verpflichtet werden, sich an den
Kosten in einer Größenordnung
von einem Drittel zu beteiligen“,

(Fortsetzung von Seite 1)
gleichzeitig Programm, fuhr
Stamm fort „Als Einrichtungen
vor Ort kennen Sie die Bedürf-
nisse in ihrem regionalen Umfeld
und können flexible, qualitativ
hochwertige und passgenaue Bil-
dungsangebote machen, die den
gesellschaftlichen Entwicklun-
gen und beruflichen Notwendig-
keiten Rechnung tragen.“ So fän-
den neben Bewährtem auch aktu-
elle Trends Eingang in die VHS-
Programme. Die jährlich drei
Millionen Menschen in Bayern,
die von dem vielfältigenAngebot
Gebrauch machen, bestätigten
eindrucksvoll die Bedeutung der
Volkshochschulen als verlässli-
che und kompetente Träger der
Erwachsenenbildung.

Erwachsenenbildung

Kommunalpolitiker und Bil-
dungsexperten tauschten sich
anschließend über den gesell-
schaftlichen Nutzen der Volks-
hochschule und ihre zukünftigen
Aufgaben aus. „Volkshochschu-
len können die Antworten für das
21. Jahrhundert geben“, meinte
Julia Lehner vom Bayerischen
Städtetag. Die Politik müsse nur
mitgehen; die vhs sei ein Muss
für die Gesellschaft der Zukunft.
„Bildungspolitik wird zu sehr als
Schulpolitik verstanden. Wir wer-
den darum kämpfen, dass die Er-
wachsenenbildung innerhalb der
Bildung adäquat mit angesiedelt
wird“, erklärte Karl Heinz Eis-
feld, 1. Vorsitzender des bvv.

Laut einer Studie hat jeder
zweite Bürger im Raum Nürn-
berg einen Migrationshinter-
grund. Bildungsexperte Rudolf
Tippelt, LMU München, mahn-
te, dass gerade diese Zielgruppe

(Fortsetzung von Seite 1)
mierung darstellen, sondern
müsse ein Leitbild für die Ent-
wicklung darstellen, betonte
Monika Beltinger vom Bau- und
Planungsausschuss des Bayeri-
schen Städtetags. Annette Karl,
MdL, Mitglied des Ausschusses
für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie sowie des
Ausschusses für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten im
Bayerischen Landtag, und Josef
Steigenberger, Stellvertretender
Vorsitzender des Bezirksver-
bands Oberbayern des Bayeri-
schen Gemeindetags, waren der
Meinung, dass auf Ebene der
Regionalen Planungsverbände
(RPV) unter anderem durch den
Einsatz von Regionalbudgets ei-
ne Stärkung nötig sei.

Ökologie ernst nehmen

Dr. Maria Wellan, Ständige
Vertreterin des Geschäftsführen-
den Präsidialmitglieds des
Bayerischen Landkreistags, er-
klärte, dass auch über die Zu-
schnitte der RPVs nachgedacht
werden müsse. Otto Kurz, Spre-
cher der Regionalgruppe Bayern
der Vereinigung der Stadt-, Re-
gional- und Landesplanung
(SRL) schlug vor, die RPVs als
regionale Arbeitsplattformen zu
nutzen und so das Landesent-
wicklungsprogramm mit Leben
zu füllen. Prof. Dr.-Ing. Helmut
Gebhard, Beiratsmitglied des
Bayerischen Landesvereins für
Heimatpflege, merkte an, dass in
der bisherigen Diskussion die
ökologischen Fragestellungen
als Grundlage menschlichen Le-
bens noch zu stark unterbelichtet
seien und diese nicht dem Fokus
auf wirtschaftliche Interessen
zum Opfer fallen dürften. Her-
mann Steinmassl, Sprecher der
Arbeitsgemeinschaft der Regio-
nalen Planungsverbände und
Traunsteiner Landrat entgegnete,
dass die Regelung durch Bauge-
setzbuch und Bundesnatur-
schutzgesetz ausreiche und das

hob Schneider hervor. Damit
würden die Bezirke und Land-
kreise „zulässigerweise entla-
stet“. Für den Bund hätte eine
Kostenbeteiligung den Vorteil,
dass er viel sensibler wäre bei
der weiteren Einführung von
Standards. Als Beispiel hierfür
nannte Schneider das bayernwei-
te Konnexitätsprinzip, das im
Landtag dafür gesorgt habe,
„dass die Freude, neue Dinge
einzuführen, deutlich gebremst
ist“.

„Großbaustelle
Grundsteuer“

Statt bei der Gewerbesteuer
oder der Einkommensteuer
Überlegungen anzustellen, sollte
man die „Großbaustelle Grund-
steuer“ unter die Lupe nehmen,
riet der Finanzexperte. Dies wür-
de die Grundausstattung der Ge-
meinden deutlich verbessern.
Seit 40 Jahren existiere bei der
„viel zu niedrigen“ Grundsteuer
ein Reformstau - „eine Situation,
die so auf Dauer nicht mehr halt-
bar ist und dem Ziel einer ausge-
wogenen Finanzierung über-
haupt nicht nahe kommt“.

Schneider verwies in diesem
Zusammenhang auf den Ober-
sten Rechnungshof, der in sei-
nem Jahresbericht folgendes er-
läutert: „Die Grundstücksbewer-
tung für die Grunderwerbsteuer
und die Erbschaft- und Schen-
kungsteuer wurde seit Mitte der
neunziger Jahre reformiert. Die
Grundsteuer wird dagegen noch
immer nach Einheitswerten, aus-
gehend von den Wertverhältnis-
sen des Jahres 1964, ermittelt.
Die Bewertungsregeln sind völ-
lig veraltet, das Bewertungsver-
fahren aufwändig und kompli-
ziert. Zuständig sind dafür die
Finanzämter, obwohl die Steuer
ausschließlich den Gemeinden
zukommt. Dadurch entstehen
dem Staat allein Personalkosten
von 25 Mio. Euro pro Jahr.“

Was die Aktivitäten der
Kommunalpolitischen Vereini-
gung der CSU im Jahr 2011 an-
geht, so verwies Vorsitzender
Rößle auf die geplante Landes-
versammlung am 7. Mai am
Flughafen München II mit den
Schwerpunktthemen Infrastruk-
tur und Social Media. Auch wer-
den nächstes Jahr mit Blick auf
die Kommunalwahlen 2014
zehn Regionalkonferenzen statt-
finden. DK

mit ein wenig staatlicher Hilfe
ein großes Potential für die wirt-
schaftliche und gesellschaftliche
Entwicklung im Lande darstelle.
Die vhs könne mehr Migranten
erreichen durch die Alphabeti-
sierung- und Grundbildungskur-
se, mit Angeboten zum alltags-
nahen Lernen sowie einer ver-
besserten Beratung.

Wie Bildung, die nahe liegt
und weiterbringt konkret aus-
sieht, zeigten stellvertretend für
die 217 Einrichtungen drei
Volkshochschulen anhand prak-
tischer Beispiele zum ABC des
Lebenslangen Lernens. Die vhs
Landsberg stellte als Beispiel für
die das A, Allgemeine Erwach-
senenbildung, das Studium Ge-
nerale vor. Akademisches Wis-
sen wird gut verständlich aufbe-
reitet und breiten Bevölkerungs-
schichten nahe gebracht. Das
Angebot wird überwiegend von
Teilnehmern über 50 Jahren
wahrgenommen.

Die vhs Landkreis Cham prä-
sentierte ihre Aktivitäten im Be-
reich der beruflichen Bildung in
Verbindung mit transnationalen
europäischen Projekten. Mit den
in nahezu allen deutschen Volks-
hochschulen angebotenen, euro-
paweit anerkannten Xpert-Zerti-
fikaten befähigt die vhs die Men-
schen, im Arbeitsleben mobil
und erfolgreich zu sein.

Die vhs ist der größte Partner
des Bundesamtes für Migration
und Flüchtlinge und der größte
Anbieter von Deutschsprachkur-
sen. „Wir öffnen unsere Türen
fürs Sprachenlernen und bringen
verschiedene Nationalitäten und
Altersgruppen unter einem Dach
zusammen“, machte schließlich
Reinhard Beer von der vhs Er-
langen deutlich. DK

LEP in vielen Fällen eine weitere
Bremse für die Verwirklichung
kommunaler Anliegen darstelle.

Grundversorgung der
Bevölkerung gewährleisten

Beim Thema Einzelhandel
waren sich die Diskutanten ei-
nig, dass der Umsatz über das In-
ternet in vielen Segmenten zu-
nehmen werde. Wichtig sei es
künftig, eine Grundversorgung
der Bevölkerung zu gewährlei-
sten. Dafür seien jedoch verbind-
liche Einzelhandelsentwick-
lungskonzepte für Regionen, die
im Konsens ausgehandelt wur-
den, eine sinnvollere Lösung, als
eine Diskussion über zulässige
Quadratmeterzahlen, so Karl. Ei-
ne groß angelegte Ausweisung
von Einzelhandelsflächen sei an-
gesichts der Entwicklung nicht
zukunftsfähig. Dies könnte auf
längere Sicht zu Leerständen,
entvölkerten Ortskernen und
großflächigen Einzelhandelsbra-
chen führen, warnte Michael
Krines, Präsident des Handels-
verbandes Bayern - Der Einzel-
handel e.V.

Staatsminister a. D. Erwin Hu-
ber, Vorsitzender des Ausschuss
für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie im Bayeri-
schen Landtag, fasste schließlich
den weiteren Fahrplan für die
Überarbeitung des Landespla-
nungsgesetzes und Landesent-
wicklungsprogramms zusam-
men: Ende 2012 solle das neue
LEP in Kraft treten und bis dahin
ausreichend Zeit für die An-
hörung und Diskussion geboten
sein. Wesentliche neue Themen
wie beispielsweise der Klima-
schutz und verstärkte Möglich-
keiten zur interkommunalen Zu-
sammenarbeit sollen beinhaltet
sein. Zentral sei für ihn der An-
spruch an Transparenz und Hand-
habbarkeit der Instrumente, denn:
„Durch die Vielzahl der Pläne
wird die Zukunft des Landes we-
niger gestaltet als durch die Ver-
nünftigkeit der Pläne.“ DK

Auf dem Prüfstand...

Bildung für alle...

Rückblick und...

Landtags-CSU prämiert Zukunftsidee:

Integration von Kindern
mit Behinderung

CSU-Stadträtin Bernadette Dechant ausgezeichnet

Die CSU-Stadtratsfraktion gratulierte Stadträtin Bernadette
Dechant zu ihrer Auszeichnung für das von ihr entwickelte Zu-
kunftskonzept. Rund 200 Gäste kamen in den Bayerischen
Landtag, um die Prämierung der besten Ideen für Bayern mit-
zufeiern. Im Rahmen der Abschlussveranstaltung des CSU-Zu-
kunftsdialogs „Mach mit! Wir gestalten die Zukunft Bayerns“
wurden die ausgewählten Konzepte ausgezeichnet.

In den vergangenen Monaten
wurden Bayerns Bürgerinnen und
Bürger seitens der Landtags-CSU
nach ihren Ideen für Bayerns Zu-
kunft gefragt. Über 5000 Men-
schen aus ganz Bayern haben da-
zu ihre Ideen und Konzepte ein-
gereicht. Davon wurden insge-
samt sieben Ideen prämiert. „Wir
sind stolz darauf, dass ein Mit-
glied unserer Stadtratsfraktion zu
denAusgezeichneten gehört. Ber-
nadette Dechant hat die Prämie-
rung für ihren Einsatz voll und
ganz verdient“, freut sich CSU-
Fraktionsvorsitzender Christian
Schlegl über die Auszeichnung
seiner Fraktionskollegin. Dies
zeige, dass die CSU-Stadtrats-
fraktion über kreative und enga-
gierte Köpfe verfüge, die Zeit und
Mühen nicht scheuen, um in ver-
antwortlicher Weise Politik für ih-
re Mitmenschen zu machen.

Reguläres Schulleben

Dechant setzt sich im Rahmen
ihres Zukunftskonzeptes dafür
ein, den Ausbau der Integration
von Kindern mit Behinderung an
den Regelschulen soweit als
möglich zu fördern. „In einer
aufgeklärten und christlich fun-
dierten Gesellschaft wie der un-
seren muss es möglich sein, allen
Kindern ihren Platz zu geben
und niemanden abzusondern.
Die weitestgehende Integration

behinderter Kinder in das regulä-
re Schulleben und damit auch in
das normale gesellschaftliche
Leben sollte zur Selbstverständ-
lichkeit werden“, betont De-
chant. Dies sei nicht nur ein Ge-
bot des christlichen Glaubens,
sondern auch einer vernünftigen
und von Verantwortung für alle
geleiteten Politik.

Schlegl unterstützt diese For-
derung und hebt hervor, dass die
CSU-Stadtratsfraktion sich für
die Integration einsetzen werde.
Bereits der Besuch der Regens-
burger Montessori-Schule im
letzten Jahr, die auch in diesem
Bereich integrativ arbeite, habe
die Stadtratsfraktion beein-
druckt. „Bernadette Dechant ist
bei uns mit ihrem Anliegen gut
aufgehoben. Wir wünschen uns,
dass die bayerische Staatsregie-
rung in diesem Bereich zu
schnellstmöglichen Ergebnissen
kommt“, skizziert Schlegl seinen
Zukunftswunsch.

Umsetzung

Die Auszeichnung Dechants
beinhaltet den unentgeltlichen
Besuch der Bayerischen Schlös-
ser und Museen für ein Jahr.
„Meine größte Freude wäre aber,
Ideen meines Konzepts in die
Wirklichkeit umgesetzt zu se-
hen“, kommentiert Dechant ihre
Auszeichnung.

Im Landtag: Die Preisträger des CSU-Zukunfspreises im
Bayerischen Landtag (mittig, mit Präsent) zusammen mit Georg
Schmid (Vorsitzender der CSU-Fraktion im Bayerischen Land-
tag, l.) und Wolfgang Krebs (Stoiber-Imitator, r.).

Immer mehr Schüler in Ostbayern – wie hier in der Staatlichen
Realschule Obertraubling bei Regensburg – lernen Tschechisch.
Bayerns Europaministerin Emilia Müller (3. von links), der Re-
gensburger Bundestagsabgeordnete Peter Aumer (4. von links),
die Regensburger Landtagsabgeordnete Sylvia Stierstorfer (5. von
links) und der Oberpfälzer Ministerialbeauftragte für Realschu-
len, Ludwig Meier (Mitte), machten sich vor Ort ein Bild.

Foto: obx/Henning

wichtige zusätzliche Qualifikati-
on. „Der bayerisch-böhmische
Wirtschaftsraum wächst immer
stärker zusammen“, betonte Mül-
ler. Der Regensburger Bundes-
tagsabgeordnete Peter Aumer
(CSU) ergänzte: „In wenigen
Monaten gibt es keine Einschrän-
kungen bei derArbeitnehmerfrei-
zügigkeit mehr. Schon jetzt ge-
hen viele Menschen zum Arbei-
ten über die Grenze – und zwar
in beiden Richtungen.“ Für den
ostbayerischen Einzelhandel und
das Handwerk nahe der Grenze
und gerade auch in Regensburg
hätten tschechische Kunden,

tschechische Gäste immer größe-
re Bedeutung.

Viele Fachkräfte

„Wir brauchen deshalb auf bei-
den Seiten der Grenze möglichst
viele Fachkräfte in den Betrieben,
denen die die Sprache des Nach-
barn nicht völlig fremd ist. Das
gilt aber nicht nur für Industrie,
Handel und Dienstleistungsunter-
nehmen, sondern auch für den öf-
fentlichen Dienst, für die Polizei,
die Verwaltungen, die Hilfsdien-
ste und viele andere“, sagte Mini-
sterin Müller. obx

Bayerns Grenzregion
paukt Tschechisch

Die Zahl der Tschechisch-Schüler steigt in Ostbayern im Schul-
jahr 2010/2011 auf ein neues Rekordniveau: Weil Tschechisch-
Kenntnisse für immer mehr bayerische Unternehmen zum ech-
ten Plus werden, steht die Sprache des Nachbarn immer häufi-
ger auf dem Stundenplan.

Immer mehr Schüler in Ost-
bayern lernen Tschechisch. „Mu-
sterschüler“ auf dem Weg in eine
zweisprachige Grenzregion ist
die Oberpfalz, wo in mittlerweile
knapp 50 Schulen Tschechisch
als freiwilliges Wahlfach einen
Platz auf dem Stundenplan hat.
Im neuen Schuljahr 2010/2011
ist die Zahl der Schulen, die Kin-
dern und Jugendlichen Vokabeln
in der Sprache des Nachbarn mit
auf den Weg geben, nochmals
gestiegen. 25 Realschulen, 22
Grund- und Hauptschulen sowie
jeweils zwei Gymnasien und
zwei Berufsschulen setzen auf
Tschechisch als Ergänzung ihres
Angebots. „Tschechisch-Kennt-
nisse werden besonders im
böhmisch-bayerischen Grenz-
raum immer stärker zu einem

echten Plus in der Berufswelt
und zu einem handfesten Argu-
ment auf dem Arbeitsmarkt“,
sagte Bayerns Europaministerin
Emilia Müller (CSU) beim Be-
such einer Tschechischklasse in
der Staatlichen Realschule Ober-
traubling bei Regensburg.

Zukunftschancen

„Dass bayerische Schulen
Tschechisch anbieten, ist nicht
nur eine Sache der nachbar-
schaftlichen Beziehungen und
der Völkerverständigung. Es
geht um die Zukunftschancen der
jungen Leute hier in der Region“,
sagte die Ministerin. Für deren
Zukunft, ihre beruflichen Per-
spektiven seien Tschechisch-
kenntnisse eine zunehmend
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Die Stadt der Zukunft
Neue Plattform für die Infrastruktur

Städte und Gemeinden stecken in der Zwickmühle: Einerseits
müssen sie ständig neue Dienstleistungen anbieten, wie aktuell
Online-Behördengänge per elektronischem Personalausweis.
Andererseits haben sie aufgrund des Kostendrucks ihre Ar-
beitsprozesse schlank und effektiv zu halten. Eine Lösung
dafür bietet ein intelligentes Netzwerk als Plattform für Pla-
nung, Aufbau und Verwaltung der täglichen Abläufe.

Mit einem solchen Netz kön-
nen Gemeinden ihre Effizienz
deutlich steigern und die Pro-
duktivität ihrer Angestellten er-
höhen. Die öffentlichen Dienste
sind besser erreichbar und sie
erschließen neue Modelle zur
Generierung von Einnahmen.
Zudem profitieren sie von opti-
mierter Stadtverwaltung, konti-
nuierlichem Wirtschaftswachs-
tum, höherer Lebensqualität der
Bürger und nachhaltiger Städte-
bildung.

Cisco Smart+Connected
Communities –
Die vernetzte Gesellschaft

Dafür bietet Cisco Smart+
Connected Communities – die
vernetzte Gesellschaft eine ge-
eignete, zukunftsgerichtete Lö-
sung. Sie verbindet über intelli-
gente Funktionen Städte und
Gemeinden, Bürger und Dienst-
leister, Geräte und Informa-
tionen. Das Konzept Smart+
Connected umfasst auch neue
Visionen für Aufbau, Verwal-
tung und Strukturierung von
Gemeinden und Städten, um so-
ziale, wirtschaftliche und ökolo-
gische Nachhaltigkeit zu errei-
chen.

„Die Vernetzung von Behör-
den, Privathäusern, Büros, Kli-
niken, Schulen, Versorgungs-
einrichtungen, Autos und öf-
fentlichen Verkehrsmitteln ge-
währleistet einen optimierten
und effizienten Betrieb“, erklärt
Thomas Mierschke, Managing
Director Öffentliche Hand bei
Cisco Deutschland. „Bürger
und Unternehmen erleben da-
durch eine völlig neue Art der
Zusammenarbeit, der Produkti-
vität und des wirtschaftlichen
Wachstums, ohne Kompromis-
se hinsichtlich der Umwelt. Und
diese intelligent vernetzten Ge-
meinschaften lassen sich effizi-
ent, koordiniert und sicher ver-
walten.“

Bürgerfreundlicher
Service im Bodenseekreis

Schon heute nimmt die ver-
netzte Gesellschaft von morgen
klare Konturen an, zum Beispiel
am Nordufer des Bodensees.
Acht Städte und Gemeinden im
dortigen Landkreis engagieren
sich als Testregion für die bun-

deseinheitliche Behördennum-
mer 115 – zum großen Vorteil
ihrer Bürger. Denn dadurch
werden möglichst viele Anrufe
ohne Weitervermittlung bereits
beim ersten Kontakt abschlie-
ßend bearbeitet. Dabei ist es
egal, ob die Zuständigkeit bei
einer Bundes-, Landes- oder
Kommunalbehörde liegt. Die
Lösung auf Basis von Cisco
Unified Contact Center stößt
aber auch intern Veränderungs-
prozesse an, die zu weniger
Bürokratie und höherer Verwal-
tungseffizienz führen.

„Die 115 bringt ein neues Ser-
viceverständnis in der öffent-
lichen Verwaltung zum Aus-
druck“, sagt Peter Sauter, Haupt-
amtsleiter im Landratsamt des
Bodenseekreises. „Viele Abläufe
und Beziehungen werden sich
tiefgreifend verändern – sowohl
zwischen Bürgern und der
Behörde, als auch innerhalb der
Verwaltung.“

Möglich wird dies durch
die Nutzung eines intelligenten
Netzwerks. Denn die 900 Mit-
arbeiter des Landratsamts tele-
fonieren seit Jahren über Lei-
tungen mit Internet-Protokoll
(Voice-over-IP). Durch die
gemeinsame Übertragung von
Sprache und Daten werden
Kosten sowie Verwaltungsauf-
wand minimiert. Die Mitarbei-
ter im Service-Center können
Telefon und Computer mit nur
einer Oberfläche steuern, über
den PC Anrufe starten oder bei
eingehenden Telefonaten sofort
Informationen über den An-
rufer auf dem Computerbild-
schirm sehen.

Superschnelles Internet
in Hohentengen

Hohentengen, eine kleine Ge-
meinde am Hochrhein, baut für
ihre Bürger ein Hochgeschwin-
digkeitsnetz. Damit kommen
Internet, Telefon und TV als
Komplettpaket via Glasfaser ins
Haus. Der Gemeinderat versteht
dieses Projekt als aktive Stand-
ortpolitik, um die Lebensbedin-
gungen zu verbessern und die
Wirtschaftskraft zu stärken.

Die Gemeinde entschied sich
für die skalierbare, zukunfts-
fähige Glasfaser-Technologie
von Cisco. Sie ist langfristig ko-
stengünstiger als alternative Lö-
sungen, bietet hohe Sicherheit,

verursacht kaum Aufwand im
laufenden Betrieb und be-
schleunigt zudem per Fern-
schaltung die Bereitstellung
neuer Dienste. Die Einwohner
sind begeistert – fast 80 Prozent
der Haushalte in den Ausbauge-
bieten haben bereits einen An-
schlussvertrag unterzeichnet.

„Unser Glasfasernetz ist eine
ideale Plattform für unter-
schiedliche Telearbeitsmodel-
le“, sagt Andreas Nauroth, Lei-
ter des Eigenbetriebs ‚Moderne
Kommunikationstechnik‘ der
Gemeinde Hohentengen am
Hochrhein. Arbeitnehmer kön-
nen via Netzwerk von zu Hause
aus stabil auf Informationen im
entfernten Firmennetzwerk zu-
greifen oder an virtuellen Web-
und Video-Meetings teilneh-
men. Damit bringen sie Beruf
und Familie besser in Einklang.
Außerdem entfallen viele Auto-
fahrten zum Arbeitgeber und
zurück, wodurch klimaschädli-
che CO2-Emissionen vermie-
den werden.

„Mit der Technologie von
Cisco haben wir eine absolut of-
fene Infrastruktur-Plattform, die
in Zukunft noch viele zusätzli-
che Aufgaben übernehmen
wird“, ergänzt Andreas Nau-
roth. Ein Beispiel dafür wäre
Smart Metering. Dabei werden
Stromzähler in das Netzwerk
der Gemeinde integriert, sodass
die manuelle Ablesung entfällt.
Die Technologie ermöglicht
auch das Zusammenwachsen
von Kommunikations- und Ver-
sorgungsstrukturen zu so ge-
nannten Smart Grids. Deren in-
telligentes Energiemanagement
führt zu steigender Effizienz
und höherer Versorgungssicher-
heit. Sie verbessern zudem die
wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen für dezentrale Strom-
einspeisung, etwa aus Wind-
kraft- und Solaranlagen.

Fazit

Die aktuellen Herausforde-
rungen in Städten und Gemein-
den können nur mit einer um-
fassenden intelligenten Netz-
werklösung als Plattform gelöst
werden. Doch ob Klimaschutz,
Sicherung der Infrastruktur oder
Entwicklung neuer Formen der
Zusammenarbeit: Eine Partner-
schaft zwischen öffentlicher Ver-
waltung und privaten Unterneh-
men ist dabei unabdingbar.

Kontakt:
Cisco Systems GmbH
Am Söldnermoos 17
85399 Hallbergmoos
Telefon 0800 - 187 36 52
www.cisco.de.

Advertorial

Kommunales WebGIS:

Infrastruktur, Betriebsform,
Wirtschaftlichkeit

Ein Seminar für Einsteiger und Umsteiger

Mit den technischen, organisatorischen und wirtschaftli-
chen Aspekten des WebGIS-Einsatzes befasst sich am 11.
Februar 2011 das Seminar „Kommunales WebGIS - Infra-
struktur, Betriebsform, Wirtschaftlichkeit“ des Arbeits-
kreises Kommunale Geoinformationssysteme, Würzburg.

Es wird aufgezeigt, welche Vorteile sich durch den Einsatz
eines WebGIS für das Geodatenmanagement, die Geodaten-
nutzung und den Systembetrieb ergeben. Vertiefend widmet
man sich, auch in Form eines Anwenderberichtes, dem Thema
des WebGIS-Hostings, einer Betriebsform, die gerade von
kleineren Kommunen immer häufiger nachgefragt wird. Eine
Übersicht über Freie Software und Open Source Software zur
Realisierung eines WebGIS, verbunden mit einer Vorstellung
amtlicher und nichtamtlicher Geodatendienste für das kommu-
nale WebGIS, schließt das Seminar ab.

Interessenten finden das Seminarprogramm auf der In-
ternet-Seite www.akogis.de.

Information zum AKOGIS –
Arbeitskreis Kommunale Geoinformationssysteme

Vertreter aus Kommunen und Landratsämtern, aus der Ver-
messungsverwaltung, aus Ingenieurbüros, Systemhäusern,
GIS-Dienstleistungsunternehmen und aus dem Hochschulbe-
reich haben den Arbeitskreis Kommunale Geoinformationssy-
steme im Jahr 2004 mit dem Ziel gegründet, praxiskonforme
Verfahrenslösungen und Standards für die Nutzung und den
Betrieb von Kommunalen Geoinformationssystemen auszuar-
beiten und zu veröffentlichen.

Die Empfehlungen des Arbeitskreises sollen den GIS-Ver-
antwortlichen in den Kommunen eine praxisbezogene Ent-
scheidungshilfe sein und die Verständigung zwischen Lei-
stungsnehmern und Leistungsgebern vereinfachen und er-
leichtern, damit letztendlich eine qualitativ hochwertige kom-
munale Geodateninfrastruktur entsteht und dauerhaft erhalten
bleibt.

Die Arbeitsergebnisse des AKOGIS werden in den kosten-
los über das Internet zu beziehenden Heften der Schriftenreihe
„Arbeitshilfen zur Einrichtung, Führung und Nutzung Kom-
munaler Geoinformationssysteme“ und in Seminaren veröf-
fentlicht.

ITK ist Motor für
Wachstum und Innovation

Ein Viertel des BIP-Wachstums geht auf den Einsatz von ITK zurück
BITKOM-Studie: Vier von fünf ITK-Firmen führen 2010 neue Produkte ein

IT und Telekommunikation (ITK) sind die wichtigsten Impuls-
geber für neue Produkte und Dienste und leisten damit einen
erheblichen Wachstumsbeitrag für die deutsche Volkswirt-
schaft. Das zeigt eine aktuelle Studie des Zentrums für Eu-
ropäische Wirtschaftsforschung (ZEW) im Auftrag des High-
tech-Verbands BITKOM. Danach führen inzwischen 40 Pro-
zent aller innovativen Unternehmen in Deutschland Neuerun-
gen ein, die im Wesentlichen auf ITK beruhen.

Nach Berechnungen der For-
scher ging in den Jahren 1999 bis
2007 somit fast ein Viertel (23
Prozent) des BIP-Wachstums in
Deutschland auf den Einsatz von
ITK zurück. „Die Herstellung ge-
eigneter Rahmenbedingungen
muss ein Top-Thema der High-
Tech-Politik bleiben“, sagte BIT-
KOM-Präsident Prof. Dr.August-
Wilhelm Scheer im Vorfeld des
5. Nationalen IT-Gipfels. „Der IT-
Gipfel ist eine ideale Plattform für
den Austausch zwischen Politik
und Wirtschaft sowie zur Ent-
wicklung gemeinsamer Projekte
für die Gestaltung der digitalen
Welt.“

Basisinfrastruktur

Wichtige Themen waren in die-
sem Jahr die steuerliche Förde-
rung von Forschung und Ent-
wicklung, eine erleichterte Zu-
wanderung von Fachkräften so-
wie der weitere Breitbandausbau.
„IT und Telekommunikation tra-
gen ganz maßgeblich zur Wirt-
schaftsleistung in Deutschland
bei“, ergänzte BITKOM-Vize-
präsident René Obermann. „Flä-
chendeckende, schnelle Netze in
Festnetz und Mobilfunk sind die
Basisinfrastruktur für künftige In-
novationen.“

Nach den Ergebnissen der BIT-
KOM-Studie gehört die ITK-
Branche zu den innovativsten
Wirtschaftszweigen. 81 Prozent
der Anbieter von Software und
IT-Services sowie 78 Prozent der

Hardware-Hersteller haben im
Jahr 2010 neue Produkte oder
Dienste auf den Markt gebracht.
Das ist der mit Abstand höchste
Wert aller Branchen in Deutsch-
land. „Die Palette der Neuerun-
gen reichte zuletzt von Smartpho-
nes über Tablet-PC bis zum
Cloud Computing bei professio-
nellen IT-Anwendern“, sagte
Scheer. Im Branchen-Ranking
folgen die Elektrotechnik mit 70
Prozent aller Unternehmen sowie
die Chemie- und Pharma-Indu-
strie mit 69 Prozent. Im Maschi-
nenbau führen 64 Prozent der Un-
ternehmen Innovationen ein.

Potenziale ausschöpfen

Dass die ITK-Branche innova-
tiver ist als die Wirtschaft insge-
samt, zeigt sich auch an einem
anderen Indikator. Im Schnitt ge-
ben die ITK-Unternehmen in
Deutschland 7 Prozent ihres Um-
satzes für Forschung und Ent-
wicklung aus. Das ist mehr als
doppelt so viel wie im Schnitt der
Gesamtwirtschaft, die auf 2,6
Prozent kommt. Unter den ITK-
Teilbranchen liegen die Hersteller
von Kommunikationstechnik mit
12,6 Prozent vom Umsatz vor
den Software-Anbietern mit 9,2
Prozent. Aus Sicht des BITKOM
sind Wirtschaft und Politik ge-
meinsam gefordert, um die Po-
tenziale der Informations- und
Kommunikationstechnologien
voll auszuschöpfen.

Beim 5. Nationalen IT-Gip-

fel kamen rund tausend Spitzen-
vertreter aus Politik, Wirtschaft
und Wissenschaft zusammen. Zur
Vorbereitung arbeiteten acht Ar-
beitsgruppen ganzjährig zu The-
men wie E-Government, digitale
Infrastrukturen oder dem High-
tech-Standort Deutschland. In
den vergangenen Jahren sind dar-
aus zum Beispiel die Breitband-
strategie, die Einführung der Be-
hördenrufnummer 115, der neue
Personalausweis und mehrere
Projekte zu Bildung und Qualifi-
kation hervorgegangen.

In diesem Jahr wurde bereits
im Vorfeld des Gipfels ein Daten-
schutzkodex für Geodatendienste
vorgelegt. Scheer: „Der Geoda-
tenkodex enthält eine Selbstver-
pflichtung der Wirtschaft, die den
Verbrauchern Rechte einräumt,
die weit über das gesetzliche Maß
hinausgehen. Absolute Transpa-
renz und Widerspruchsmöglich-
keiten mit wenigen Klicks stehen
im Mittelpunkt.“

Fit für die Zukunft

Beim diesjährigen IT-Gipfel
ging es vor allem darum, den
Aufbau digitaler Infrastrukturen
voranzutreiben. „Die neuen Tech-
nologien leisten einen wichtigen
Beitrag für die Energieversor-
gung der Zukunft, den Aufbau
von Elektromobilität und ein mo-
dernes, kosteneffizientes Gesund-
heitssystem“, sagte Scheer. Dane-
ben müssen Behörden und Schu-
len mit intelligenten Netzen fit für
die Zukunft gemacht werden.

In der neuen ITK-Strategie
der Bundesregierung „Deutsch-
land Digital 2015“, die beim IT-
Gipfel diskutiert wurde, ist der
Aufbau intelligenter Netze be-
reits ein wichtiges Thema. Eine
zentrale Aufgabe ist dabei der
weitere Breitbandausbau in Mo-
bilfunk und Festnetz. „Für diese
Milliardeninvestitionen braucht
die Branche allerdings stabi-
le und investitionsfreundliche
Rahmenbedingungen“, betonte
BITKOM-Vizepräsident Ober-
mann.

Hinweis zur Methodik: Die
Studie „ITK als Wegbereiter von
Innovationen“ wurde vom Zen-
trum für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW) im Auf-
trag des BITKOM durchgeführt.
Teil der Studie ist eine repräsenta-
tive Unternehmensbefragung von
1.550 ITK-Firmen sowie 1.000
ITK-Anwenderunternehmen aus
anderen Branchen.

AKDB-Geschäftsfelder:

Erneut vom
TÜV zertifiziert

Auch in diesem Jahr hat der
TÜV Süd den hohen Qualitäts-
maßstab der AKDB bestätigt.
Mitte November führte der TÜV
sein Überwachungsaudit zur
ISO 9001:2008 durch. In Bay-
reuth und München informierte
sich TÜV-Auditor Elmar Kaiser
in zahlreichen Gesprächen mit
AKDB-Geschäftsfeld-Mitarbei-
tern über die Prozesse im Kun-
denservice und in der Verfah-
rensentwicklung.
Die Ergebnisse waren wieder
positiv, so dass die AKDB das
Zertifikat behält. Fazit des TÜV-
Auditors: Der AKDB wurde ein
„gut funktionierendes und wirk-
sames Managementsystem, das
die Anforderungen der Norm
[...] erfüllt und von den Mitarbei-
tern beachtet wird [...]“ bestätigt.
Der Auditbericht erwähnt positiv
die umfangreiche Testlandschaft
und die Aktivitäten im Ge-
schäftsfeld eGovernment.
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„Kommunales WebGIS - Infrastruktur, Betriebsform, Wirtschaftlichkeit“
WebGIS sind in aller Munde. Aber welche technischen, organisatorischen und
wirtschaftlichen Vorteile kann ein Web-basiertes GIS ihrer Kommune wirklich bieten?
Systemexperten und Anwender erläutern die informationstechnischen Grundlagen,
berichten aus der Praxis und diskutieren Lösungsansätze und Trends.

Termin und Ort: Freitag, 11.02.2011, Würzburg

Veranstaltungsprogramm und Anmeldung:

www.akogis.de

Vorreiterrolle:

Stadt Herford nutzt den
Sparkassen RechnungsService

Elektronische Rechnung senkt Kosten und schont die Umwelt

Seit 1. Dezember 2010 bietet die Stadt Herford einen innovativen
Service an: Geschäftspartner können ihre Rechnungen nun
elektronisch über den Sparkassen RechnungsService schicken.
Damit ist die Stadt bundesweit Vorreiter in punkto eBilling. Die
realisierte Lösung eignet sich auch für andere Kommunen.

Schlanke Verwaltung durch
moderne Prozesse: Nach diesem
Motto setzt die Stadt Herford auf
die elektronische Rechnung und
ist damit die erste Kommune in
Deutschland, die den rechtskon-
formen Austausch über den
Sparkassen RechnungsService
ermöglicht.

Im ersten Schritt kann die
Stadt elektronische Rechnungen
empfangen, archivieren und oh-
ne Medienbruch im digitalen
Workflow bearbeiten. Das spart
wertvolle Zeit, weil die Rech-
nungsdaten nun elektronisch ein-
gehen und nicht mehr per Hand
eingegeben werden müssen. Die
Übermittlung ist rechtskonform
u. a. wegen der aufgebrachten
elektronischen Signatur. Dies si-
chert das zertifizierte Verfahren
der ebills & more GmbH, nach
dem der eBilling-Service funk-
tioniert. Die Lösung der Stadt
Herford wurde ausführlich gete-

stet und steht mit dem Start des
Betriebes nun auch anderen Ein-
richtungen der Öffentlichen Ver-
waltung zur Verfügung. Selbst-
verständlich können auch Unter-
nehmen jeglicher Größe und
Branche den Sparkassen Rech-
nungsService nutzen, um Rech-
nungen elektronisch zu versen-
den und zu empfangen. Einen
kompatiblen Service bieten die
Volks- und Raiffeisenbanken als
VR-RechnungsService.

Einsparungen für
Versender und Empfänger

„Das Angebot der elektroni-
schen Rechnungsstellung ist für
die Stadtverwaltung ein weiterer
Schritt, um Verwaltungsabläufe
mit Hilfe der elektronischen Da-
tenverarbeitung schneller und
kostengünstiger zu gestalten“,
erläutert Jörg Hartmann, Leiter
der Abteilung Kämmerei, Steu-

ern und Stadtkasse in Herford.
Die Stadt erhält rund 20.000
Rechnungen jährlich. Mit Um-
stellung auf die elektronische
Rechnung eröffnet sich ein Ein-
sparpotenzial von 20.000 Euro.
Zudem verringert jede einge-
sparte Papierseite den CO2-Aus-
stoß, was die Umwelt schont.
Für Lieferanten ist die elektroni-
sche Rechnung einfach, preis-
werter und deutlich schneller als
die Papierrechnung. Bis zu 85 %
lässt sich an direkten und indi-
rekten Kosten sparen.

„In den kommenden Jahren
wird sich der Anteil elektroni-
scher Rechnungen drastisch er-
höhen. Wir rechnen bereits mit
über 2 Milliarden elektronischer
Rechnungen im B2B-Bereich
für 2014 in Deutschland“, erklärt
Andreas Viersbach, Bereichslei-
ter Vertrieb bei der ebills & mo-
re. „Die Stadt Herford ist somit
für die Zukunft bestens gerüstet.
Und wir rechnen damit, dass di-
verse Kommunen diesem Bei-
spiel folgen werden.“

Über den elektronischen
RechnungsService

Dem Angebot der ebills &
more liegt ein webbasiertes Ver-
fahren mit universellem Zugang
zugrunde: Ein Nutzer muss le-
diglich über Browser & Internet-
zugang verfügen und sich regi-
strieren, um seine Rechnungen
über die Plattform abwickeln zu
können. Das Prinzip ist denkbar
einfach: Der Anwender schreibt
wie gewohnt seine Ausgangs-
rechnung in der vorhandenen

Branchen- bzw. Faktura-Lösung
wie Sage oder Lexware. Word
und Excel sind auch möglich.An-
statt nun die finale Version auf
Papier auszudrucken, wählt er
SIMPLYST Express in der Dru-
ckerauswahl und erzeugt damit
automatisch ein lesbares PDF so-
wie einen XML-Datensatz. Bei
Bedarf lassen sich auch Doku-
mente als Anlagen anhängen.

Alles andere läuft im Hinter-
grund auf der Web-Plattform von
ebills & more: Es wird eine steu-
errechtlich erforderliche, qualifi-
zierte elektronische Signatur auf-
gebracht. Dann schickt das Sy-
stem die digitale Rechnung an
den Empfänger und prüft die Sig-
natur, damit sich wie gewohnt die
Vorsteuer ziehen lässt. Außerdem
kann das signierte Rechnungs-
PDF mit allen Zusatzdaten in ei-
nem Web-Archiv abgelegt wer-
den, wo es zehn Jahre für Versen-
der und Empfänger zugänglich
ist. Der Rechnungsempfänger er-
hält das Rechnungs-PDF mitsamt
Signatur und Prüfreport kosten-
los. Bei Bedarf übermittelt ihm
das System auch die Rechnungs-
daten in einem Format, das er di-
rekt weiterverarbeiten kann.

Vertrieb vor Ort

Den Vertrieb vor Ort überneh-
men die teilnehmenden Sparkas-
sen und Volks- und Raiffeisenban-
ken mit ihren bundesweiten Filial-
netzen sowie die ServiCon für die
gewerblichen Verbundgruppen
und Franchise-Systeme im ZGV.
Alle drei Institutionen bieten den
Vorteil der vorhandenen Kun-
dennähe, da sie zu den meisten
Unternehmen im deutschen Mit-
telstand bereits Geschäftsbezie-
hungen unterhalten. Der Rech-
nungsService erweitert den eta-
blierten, elektronischen Zahlungs-
verkehr. Er ist in vielen Anwen-
dungen für Onlinebanking und
Cash-Management wie SFirm32,
StarMoney, Genocash, Windata
und weiteren bereits integriert.

Von links: Staatssekretär Franz Josef Pschierer, Bundeswirt-
schaftsminister Rainer Brüderle und der AKDB-Vorstands-
vorsitzende Alexander Schroth.

AKDB mit Bürgerservice-Portal
beim IT-Gipfel in Dresden

Zum fünften Nationalen IT-Gipfel des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Technologie trafen sich in Dresden Spitzenver-
treter aus Politik und IT-Branche, um gemeinsam an der Wei-
terentwicklung des ITStandortes Deutschland zu arbeiten.
Auch die AKDB als Marktführer für Kommunalsoftware
nahm an dem Kongress teil und präsentierte dort mit dem
Bürgerservice-Portal eine ihrer neuesten Entwicklungen.

In Kooperation mit Staatsse-
kretär Franz Josef Pschierer, dem
IT-Beauftragten des Freistaats
Bayern, wurden die Möglichkei-
ten zur Nutzung des neuen Perso-
nalausweises für Behördengänge
vorgestellt. Die Vizepräsidentin
der EU-Kommission Neelie
Kroes, Bundesinnenminister Dr.
Thomas de Maizière und Bun-
deswirtschaftsminister Rainer
Brüderle informierten sich am ge-
meinsamen Stand des Freistaats
und derAKDB über das moderne
eGovernment-Angebot.

Das Bürgerservice-Portal der
AKDB bündelt verschiedene On-
line-Behördengänge, die durch
den Bürger einfach und bequem
von zu Hause aus erledigt werden
können. Die Nutzung des neuen

Personalausweises ermöglicht da-
bei eine sichere Identifikation ge-
genüber der Verwaltung. Viele
Voreinstellungen machen manuel-
le Erfassungen überflüssig und be-
schleunigen so Behördengänge
ganz erheblich. Auch die Verwal-
tungsmitarbeiter werden entlastet
und haben mehr Zeit für das We-
sentliche.

Zum Abschluss des IT-Gipfels
gab Bundeskanzlerin Angela
Merkel bekannt, wo die Veran-
staltung im kommenden Jahr
stattfinden wird: „In der Haupt-
stadt von Laptop und Lederho-
se“ – also in München und damit
am Hauptsitz der AKDB. Ein
weiteres Zeichen für die Vorrei-
terrolle Bayerns beim eGovern-
ment.

Elektronische Behördendienste:

Chance für mehr
Bürgerfreundlichkeit

Cloud Computing birgt noch Risiken

Anlässlich des 5. Nationalen IT-Gipfels hat der Deutsche
Landkreistag die Chancen des Einsatzes von IT in der Ver-
waltung betont, aber auch vor bestehenden Risiken und Ge-
fahren beim elektronischen Umgang mit Informationen hin-
gewiesen. Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. Hans-Günter Hen-
neke sagte: „Innovative IT-Angebote können Behördendien-
ste der Kommunen vereinfachen und transparenter machen.
Es liegt eine große Chance darin, Verwaltungsleistungen für
Bürger und Unternehmen zu verbessern.Allerdings muss ge-
rade vor dem Hintergrund aktueller Diskussionen ein beson-
deres Augenmerk auf Datensicherheit und den Schutz per-
sönlicher Informationen gelegt werden.“

E-Health-Anwendungen, Geodatendienste, der neue elek-
tronische Personalausweis oder die beabsichtigte Erweiterung
des Projektes der einheitlichen Behördenrufnummer 115 auf
das Internet seien nur einige der zahlreichen Beispiele, wie
elektronische Anwendungen die Angebotspalette der kommu-
nalen Dienstleistungen bereichern. „Die Landkreise verspre-
chen sich vom IT-Gipfel Rückenwind für die vielfältigen An-
strengungen auf kommunaler Ebene, Verwaltungsabläufe z.B.
im Wege elektronischer Medien effektiver und bürgerfreund-
licher zu gestalten“, so Henneke.

Auf der anderen Seite müssten eGovernment-Anwendun-
gen auch unter Datenschutzgesichtspunkten sicher ausgestal-
tet werden. „Die Diskussionen um GoogleStreetView oder die
jüngsten Enthüllungen von WikiLeaks bringen ganz
grundsätzliche Fragen zum Schutz von Informationen der Bür-
ger, Unternehmen und staatlichen Stellen zum Vorschein. Die-
sen berechtigten Interessen muss Rechnung getragen werden,
damit am Ende bessere und sicherere Systeme stehen. Trans-
parenz öffentlicher Verwaltung darf nicht auf Kosten der Da-
tensicherheit teuer erkauft werden.“

Daher steht der Deutsche Landkreistag etwa der Technolo-
gie des Cloud Computing für den Bereich der öffentlichen Ver-
waltung noch skeptisch gegenüber, solange Risiken nicht klar
ausgeräumt sind. Allerdings gebe es auch gute Beispiele: „Wir
begrüßen, dass die Geodatenanbieter nunmehr einen Daten-
schutz-Kodex vorgelegt haben, der das Ziel hat, die Akzeptanz
der Dienste zu fördern, indem er im Wege der Selbstverpflich-
tung Grundsätze für einen angemessenen Ausgleich der Inter-
essen von Berechtigten, Nutzern und Anbietern festlegt.“ Das
sei der richtige Weg in das digitale Zeitalter, so Henneke ab-
schließend.

Moderne Kosten- und
Leistungsrechnung

Zentrum für Zeithistorische Forschung
setzt Fachkonzept mit DATEV um

Das Zentrum für Zeithistorische Forschung (ZZF) in Potsdam hat
in seinerVerwaltung eine moderne Kosten- und Leistungsrechnung
(KLR) sowie Programmbudgets eingeführt. Projektpartner des In-
stituts wardie NürnbergerDATEVeG, deren Software fürdas neue
System zum Einsatz kommt. Mit derLösung kann das ZZFnun ge-
wissermaßen auf Knopfdruck die gewünschten Auswertungen für
sein Berichtswesen erzeugen.

Das ZZF ist ein interdisziplinär
ausgerichtetes Institut zur Erfor-
schung der deutschen und europäi-
schen Zeitgeschichte mit Sitz in
Potsdam. Seit 2009 ist es Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft (WGL)
und erhält seitdem eine institutio-
nelle Zuwendung vom Bund (50
Prozent) und von den Ländern (50
Prozent). Darüber hinaus wirbt das
Institut Drittmittel ein, unter an-
derem bei der Deutschen For-
schungsgemeinschaft.

Auf Basis des Beschlusses der
Bund-Länder-Kommission für
Bildungsplanung und Forschungs-
förderung (BLK) zur Sicherung
der Qualität der Forschung hatte
das Berliner Beratungsunterneh-
men Agresso GmbH ein Fach-
konzept erstellt, das die Ein-
führung einer KLR und von Pro-

grammbudgets beim ZZF um-
fasste.

„Für die Umsetzung des Kon-
zepts wollten wir eine pragmati-
sche und kostengünstige Lösung,
erklärt Ursula Schulz, Verwal-
tungsleiterin beim ZZF. Im Rah-
men einer Software-Evaluierung
fiel die Wahl auf DATEV-Soft-
ware. Für den Bereich Rech-
nungswesen setzt das Institut in
seiner Verwaltung bereits seit
2006 DATEV-Programme ein.
„So ist ein optimales Zusammen-
spiel der Anwendungen gegeben
– eine hervorragende Vorausset-
zung, um die Kosten- und Lei-
stungsrechnung sehr effizient zu
erstellen“, betont Steuerberater
und Wirtschaftsprüfer Klaus Bo-
gisch aus Berlin, der das ZZF in
steuerlichen und betriebswirt-
schaftlichen Belangen betreut.

Kernpunkte des Projekts

Die Kernpunkte des Projekts
waren insbesondere die Umstel-
lung des Kontenrahmens, die
Stammdateneinrichtung in der
Kostenrechnung mit Kostenstellen
und Kostenträgern sowie die Um-
setzung des Berichtswesens in der
DATEV-Kostenrechnung. Bei
letzterer wünschte das ZZF auch
individuelle „Chefübersichten“.

Die KLR wollte das Institut ins-
besondere als wichtigen Baustein
für das Gesamtsystem der inneren

Steuerung des Wissenschaftspro-
zesses einführen. „Steuerungsin-
strumente sollen dabei sowohl für
die Institutsleitungalsauchfür Auf-
sichtsgremien und Wissenschaftli-
che Beiräte zur Verfügung ste-
hen“, erläutert Ursula Schulz. Zu-
dem dient die KLR als betriebs-
wirtschaftliches Basisinstrument
zur Entwicklung und Unterstüt-
zung des Controllings und erhöht
die Transparenz von Kosten und
Leistungen.Sie schafftGrundlagen
für die Kalkulationen und fungiert
darüber hinaus als Mechanismus
zur Förderung von Wettbewerb.

Über die zweite Neuerung, die
Programmbudgets, wollte das
ZZF vor allem den Paradigmen-
wechsel von der inputorientierten

Bestandssicherung hin zur out-
putorientierten Ergebnisorientie-
rung vollziehen. Nicht mehr das
Institut, sondern dessen wissen-
schaftliche Ergebnisse und Servi-
celeistungen rücken dadurch in
den Mittelpunkt der Förderung
und Finanzierung. Diese Orientie-
rung an Ergebnissen und Leistun-
gen sowie deren Planung führt zu
einer Optimierung des Ressour-
ceneinsatzes. Finanzierungsent-
scheidungen der Zuwendungsge-
ber können sich so besser an For-
schungs- und Serviceprogrammen
orientieren, Stärken und Schwä-
chen der einzelnen Institute lassen
sich leichter identifizieren und da-
durch die Mittel zielgerichteter
einsetzen.

Umfassendes
IT-Fortbildungsangebot

AKDB unterstützt Innovationsprozesse in der
Kommunalverwaltung

Moderne Informationstechnik und eine praxistaugliche Bran-
chensoftware wie die Fachverfahren der AKDB sind wichtige
Werkzeuge, um die immer komplexeren kommunalen Dienstlei-
stungen bürgernah und effizient realisieren zu können. Diese Werk-
zeuge entfalten ihre Möglichkeiten jedoch nur in dem Maße, wie sie
von kompetenten, gut ausgebildetenAnwendern genutzt werden.

Auch im ersten Halbjahr 2011 bietet dieAKDB mit dem größten
und umfassendsten IT-Fortbildungsangebot für Kommunalverwal-
tungen ihren Kunden in über 600 Kursen in allen Regionen Bay-
erns prägnante und preiswerte Schulungen an. Aktuelle Themen
sind z. B.: Bewerberverwaltung in OK.PWS, Flächenmanagement
in TERAwin oder der elektronische Aufenthaltstitel. Investitionen
in Wissen machen sich sehr schnell bezahlt – bei nun schon im vier-
ten Jahr stabilen Seminarpreisen! Alle Seminare können auch als
individuelle Inhouse-Schulungen gebucht werden, auf Wunsch
auch mit mobiler Schulungshardware.

Wie die Informationstechnik insgesamt, so ist auch das AKDB-
Schulungsangebot ständig in Bewegung. Die AKDB informiert
darüber laufend durch Sondermitteilungen an einzelne Fachberei-
che und auf der Homepage www.akdb.de im Bereich Fortbildung.
Dort steht das neue Seminarprogramm ab sofort auch für Online-
Buchungen zur Verfügung.Aktuell werden gerade die neuen Semi-
narkataloge an alle Kunden verschickt.
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Software, die dem Menschen dient!

Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

Informieren Sie sich unter
www.akdb.de

eAkten:
Weniger Papier –
mehr Möglichkeiten!

Dokumente bestimmen sehr viele Verwaltungs-
abläufe in Kommunen. Die dabei anfallende
Papierflut wird laufend bearbeitet, abgelegt,
aussortiert und weitergeleitet – Briefe, Be-
richte, Mails, Bescheide, Daten usw. Nutzen
Sie die Vorteile der elektronischen Akten-
führung: Sparen Sie sich das aufwendige
Suchen benötigter Akten, legen Sie Doku-
mente revisionssicher ab und machen Sie

Ihre Sachbearbeitung so noch effizienter. Alle
eAkten sind mit den Fachverfahren der AKDB
eng verzahnt.

Die Wirtschaftlichkeit von elektronischen Akten
mit einem Dokumentenmanagementsystem ist
bewiesen: Nach einer Studie des Fraunhofer-
Instituts sind bei Raumbedarf und Sachkosten
Einsparungen von bis zu 80 % möglich.

Nicoletta Bauer
Zentrales und
Strategisches Marketing
der AKDB
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Legten denAnschluss für die Zukunft: Landrat Johann Fleschhut,
Finanzstaatssekretär und IT-Beauftragter des Freistaats Franz
Josef Pschierer, Bürgermeisterin Brigitte Schröder, LEW TelNet
Geschäftsführerin Erna-Maria Trixl und M-net Geschäftsführer
Anton Gleich (v. l.). Bild: LEWTelnet/Bleier

Den Anschluss an die Zukunft legen:

Start der Bauarbeiten fürAusbau
des Breitbandnetzes in Günzach

Freistaat Bayern fördert Projekt von LEW TelNet und Mnet

Neun Kilometer neue Glasfaser- und Kupferleitungen sind die
Basis des neuen Breitbandnetzes in Günzach und den Ortsteilen
Immenthal, Schöllhorn, Steig und Rohr.Ab der für das 2. Quartal
2011 geplanten Inbetriebnahme können dann rund 700 Haushal-
te im Gemeindegebiet über die neue Infrastruktur mit einer
Bandbreite von zunächst bis zu 50 Mbit/s im Internet surfen.

Vor kurzem starteten Bayerns
Finanzstaatssekretär und IT-Be-
auftragter des Freistaats Franz
Josef Pschierer, Landrat Johann
Fleschhut, Bürgermeisterin Bri-
gitte Schröder, LEW TelNet Ge-
schäftsführerin Erna-Maria Trixl
und M-net Geschäftsführer An-
ton Gleich mit einem offiziellen
Spatenstich die für das Breit-
bandnetz notwendigen Bauar-
beiten.

Das Projekt setzen LEW Tel-
Net und M-net gemeinsam um.
LEW TelNet verlegt 9.000 Me-
ter neue Glasfaser- und Kupfer-
leitungen in Günzach und den
Ortsteilen Immenthal, Schöll-
horn, Steig und Rohr. Sie ver-
binden an sechs verschiedenen
Punkten in der Gemeinde die
vorhandenen Telefonleitungen
mit dem Breitbandnetz von
LEW TelNet. Mnet wiederum

investiert in technisches Equip-
ment zur Realisierung der inno-
vativen VDSL-Technik. Nach
Abschluss der Arbeiten wird M-
net im genannten Gemeindege-
biet auf Basis der neu geschaf-
fenen Infrastruktur hochmoder-
ne Internetzugänge mit einer
Geschwindigkeit von bis zu 50
Mbit/s bereitstellen. Der Frei-
staat Bayern fördert das Vorha-
ben im Rahmen seines Pro-
gramms zum Ausbau der Breit-
bandversorgung im ländlichen
Raum. An den Investitionen für
den Aufbau der neuen Glasfa-
ser-Infrastruktur beteiligen sich
außerdem die Gemeinde Günz-
ach sowie die Unternehmen
LEW TelNet und M-net.

Mehr als 550 bewilligte
Förderanträge

„Bis heute wurden mehr als
550 Förderanträge für entspre-
chende Breitbandprojekte baye-
rischer Kommunen mit einem
Volumen von rund 39 Millionen
Euro bewilligt“, erklärte Franz
Josef Pschierer, Staatssekretär
im Bayerischen Finanzministeri-
um und IT-Beauftragter in Bay-
ern. „Das Förderprogramm lei-
stet also einen erheblichen Bei-
trag zur weiteren Stärkung der
ländlichen Regionen im Frei-
staat.“ „Dieses Projekt ist ein
wichtiger Meilenstein für Günz-
ach“, sagte Bürgermeisterin Bri-
gitte Schröder bei dem offiziel-
len Spatenstich. „Bisher kamen

wir teilweise nur im Schnecken-
tempo ins Internet. Künftig ver-
fügen wir über eine zukunftssi-
chere Breitband-Infrastruktur.
Sie stellt eine wesentliche Basis
für die weitere Entwicklung der
Gemeinde dar, denn für Unter-
nehmen, Selbstständige und
Häuslebauer ist eine gute Breit-
bandanbindung heute entschei-
dend bei der Standortauswahl.“

Komplexe Materie

Das Projekt in Günzach wird
im Rahmen der Breitbandinitia-
tive des Landkreises Ostallgäu
umgesetzt. Im Auftrag des Land-
kreises hatte ein Planungsbüro
den Bedarf der einzelnen Kom-
munen an Breitbandversorgung
ermittelt und diese Daten dann
zusammen mit den Ausschrei-
bungsunterlagen zur Einstellung
auf dem Breitbandportal und der
jeweiligen Gemeindehomepage
weitergegeben. „Durch die land-
kreisweite Initiative treiben wir
dieses Zukunftsthema vernetzt
voran. Das ist wichtig, weil die
Materie komplex, die technische
Entwicklung sehr rasant und ei-
ne Vielzahl von Anbietern mit
unterschiedlichen Lösungsmög-
lichkeiten auf dem Markt ist“,
sagte Landrat Johann Fleschhut.
„An Projekten wie hier in Günz-
ach sehen wir, dass wir mit unse-
rer Strategie auf dem richtigen
Weg sind.“

Fokus auf
Glasfasertechnologie

LEW TelNet setzt in der Regi-
on Bayerisch-Schwaben insge-
samt 21 Breitbandprojekte in
Kommunen um, von denen das
erste bereits in Betrieb ist und
weitere noch in 2010 in Betrieb
gehen werden. „Das zeigt, dass
Netzbetreiber wie LEW TelNet
das drängende Problem der Breit-

bandversorgung im ländlichen
Raum lösen können“, betonte Er-
na-Maria Trixl, Geschäftsführerin
LEW TelNet GmbH. „LEW Tel-
Net setzt bei seinen Breitband-
konzepten auf Glasfasertechnolo-
gie. Diese Infrastruktur gilt als be-
sonders leistungsstark und langle-
big und garantiert damit einen op-
timalen Einsatz der getätigten In-
vestitionen.“

Neues Internet-Zeitalter

Die künftig von M-net verfüg-
baren Telefon- und Internetan-
schlüsse liefern mit bis zu 50
Mbit/s ein Vielfaches an Ge-
schwindigkeit, was ein Standard-
DSL-Anschluss heute zu leisten
vermag. „Mit dem Spatenstich
heute beginnt der Countdown für
den Start in ein neues Internet-
Zeitalter in Günzach“, sagte An-
ton Gleich, Geschäftsführer von
M-net. „Den Bürgerinnen und
Bürgern stellen wir im Lauf des
Frühjahrs Kommunikationsan-

schlüsse zur Verfügung, wie sie
hinsichtlich ihrer Qualität und
ihrem Leistungsvermögen der-
zeit sogar nur in wenigen Städten
Deutschlands zur Verfügung ste-
hen – und das alles zu vergleich-
baren Marktpreisen wie her-
kömmliches DSL.“ Interessierte
Bürger können sich schon jetzt
unter der kostenlosen Telefon-
nummer 0800-9060902 für die
Breitbandprodukte vormerken
lassen.

Die Erschließung von Günz-
ach mit zukunftsfähigen Breit-
band-Internetanschlüssen reiht
sich in ähnlich konzipierte Pro-
jekte ein, die von M-net be-
reits in mehreren Kommunen
Schwabens, in Franken, aber
auch in München und Augsburg
angegangen worden sind. M-net
wird auch anderen Internetanbie-
tern bei Bedarf einen diskrimi-
nierungsfreien Zugang in das
VDSL-Netz in Günzach ermög-
lichen.

WLAN im Unternehmen:

Sicher geht vor bequem
Laut In-Stat Research wird es bis 2013 mehr als eine Milliarde
Endgeräte geben, die für die kabellose Kommunikation nach
WiFi-Norm IEEE 802.11 ausgelegt sind. Diese Fähigkeit ist
nicht nur eine Option unter vielen, sondern viel genutzte Pra-
xis: Immer mehr mobile Geräte wie Smart Phones, Notebooks
und Laptops stellen den Zugriff auf High-Speed-Netzwerke
über Funk her.

Während WLAN für den Ver-
braucher bereits selbstverständ-
lich ist, wird der große Boom
bei Geschäftskunden mit der
Ratifizierung von 802.11n er-
wartet. Damit stellt sich auch
die Security-Frage neu. Was
macht ein WLAN aus? Was ist
beim Übergang von kabelge-
bundenen zu kabellosen Netz-
werken oder bei kombinierten
Netzwerken zu beachten? Diese
und weitere Fragen zur Sicher-
heit in Wireless-Umgebungen,
werden hier in Grundzügen be-
antwortet.

Die Technologie hinter
dem Wireless Boom

IEEE 802.11n nutzt für die
Signalverschlüsselung komplexe
Algorithmen, die fünfmal mehr
Bandbreite und eine doppelt so
große Reichweite liefern können
– und zwar bei dem gleichen
Frequenzspektrum, das auch die
älteren Normen 802.11a und
802.11b/g haben. Dass sich das
Spektrum effizienter nutzen lässt,
liegt an Verbesserungen der phy-
sischen Übertragungsschicht der
Funkwellen und des Medienzu-
gangs sowie an mehrfachen An-
tennen und Übertragungsströ-
men, auch bekannt als MIMO
(Multiple Input Multiple Out-
put)-Technologie.

MIMO nutzt für die drahtlose
Kommunikation mehrere Sen-
de- und Empfangsantennen und
erlaubt zudem einen zeitlich
versetzen Empfang. Dadurch
lassen sich Qualität (Bitfehler-
häufigkeit) und Datenrate einer
drahtlosen Verbindung deutlich
erhöhen. MIMO-Systeme kön-
nen wesentlich mehr Bit/s pro
genutztem Hz Bandbreite über-
tragen und haben somit eine
höhere spektrale Effizienz als
konventionelle Smart-Antenna-
Systeme.

WLAN-Innovationen
werden zugänglich

Mit IEEE802.11n werden
viele neue Services und Mög-
lichkeiten, die mit 802.11g nur
ansatzweise einsetzbar waren,
zum Standard. Eines dieser Fea-
tures ist die neue Voice-over-
WiFi Handset-Technologie. Sie
machen sich die neuen Mul-
timedia-Erweiterungen von
802.11n und den ebenfalls neu-
en Stromsparmodus zu Nutze.
Dies verlängert die Betriebszei-
ten und verbessert die Audio-
qualität.

Ein weiterer Trend ist der Er-
satz von Ethernet-Switches in
den Außenbereichen des Netz-
werks durch kabellosen Zugang.
Aus Geschäftskundensicht las-
sen sich Verbindungen ver-
gleichbarer Qualität bei niedrige-
ren Verwaltungs- und Gesamtbe-
triebskosten erreichen als sie ei-
ne kabelgebundene Lösung auf-
weist.

Ebenfalls neu ist die Peer-to-
Peer-Kommunikation. Diese
Technologie wird das Home-
Entertainment revolutionieren:
Die Kommunikation zwischen
Fernsehgerät und anderen Au-
dio- und Videogeräten wird in
Hochgeschwindigkeit über Funk
laufen – und macht die „Glotze“
endgültig zum Computer.

Kabellos = schutzlos?

Bei jeder Technologie, die ei-
ne Verbindung mit der Außen-
welt herstellt, hat die Sicherheit
Vorrang. So auch bei kabellosen
Netzwerken, die mehr Gefahren
in sich bergen können als ihr ka-
belgebundenes Äquivalent. In
den vergangenen Jahren wurden
daher neue Authentifizierungs-
und Verschlüsselungsmechanis-
men wie WiFi Protected Access
Version 2 eingeführt.

Bleibende Gefahren

Was dennoch bleibt, sind Ge-
fahren wie Man-in-the-Middle-
Angriffe, Evil Twin AP/Honey-
pot, Denial-of-Service(DoS)-
Attacken, Rogue Access Points,
De-Authentication Broadcasts,
Kanalstörungen und Mac-Spoo-
fing. Einige der jüngsten be-
kannt gewordenen Hacker-Er-
folge fallen unter die so genann-
te „Drive-by“-Methode. Quasi
im Vorübergehen wurden aus
ungeschützten Funknetzen di-
verser Einzelhändler Kreditkar-
tendaten der Kunden ausgele-
sen. Speziell der Einzelhandel
muss sich mit den Data Securi-
ty Standards (DSS) der Kredit-
kartenindustrie auseinanderset-
zen. Dabei geht es unter ande-
rem darum, Netzzugangsstellen,
die als Angriffsstellen dienen
könnten, zu erfassen und deren
Absicherung nachzuweisen.

Sicherheitsanforderungen
in Wireless-Umgebungen

Bislang gab es wenige Mög-
lichkeiten, Kabel- und Funknet-
ze mit ein und derselben Sicher-
heitslösung für Netzwerke und

Applikationen zu schützen. Un-
ternehmen mit beiden Netz-
werktypen sollten darauf ach-
ten, dass ihr Sicherheitsanbieter
eine kombinierte Lösung liefert,
die beispielsweise den Wireless
Traffic über eine Unified Threat
Management (UTM) Engine
leitet. Intrusion Prevention, Cle-
ansing, Identity-Aware Policy
und Layer-7-Priorisierung lau-
fen dort parallel, so dass ein
höheres Performance-Niveau
der WLAN-Infrastruktur er-
reicht werden kann.

Transfer
unkritischer Daten

Als von vielen genutzte Res-
source wird das WLAN auch
für den Transfer von unkriti-
schen Daten genutzt, was in
manchen Fällen den geschäfts-
kritischen Datenverkehr hem-
men kann. Demzufolge ist es
wichtig, dass die Sicherheitslö-
sung Daten nach Prioritäten fil-
tern und umleiten kann.

Fazit

Die Verbreitung von Wire-
less-Services und das Kosten-
einsparungspotential der WLANs
sprechen dafür, dass Funknetze
und die damit verbundenen Ser-
vices auch im Geschäftskun-
densegment eine große Zukunft
haben werden. Die technische
Grundlage wurde mit IEEE802.11n
bereits gelegt. Die Norm wurde
im September 2009 vom IEEE
(Institute of Electrical and Elec-
tronics Engineers) ratifiziert.
Was Entscheidern letztlich nicht
abgenommen werden kann, ist
das Bewusstsein für Gefahren
und Risiken von Funknetzen
und die tatkräftige Umsetzung
von Sicherheitsmaßnahmen.
Netzwerk-Experten raten Un-
ternehmen nicht umsonst, zuerst
ihre WLANs zu sichern und
dann im zweiten Schritt das Po-
tenzial der Wireless-Welt zu
entfalten.
Autor: Christian Vogt, Regio-
nal Director Germany and the
Netherlands, Fortinet.
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MIT SICHERHEIT LTE

Immer mehr Menschen nutzen das Mobiltelefon auch für Internetanwendungen. Das Daten-
volumen im deutschen Mobilfunknetz wuchs von 3,5 Millionen Gigabyte im Jahr 2007 auf
33,5 Millionen Gigabyte im Jahr 2009. Der zunehmende Datenverkehr erfordert die Einführung
neuer Mobilfunktechnologien.

Der neue Mobilfunkstandard LTE ermöglicht eine schnellere Datenübertragung und eine grö-
ßere Übertragungskapazität. Für mobile Endgeräte sind damit im LTE-Netz Datenraten wie im
heutigen DSL-Festnetz erreichbar. Durch LTE-Technologie wird eine Versorgung der Bevölke-
rung mit schnellem Zugang zum Internet auch im ländlichen Bereich möglich.

Das IZMF beauftragte eine LTE-Messreihe, um die Sicherheit der neuen Technologie im Vorfeld
zu überprüfen. Diese Pilotstudie soll sicherstellen, dass von der LTE-Technologie keinerlei
Gefahren für die Bevölkerung ausgehen. Die Ergebnisse sind nun verfügbar.

Kontaktieren Sie uns unter der gebührenfreien Hotline 0800-330 31 33,
im Internet unter www.izmf.de oder per E-Mail: info@izmf.de

Ergebnisse der LTE-Messreihe veröffentlicht

4. Bayerischer Finanzgipfel in München:

Auf dem Weg zu einer
neuen Finanzarchitektur

Beim 4. Bayerischen Finanzgipfel in München diskutierten
hochkarätige Experten das Thema „Auf dem Weg zu einer
neuen Finanzarchitektur - systemische Wertbeiträge und sy-
stemisches Risikomanagement von Banken und Versicherun-
gen“. Einen wichtigen Teil dieser Neugestaltung betrifft nach
Aussage von Bayerns Wirtschaftsminister Martin Zeil das Re-
gelwerk Basel III mit den modifizierten Eigenkapitalvorschrif-
ten für die Kreditwirtschaft.

Laut Zeil müssen die aufsicht-
lichen Neuregelungen weltweit
nach einem einheitlichen Zeit-
plan umgesetzt werden: „Es
kann und darf nicht sein, dass
wieder einzelne Staaten aussche-
ren, wie das die USA bei Basel II
getan haben. Dies würde den
Wettbewerb erheblich verzerren.
Zudem müssen wir die Umset-
zung der Basel III-Regelungen
im Rahmen des Capital Require-
ment Directive IV, die die eu-
ropäischen Richtlinien ändern
soll, im Auge behalten.“

Die EU-Kommission plant,
den Vorschlag zur Änderung der
Richtlinien im Januar 2011 zu
veröffentlichen. Mit Blick auf
die 3-Säulen-Struktur der deut-
schen Bankenlandschaft müs-
sten die europäischen Regelun-
gen die Unterschiede in der Ge-
schäftsausrichtung und Risiko-
struktur der Institute angemessen
berücksichtigen.

Systemische Risiken
zumindest reduzieren

Wie der Minister zudem fest-
stellte, erwirtschaftet die bayeri-
sche Kredit- und Versicherungs-
branche mit über 180.000 Be-
schäftigten jährlich rund 15 Mrd.
Euro. Damit ist der Freistaat ei-
ner der bedeutendsten Finanz-
plätze Europas, der wichtigste
Versicherungsplatz in Deutsch-
land und der zweitgrößte deut-
sche Bankenstandort. Die Fi-
nanzdienstleistungsbranche
dient der Sicherung von Arbeits-
plätzen wie auch der Nachhaltig-
keit von Altersvorsorgesyste-
men. Allerdings sei bei der Pla-
nung und Konstruktion dieser
neuen Finanzarchitektur zu
berücksichtigen, dass die Durch-
führungsbestimmungen zur Er-
haltung der sich in Deutschland
erfolgreich entwickelten Vielfalt
der Unternehmensformen maß-
geschneidert sein müssen. Nur
so könnten die Wertschöpfungs-

potentiale und -beiträge, die für
den Verbraucher allerdings noch
transparenter gemacht werden
müssen, erhalten bleiben. Die
neue Finanzarchitektur solle sy-
stemische Risiken über ihr sze-
narienübergreifendes Risiko-
managementsystem möglichst
weitgehend reduzieren bzw. aus-
schließen können.

Dynamischer Aufschwung

Zeil zufolge hat Deutschland
die Finanzkrise als eines der we-
nigen Länder relativ unbeschadet
überstanden: „Wir erleben derzeit
sogar den dynamischsten Auf-
schwung seit der Wiedervereini-
gung.“ Die führenden deutschen
Wirtschaftsforschungsinstitute er-
warteten in ihrem Herbstgutach-
ten für Deutschland ein Wachs-
tum von 3,5 %. Damit liege
Deutschland in Europa mit an der
Spitze. Dank seiner wettbewerbs-
fähigen Unternehmen und der
offensiven, erfolgreichen Wirt-
schaftspolitik sei auch Bayern
hervorragend in denAufschwung
gestartet.

Wachstumslokomotive

Der Minister zeigte sich über-
zeugt, „dass der Freistaat auch
nächstes Jahr zu den Wachs-
tumslokomotiven in Deutsch-
land zählen wird“. Dennoch
blieben Risiken, wie zum Bei-
spiel die labile konjunkturelle
Entwicklung in den USA, wei-
terhin drohende Staatspleiten,
die Gefahr neuer Spekulations-
blasen oder eine Inflation durch
zu viel Liquidität, latente Risi-
ken in der Finanzbranche, eine
Überhitzung des Immobiliensek-
tors in China oder Negativfolgen
durch den Währungsstreit zwi-
schen China und den USA, so
Zeil.

Prof. Dr. Paul Achleitner, Alli-
anz SE, gab folgenden Rat-
schlag: „Wir sollten alles unter-

nehmen, um proaktiv an einem
angemessenen regulatorischen
Rahmenwerk mitzuarbeiten. Wir
sollten nicht nur für kosmetische
Veränderungen kämpfen und
nicht nur defensiv agieren. Viel-
mehr müssen wir erkennen, dass
die Zukunft der Kapitalmärkte
aber auch unserer Volkswirt-
schaften maßgeblich von der
Sinnhaftigkeit zukünftiger Regu-
larien abhängt.“

Konsolidierung tut Not

Ein „weiter so“ wie vor der
Krise dürfe es nicht geben. Soll-
ten einige Akteure aus den Feh-
lern der Vergangenheit nichts ge-
lernt haben, müssten verbesserte
Transparenzregeln greifen. Diese
müssten von einer wirkungsvol-
len Finanzaufsicht durchgesetzt
werden. Dies gelte für die Profis
ebenso wie die privaten Akteure:
„Wenn sich private Konsumen-
ten munter weiter verschulden,
entsteht schnell eine neue Blase.
Zu einer langsamer, aber umso
nachhaltiger tickenden Zeitbom-
be könnten die staatlichen Schul-
denberge werden. Hier tut Kon-
solidierung Not. Denn wir dürfen
nicht immer intensiver auf Ko-
sten der nachfolgenden Genera-
tionen leben und die langfristige
Stabilität unserer Währung ge-
fährden. Schließlich ist die aktu-
elle Stärke des Euros ist vor al-
lem der relativen Schwäche des
US-Dollars geschuldet“, bemerk-
te Achleitner.

Alternativlose Regeln

„Keiner von uns sollte seine
Unternehmen oder seinen Wäh-
rungsraum in protektionistischer
Manier abschotten“, fuhr der Fi-
nanzexperte fort. Doch die Frei-
heit des Kapitalverkehrs müsse
dort ihre Grenzen haben, wo sie
droht, systemrelevante Erschüt-
terungen auszulösen. Daher sei-
en internationale Regeln auf die-
sem Gebiet ebenso alternativlos
wie auf dem Höhepunkt der Kri-
se die staatlichen Rettungsmaß-
nahmen alternativlos gewesen
seien.

Dr. Andreas Dombret, Mit-
glied des Vorstands der Deut-
schen Bundesbank, konstatierte:

„Mit der kürzlich erfolgten Eini-
gung, die Eigenkapitalvorschrif-
ten für Banken schrittweise, aber
deutlich zu verschärfen, sind wir
bei der Aufarbeitung der Krise
einen entscheidenden Schritt
vorangekommen.“ Damit sei es
freilich nicht getan: „Wir müssen
darüber hinaus insbesondere die
von systemisch relevanten Fi-
nanzinstituten ausgehenden Sy-
stemrisiken möglichst effektiv
einschränken und das Bewusst-

Bayerischer Bankenverband e. V.:

Weiter unruhige Zeiten
für die Branche erwartet

Präsident Dr. Theodor Weimer: „Reformvorschläge
schmälern Gewinne um bis zu 40 Prozent“

Dr. Theodor Weimer, seit Oktober neuer Präsident des Bayeri-
schen Bankenverbandes e. V., hat die Branche auf der Mitglieder-
versammlung des Verbandes auf weitere unruhige Zeiten einge-
stellt. „Trotz der Tatsache, dass sich die Lage auf den Finanz-
märkten beruhigt und die Banken die Belastungen bis auf wenige
Ausnahmen verarbeitet haben, müssen wir wiederkehrende Kri-
sen als Bestandteil unseres Wirtschaftssystems akzeptieren“, stell-
te Weimer fest.

„Es wurde weltweit so viel zu-
sätzliche Liquidität in das System
gepumpt, dass die Weltwirtschaft
fragiler und instabiler geworden
ist. Wir sind in einer `Blasenöko-
nomie´ angekommen“, so Wei-
mer. Und in einer solchen seien
Krisen der Normalfall, nicht die
Ausnahme.

Warnung vor
Wettbewerbsverzerrung

Eine strengere und bessere Re-
gulierung alsAntwort auf die Kri-
se sei prinzipiell richtig. „Diese
wird dazu beitragen, die negati-
ven Folgen und die Kosten der
Krisen zu verringern.“ Weimer
warnte aber vor Wettbewerbsver-
zerrungen durch eine ungleich-
mäßige internationale Einführung
der neuen Regeln. Als negatives
Beispiel nannte er die zögerliche
Umsetzung von Basel II in den
USA. Insgesamt dürfe die Politik
die kumulativen Wirkungen der
zahlreichen neuen Regeln auf die
Profitabilität der Banken nicht
unterschätzen. „Unser Bundes-
verband hat berechnet, dass die
tatsächliche Umsetzung der bis-

her bekannten Reformvorschläge
zur Einlagensicherung, Finanz-
marktsteuer und zur Bankenabga-
be eine Reduzierung des Nach-
steuergewinns der Banken um bis
zu 40 % bedeuten würde – und
Basel III ist hierbei noch nicht ein-
mal berücksichtigt“, so Weimer.

Vertrauen zurückgewinnen

Es liege aber nicht allein an der
Politik, die Zukunft des Finanz-
sektors zu gestalten. Die Banken
müssten vielmehr gemeinsam
versuchen, ihre Strukturen, Pro-
zesse und ihr Geschäftsgebaren
so auszurichten, dass sie das in
der Krise verspielte Vertrauen der
Gesellschaft Stück für Stück
zurückgewinnen. Dies gelte auch
für Bayern. „Unser Bankenplatz
hat einen ziemlichen Hagelschau-
er erlebt. Der Bayerische Banken-
verband steht daher in einem kon-
struktiven Dialog mit der Politik.
Er verfügt mit der Finanzplatz
München Initiative über eine
Plattform zur Interessenbünde-
lung, bei der die Finanzwirtschaft
auch bankengruppenübergreifend
gut zusammenarbeitet.“

sein für systemische Risiken im
gesamten Wirkungskreis von
Überwachung und Regulierung
fest verankern“. Zudem gelte es,
das Blickfeld der Aufsicht durch
an das Schattenbankensystem
gerichtete Transparenzanforde-
rungen zu erweitern.

Podiumsdiskussion

Eine von den Präsidiumsmit-
gliedern des Bayerischen Finanz

Zentrums, Prof. Dr. Wolfgang
Gerke und Prof. Dr. Elmar Hel-
ten, moderierte Podiumsdiskus-
sion rundete das informative
Programm ab. Teilnehmer waren
Uwe Fröhlich vom Bundesver-
band der Deutschen Volks- und
Raiffeisenbanken, Dr. Theodor
Weimer, HypoVereinsbank -
Member of Unicredit sowie
Friedrich Schubring-Giese, Vor-
standsvorsitzender der Versiche-
rungskammer Bayern. DK

Kämmerertagungen in den Bezirken:

Berliner Steuerpläne in der Kritik
Die Auswirkungen der Bundestagswahl auf den Haushalt der
Gemeinden standen im Zentrum von Kämmerertagungen in
den einzelnen Regierungsbezirken. Veranstalter war jeweils
der Bayerische Städtetag.

Unüberhörbar war die Kritik
an der Bundesregierung bei der
Kämmerertagung Oberbayern
in Ottobrunn mit über 100 Teil-
nehmern - darunter zahlrei-
che Bürgermeister, Kämmerer
und Finanzreferenten. Viele Ge-
meinden wiesen auf ihre schwie-
rige finanzielle Lage hin, die sich
durch die Vorhaben der Schwarz-
gelben Koalition noch weiter ver-
schärfen werde.

Starke Belastung

Wie der stellvertretende Ge-
schäftsführer des Bayerischen
Städtetags, Bernd Buckenhofer,
erläuterte, seien mit dem Koaliti-
onsvertrag Entscheidungen über
die Köpfe der Kommunen hin-
weg getroffen worden, die künf-
tig tiefe Löcher in die Haushalte
der Gemeinden reißen könnten.
Steuererleichterungen, die die
Bundesregierung beschließt, wür-
den die Kommunen stark belas-
ten, so die Befürchtung der
Kämmerer.

Buckenhofer zufolge „haben
wir 2009 landesweit eine
schlechte Einnahmesituation.
Bei der Gewerbesteuer etwa ha-
ben wir im Vergleich zu 2008
mit 4,6 Milliarden Euro eine
Milliarde Euro weniger einge-
nommen. Und der Trend setzt
sich 2010 fort.“. 2010 könnte der
Finanzierungssaldo von Einnah-
men und Ausgaben bei bis zu 1
Milliarde Euro liegen.

Problem Unterfinanzierung

Die strukturelle Unterfinan-
zierung bleibe das beherrschen-
de Problem in den Rathäusern.
Die hohen Defizite schnürten

die Handlungsfähigkeit der
Kommunalpolitik ein; die Käm-
merer müssten unverändert an
der Konsolidierung der Haus-
halte arbeiten.

Alle sitzen in einem Boot

Ebenso besorgt zeigte sich Ot-
tobrunns Kämmerer Markus
Porombka – und dies trotz deut-
licher Rücklagen der Gemeinde
in Höhe von 15 Millionen Euro.
Laut Porombka „haben sich die
Einnahmen durch die Gewerbe-
steuer im Vergleich zum Jahr
2008 halbiert“. Gleichzeitig stei-
ge die Kreisumlagenbelastung
„möglicherweise um bis zu zehn
Prozent“. Der Kämmerer stellte
die Frage, wie lange das Un-
gleichgewicht zwischen Einnah-
men und Ausgaben bayernweit
noch tragbar ist: „Schließlich sit-
zen wir auf kommunaler Ebene
alle in einem Boot.“

Schwerpunkte

Bei der Kämmerertagung
Niederbayern/Oberpfalz in
Neumarkt standen neben dem
kommunalen Finanzausgleich
2011 Informationen der Regie-
rung zur Fördersituation und zu
Haushaltsgenehmigungen auf

der Tagesordnung. Weitere The-
men waren unter anderem die
Gemeindefinanzkommission
und Informationen der Bayern
Labo, dem Förderinstitut der
Bayern LB.

BayernLabo

Derzeit bietet die BayernLabo
bayerischen Kommunen, kom-
munalen Zweckverbänden so-
wie deren rechtlich unselbständi-
gen Eigenbetrieben und baye-
rischen Schulverbänden nach
dem Bayerischen Schulfinanzie-
rungsgesetz mit dem Investkre-
dit Kommunal Bayern in Zu-
sammenarbeit mit der KfW-För-
derbank zinsverbilligte Kredite
für eine Vielzahl ihrer Investitio-
nen im Infrastrukturbereich an.
Darüber hinaus besteht für den
gleichen Kundenkreis in den Be-
reichen Umweltschutz, Energie,
Forschung, Bildung und Ge-
sundheit die Möglichkeit zur
Aufnahme von zinsgünstigen
Förderdarlehen in Zusammenar-
beit mit der der Europäischen In-
vestitionsbank (EIB).

Bei der Kämmerertagung 2010
des Bayerischen Städtetags
für Mittelfranken in Hersbruck
(Landkreis Nürnberger Land)
ging es schließlich ebenso um
die Finanzlage der Kommunen,
aber auch um spezielle Themen
wie die Haushaltsgenehmigung
der Regierung. DK
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Gestalten Sie die Zukunft
Ihrer Kommune.

Das Förderinstitut der BayernLB

Die BayernLabo – Ihr zuverlässiger Partner
bei der Finanzierung kommunaler Investitionen.

Wir helfen Ihnen, die passende Kombination aus Kommunalkredit

und kommunalem Förderkredit zu finden. Weitere Informationen

finden Sie unter u www.bayernlabo.de

Aktives Zins- und Schuldenmanagement:

Kosten einsparen,
Risiken mindern

GZ-Interview mit Thomas Priermeier,
Abteilungsdirektor im Bereich Finanzrisikomanagement der BayernLB*

Die Folgen der Finanz- und Wirtschaftskrise haben auch in den
kommunalen Haushalten tiefe Spuren hinterlassen. Dies hat zur
Folge, dass Kämmerer verstärkt nach Wegen zur Sicherung und
Optimierung ihrer finanziellen Handlungsfähigkeit suchen. Immer
mehr Gemeinden, Städte und Landkreise setzen dabei auf ein akti-
ves Zins- und Schuldenmanagement. Zu diesem Thema sprach die
GZ mit Thomas Priermeier,Abteilungsdirektor im Bereich Finanz-
risikomanagement der BayernLB.

GZ: Herr Priermeier, wo liegt
denn der Nutzen einer Kommu-
ne, wenn sie aktives Zins- und
Schuldenmanagement betreibt?

Priermeier: Speziell vor dem
aktuellen Hintergrund schafft ein
gezieltes, professionelles Zins-
und Schuldenmanagement eine
Menge Nutzen. Wir haben speziell
in den vergangenen Monaten eine
Reihe von Kommunen verschie-
denster Größe in deren Schul-
denmanagement begleitet. Eines
der Hauptziele war es dabei, den
aktuellen Haushalt möglichst zu
entlasten und Einsparpotentiale
gezielt zu heben. Mittel- und lang-
fristig ist natürlich auch die ge-
zielte Risikosteuerung wichtig.
Das aktuell sehr niedrige Zinsni-
veau kann hier durchaus genutzt
werden, um Zinsrisiken zu senken
und die Zinskosten auf niedrigem
Niveau zu „konservieren“. Und
dies natürlich im Einklang mit den
Prinzipien einer ordentlichen,
konservativen Haushaltsführung.

GZ: Das klingt zunächst ein-
fach. Die Erfahrung der letzten
Jahre zeigt doch aber, dass dies
in der Praxis doch nicht so ein-
fach ist. Schließlich ist nicht je-
der Kämmerer in gleichem
Maße mit den Möglichkeiten
vertraut, die an den Kapital-
märkten verfügbar sind.

Priermeier: Da haben Sie
durchaus recht. Die Produktviel-
falt, aber auch die starken
Schwankungen an den Zinsmärk-
ten stellen viele Kämmerer vor ei-
ne neue Herausforderung. Hinzu
kommt, dass die Schuldenportfoli-
en der Kommunen durch ihre
Vielfältigkeit oftmals auch ein we-
nig unübersichtlich sind. Ein um-
fassendes Portfoliomanagement,
das auch etwaige Wechselwirkun-
gen innerhalb eines Schulden-
portfolios berücksichtigt, ist dann
durchaus schwierig. Hier zeigt die
Erfahrung, dass Kämmerer hier
sehr gut fahren, wenn sie auf die
professionelle Unterstützung von
seriösen Beratern zurückgreifen.
Deshalb bieten wir als BayernLB
ja auch partnerschaftlich mit den
Sparkassen vor Ort unsere Bera-
tung im kommunalen Schulden-
management an.

GZ: Was verstehen Sie denn
genau unter Beratung im
kommunalen Schuldenmana-
gement ?

Priermeier: Wir unterstützen
den Kämmerer in seinen Ent-
scheidungen, in dem wir das
Schulden-Portfolio der Kommune
detailliert untersuchen und dabei
gezielt Ansatzpunkte aufzeigen,
durch die der Kämmerer Kosten
einsparen und Risiken mindern
kann. Wichtig ist dabei, dass wir
stets das komplette Schuldenport-
folio untersuchen um die bereits
angesprochenen Wechselwirkun-
gen der Kredite ebenso zu berück-
sichtigen wie etwaige Zinsinstru-
mente, die bereits abgeschlossen
wurden. Die detaillierte Analyse
zeigt dem Kämmerer zunächst,
wie sein aktueller „finanzieller
Status Quo“ aussieht – und auch,
wo er Handlungsbedarf hat. Die-
sen kann er dann mit seiner Haus-
haltsplanung abgleichen bzw.
darin einfließen lassen.

GZ: Diese detaillierteAnalyse
ist also wie ein Finanz-Check …
oder ein „Schulden-TÜV“?

Priermeier: Genau! Denn
„erst mal nichts zu machen“ mag
zwar auf den ersten Blick vorsich-
tig wirken. Tatsächlich ist dies
aber oft riskant, da Kommunen
mitunter ein höheres Zinsände-
rungsrisiko in ihrem Schulden-
portfolio haben als ihnen bekannt
ist. Diese Analyse ist aber nicht
nur „Finanz-Check“, sondern
auch Ausgangspunkt für individu-
elle Optimierungsvorschläge. So
haben wir in den letzten Monaten
in den einzelnen Analysen ver-
stärkt Einsparpotentiale für die
Kommunen aufgedeckt und ge-
zielte Strategien erarbeitet, wie
die Kommune diese Einsparpo-
tentiale effektiv nutzen kann. Her-
ausgekommen sind Haushalts-
Entlastungen bis in den sechsstel-
ligen Bereich.

GZ: Aber gehört es denn
nicht zu den ureigenstenAufga-
ben eines Kämmerers, genau
das selbst zu machen?

Priermeier: Die Entscheidung
des Schuldenmanagements liegt
ja auch weiterhin in der Hand des
Kämmerers. Die von uns geliefer-

ten Analysen und Vorschläge un-
terstützen den Kämmerer aber in
dessen Entscheidungsfindung.
Entscheidungen über Zinsbindun-
gen oder den Einsatz von Zinssi-
cherungsinstrumenten werden
durch diese Analysen auf ein ob-
jektives, nachvollziehbares Fun-
dament gestellt, statt derart wich-
tige Entscheidungen mit großer
Tragweite „aus dem Bauch her-
aus“ zu treffen. Die Entschei-
dung des Kämmerers wird damit
„objektiviert“ – was unter ande-
rem auch von uns durch eine ent-
sprechende Dokumentation veri-
fiziert wird.

GZ: Gibt es denn bayernwei-
te odergarbundesweiteTenden-
zen hinsichtlich des kommuna-
len Schuldenmanagements?

Priermeier: Zur Unterstützung
der Kommunen bei der Entwick-
lung eines optimierten Zins- und
Schuldenmanagements hat die
Sparkassen-Finanzgruppe bun-
desweit eine in Umfang und Qua-
lität einzigartige Studie initiiert –
die „Kommunale Verschuldungs-
diagnose“. Im Rahmen dieser
Kommunalen Verschuldungsdia-
gnose analysieren wir die Kredit-
portfolien der Kommunen. Als Er-
gebnis erhalten die Kommunen
dann eine auf ihre individuelle Si-
tuation ausgerichtete Auswertung
ihres Schuldenportfolios. Diese
Analyse beinhaltet unter anderem
transparente, nachvollziehbare
Kennzahlen und Szenario-Analy-
sen. Interessant ist dabei auch der
Vergleich der individuellen Kenn-
ziffern mit einer bundesweiten
bzw. bayernweiten Vergleichs-
gruppe von Kommunen.

GZ: Gibt es denn schon erste
Erfahrungsberichte aus dieser
Kommunalen Verschuldungs-
diagnose?

Priermeier: Die gibt es tat-
sächlich. Zunächst war es auch
für uns sehr interessant, die Ana-
lysen zu erstellen und mit den
Kämmerern zu besprechen. In der
Tat gab es hier einige Überra-
schungen, da für den Kämmerer
die Grundgesamtheit der mitunter
vielen einzelnen Darlehen oftmals
schwer einzuschätzen und simu-
lieren ist. Mehr als die Hälfte der
Kämmerer betreibt ihr Schul-
denmanagement jüngsten Umfra-
gen zufolge schließlich noch ma-
nuell. Erfreulich ist sicher, dass
wir bei sehr vielen Kommunen im
Rahmen der Kommunalen Ver-
schuldungsdiagnose mit dem
Kämmerer zusammen direkt Opti-

mierungsvorschläge erarbeiten
und zusammen umsetzen konnten.
Auf besondere Zustimmung sei-
tens der Kämmerer stießen dabei
Strategien, die zu einer unmittel-
baren und mitunter substanziellen
Entlastung des Haushalts führten.

GZ: Den Kommunen werden
in letzter Zeit verstärkt Modelle
angeboten, bei denen der be-
treffende Finanzberater am Er-
folg der empfohlenen Strategie
beteiligt wird. Ist das nicht zu
begrüßen?

Priermeier: Derartigen Mo-
dellen stehe ich offen gesagt sehr
skeptisch gegenüber. Einerseits ist
es nicht ganz trivial, den „Erfolg“
einer Zinsstrategie zu quantifizie-
ren. Bei den Modellen die Sie an-
sprechen wird der Erfolg bei-
spielsweise oft am Marktwert bei
Auflösung einer Zinsstrategie fest-
gemacht. Ein Teil dieses Markt-
werts wird dann als „Erfolgsbe-
teiligung“ an den Finanzberater
ausgeschüttet. Die Frage ob eine
Zinsstrategie aus Sicht der Kom-
mune besser noch nicht aufgelöst
werden soll, rückt dabei oftmals in
den Hintergrund.

GZ: Das Bayerische Innen-
ministerium hat sich Anfang
2010 sehr kritisch zu derarti-
gen „erfolgsabhängigen Bera-
tungen“ geäußert. War das
der Grund hierfür?

Priermeier: Genau das war
der Hintergrund. Es gab es in der
Vergangenheit durchaus Fälle, bei
denen solche Erfolgsbeteiligungen
geradezu einenAnreiz geboten ha-
ben, Kämmerer in riskante Ge-
schäfte zu locken. Im Rahmen der
Kommunalen Verschuldungsdiag-
nose, die wir bundesweit durchge-
führt haben, wurden wir leider
auch in Bayern in einigen wenigen
Fällen durchaus mit sogenannten
„Zinsoptimierungen“ oder „Zins-
verbilligungen“ konfrontiert, die
vor dem Hintergrund eines kon-
servativ ausgerichteten Zinsmana-
gements eher fragwürdig sind.

GZ: Was bedeutet dies nun,
wenn es um die Honorierung
von Beratungsleistung im kom-
munalen Schuldenmanagement
geht?

Priermeier: Wir vertreten hier
einen klaren Standpunkt: Wenn ei-
ne Kommune auf die professionel-
le Hilfe eines Finanzspezialisten
oder externen „Schuldenmanage-
ment-Beraters“ zurückgreift –
was aus meiner Sicht durchaus zu
begrüßen ist – sollten hier feste
Beratungsmandate mit klaren,
vorab vereinbarten Honoraren
gelten. Nur wenn die Höhe des
Honorars unabhängig von Um-
sätzen, Abschlüssen oder „Anrei-
zen“ wie die eben genannten „Er-
folgsbeteiligungen“ ist, können
Interessenskonflikte vermieden
werden. Nur dann ist der Berater
wirklich frei in seiner Beratungen.

GZ: Hier drängt sich die Fra-
ge auf, für welche Kommune ei-
ne derartige Schuldenmanage-
ment-Beratung denn von Inter-
esse sein kann?

Priermeier: Prinzipiell ist eine
professionelle Beratung im Schul-
denmanagement für jede Kommu-
ne interessant. Die bereits ange-
sprochene Kommunale Verschul-
dungsdiagnose der Sparkassen Fi-
nanzgruppe konzentriert sich bei-
spielsweise auf Kommunen ab ei-
ner Verschuldung von 5 Mio. Euro.

GZ: Was würden Sie denn ei-
nem Kämmerer mit Blick auf
das Zins- und Schuldenmanage-
ments ins Jahr 2011 mitgeben?

Priermeier: Ich möchte dem
Kämmerer die Empfehlung mitge-
ben, durchaus einmal sein Schul-
denportfolio von einem professio-
nellen, objektiven Berater analy-
sieren zu lassen. Noch notieren
die Geld- und Kapitalmarktzinsen

auf einem historisch niedrigen Ni-
veau und eröffnen somit viele
Möglichkeiten der Zinssicherung
und Zinsstrukturierung. Ein „neu-
traler Blick“ auf das Schulden-
portfolio zeigt oftmals sehr inter-
essante Ansatzpunkte, um Ein-
sparpotentiale zu nutzen und Zins-
risiken zu vermeiden. Ihre Partner
der Sparkassen Finanzgruppe ste-
hen hier gerne als kompetenter
Ansprechpartner zur Verfügung.
*Thomas Priermeier,
Dipl. Bankbetriebswirt, ist Fach-
autor und Dozent an verschiede-
nen Hochschulen. In der Bayern
LBist er fürdaskommunaleSchul-
denmanagement und das Projekt
„Kommunale Verschuldungsdia-
gnose“ verantwortlich.

Dr. Peter Bagoly-Simó (Mitte) stellte den Stiftern der Inno
Lecture-Gastdozentur seine Arbeitsschwerpunkte vor. Mit Ba-
goly-Simó sprachen (v. l.) Dr. Ingo Krüger (Geschäftsführer
der Bayerischen Sparkassenstiftung), Marion Loewenfeld
(Vorsitzende der ANU Bayern), Prof. Dr. Ingrid Hemmer (Pro-
fessur für Didaktik der Geographie, KU) und Caroline Fischer
(Stellv. Vorsitzende der ANU Bayern). Foto: upd

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt:

Bayerische Sparkassenstiftung
finanziert Gastdozentur

Der rumänische Geographiedidaktiker und Geograph Dr. Peter
Bagoly-Simó ist in diesem Semester Inhaber der von der Bayeri-
schen Sparkassenstiftung finanzierten InnoLecture-Gastdozentur
für den Bereich Umweltbildung an der Katholischen Universität
Eichstätt-Ingolstadt (KU). In diesenTagen fand ein erstes Gespräch
zwischen Dr. Krüger (Bayerische Sparkassenstiftung), Frau Loe-
wenfeld und Frau Fischer (ANU Bayern), Frau Prof. Dr. Hemmer
und Dr. Bagoly-Simó statt, um sich über sein Arbeitsprogramm zu
informieren und mögliche Kooperationen und Schwerpunkte zu
besprechen.

Die mit 40.000 Euro dotierte
Gastdozentur war vom Stifterver-
band für die Deutsche Wissen-
schaft gemeinsam mit der Bayeri-
schen Sparkassenstiftung und der
Arbeitsgemeinschaft Natur- und
Umweltbildung, Landesverband
Bayern e.V. (ANU) ausgeschrie-
ben worden.

Kernthema des Treffens war ei-
ne bessere Vernetzung von außer-
schulischen Einrichtungen der
Umweltbildung mit dem univer-
sitären Bereich durch die Gastdo-
zentur. Dr. Bagoly-Simó will da-
zu eine Bestandsaufnahme der
aktuellen Vernetzung solcher Ein-
richtungen mit Universitäten in

Bayern erarbeiten. Daneben ist
die Begleitung eines Konzeptes
für ein Umweltbildungsprojekt
am Rothsee geplant, bei dem Be-
hinderte und Nichtbehinderte ge-
meinsam Geheimnissen der Na-
tur auf den Grund gehen. Außer-
dem sollen im nächsten Jahr an
der KU Vertreter von Universitä-
ten und außerschulischen Ein-
richtungen zu einemAustausch in
Fragen der Umweltbildung zu-
sammengebracht werden.

Für die Zeit der Gastdozentur
ist Dr. Bagoly-Simó in die Lehre
des Masterstudiengangs „Bildung
für Nachhaltige Entwicklung“ an
der KU eingebunden.
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Genossenschaftsverband Bayern:

Bankenstruktur in Gefahr
Pressegespräch mit Verbandspräsident Dr. h.c. Stephan Götzl

Die EU-Pläne zur Einlagensicherung, neue Eigenkapitalvor-
schriften, die Bankenabgabe, die Regulierung des Grauen
Markts sowie die Geschäftsentwicklung der oberbayerischen
Volksbanken und Raiffeisenbanken im ersten Halbjahr 2010
(siehe Kasten) bildeten die thematischen Schwerpunkte eines
Presseabends des Genossenschaftsverbands Bayern in Unter-
schleißheim. Hierzu stand GVB-Präsident und Vorstandsvor-
sitzender Dr. h.c. Stephan Götzl Rede und Antwort.

Die EU-Kommission plant
den Umbau der Einlagensiche-
rung in Europa. Wie Götzl be-
tonte, sind hier vor allem die
Haftungsverbünde der Volks-
und Raiffeisenbanken sowie der
Sparkassen betroffen. „Mit ih-
rem Vorgehen konzentriert sich
die EU einseitig auf die büro-
kratische Abwicklung der Ent-
schädigung von Einlegern im
Insolvenzfall“, kritisierte der
Präsident. Die für das Kunden-
vertrauen und das Funktionie-
ren des Finanzsystems weitaus
wichtigere Präventionsfunktion
werde vernachlässigt.

Grundsatz der Subsidiarität
wird verletzt

Hinzu komme, dass eine
Pflichtmitgliedschaft in der ge-
setzlichen Einlagensicherung
den Anreiz für Kreditinstitute,
freiwillige Solidargemeinschaf-
ten zu unterhalten und gegensei-
tig Verantwortung zu überneh-
men, reduziere. Neben der Tatsa-
che, dass die unterschiedlichen
Gegebenheiten in den National-
staaten nicht ausreichend berück-
sichtigt würden und der Richtli-
nienentwurf „einen unverhält-
nismäßigen Eingriff in die be-
stehende Bankenstruktur in
Deutschland“ darstelle, verletzte
insbesondere die mittelfristig ge-
plante Einführung eines zent-
ralen EU-Einlagensicherungs-
fonds unter Verwaltung einer
Kommissionsbehörde den „eu-

roparechtlichen Grundsatz der
Subsidiarität“. Nunmehr sei es
Aufgabe der Bundesregierung,
Führungsverantwortung in Euro-
pa zu übernehmen und sich für
einen Krisenschutz durch Insti-
tutssicherungssysteme einzuset-
zen, machte Götzl deutlich.

Regelung mit
Konstruktionsfehler

Eine „Regelung mit Konstruk-
tionsfehler“ ist laut Götzl hinge-
gen das vom Bundestag ange-
nommene Banken-Restrukturie-
rungsgesetz, bei dem die darin
festgelegte Bankenabgabe zum
Aufbau eines Restrukturierungs-
fonds für systemrelevante Ban-
ken in Schieflage dienen soll. Wie
der GVB-Präsident kritisierte,
werde das Risiko im Bankge-
schäft nicht adäquat zugeordnet.
Systemisches Risiko entstehe erst
ab einer kritischen Institutsgröße.
Kleine und mittlere Regionalban-
ken dagegen konzentrierten sich
auf die Kreditvergabe an mittel-
ständische Unternehmen und er-
möglichten diesen notwendige
Investitionen. Damit erfüllten sie
zuverlässig die Kernaufgaben ei-
nes Kreditinstituts.

Plädoyer für Freigrenze

Vor diesem Hintergrund plä-
dierte Stephan Götzl für eine
„säulenübergreifende Freigrenze
bei der Bankenabgabe für kleine
und mittlere Kreditinstitute“. Bei

der Bestimmung der Freigren-
zen-Höhe biete die Einschätzung
des Bundesfinanzministeriums,
das Kreditinstitute, deren Bilanz-
summe weniger als 10 Milliar-
den Euro beträgt, als nicht sy-
stemrelevant einstuft, nützliche
Anhaltspunkte.

Eigenkapitalvorschriften

Als „zu undifferenziert“ be-
wertete Götzl wiederum die neu-

agenturen Top-Noten bekom-
men. „Wohin das führt, haben
die letzte Finanzkrise oder das
Beispiel Griechenland gezeigt“,
führte Götzl aus.

Weniger Planungssicherheit

Auch die neuen Liquiditätsvor-
schriften erschwerten die langfri-
stige Kreditvergabe erheblich.
Unternehmen und Häuslebauer
hätten weniger Planungssicher-
heit. Hinzu komme, „dass alle
Banken über einen Kamm ge-
schoren werden“. Für riskante
Geschäftsmodelle gälten die glei-
chen Anforderungen wie für risi-
koarme Geschäftsmodelle.

Alarmierende Schäden
am Grauen Markt

„Lange überfällig“ sind nach
Auffassung des GVB dagegen ei-
ne umfassende Aufsicht des bis-
lang unregulierten Grauen Kapi-
talmarkts sowie eine regulatori-
sche Gleichbehandlung sämtli-
cher Finanzinstrumente, „denn
die Schäden für Verbraucher am
Grauen Markt sind alarmierend“.
Nach Schätzungen von Verbrau-
cherverbänden würden hier bis zu
30 Milliarden Euro Kundenver-
mögen jährlich vernichtet.

Lücken im
Verbraucherschutz

Um eine sichere Eigenvorsor-
ge der Bevölkerung zu ermögli-
chen, müssten die Lücken im
Verbraucherschutz geschlossen
werden, forderte Götzl. Für die
Vermittler und den Vertrieb von
Produkten des Grauen Kapital-
markts müssten deswegen die
gleichen strengen Regeln gelten
wie für die Banken, die der Fi-
nanzaufsicht unterliegen. Götzl
abschließend: „Die Politik ist
jetzt gefordert, Geschlossenheit
zu zeigen. Denn ein besserer
Schutz der Verbraucher in bis-
lang unregulierten Märkten sorgt
für mehr Sicherheit in der priva-
ten Altersvorsorge.“ DK

Ausgezeichnete
Geschäftsentwicklung

Die oberbayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken
sind bislang sehr zufrieden mit der Geschäftsentwicklung
im ersten Halbjahr 2010. Sie blicken überdies optimistisch
in die Zukunft. Das zeigt eine aktuelle Konjunkturumfra-
ge des Genossenschaftsverbands Bayern unter den 79 ober-
bayerischen Kreditgenossenschaften im Freistaat.

Danach bewerten 56 Prozent der befragten Banken die Ge-
schäftslage als gut. Für 44 Prozent ist sie befriedigend. Die La-
ge ist damit besser als in Gesamt-Bayern. Dort bewerten 53
Prozent die Lage als gut und 47 Prozent als befriedigend.

Bis zum Jahresende rechnen 93 Prozent der oberbayerischen
Genossenschaftsbanken mit einer gleich bleibenden und 3 Pro-
zent mit einer sich weiter verbessernden Geschäftslage. Dies
deckt sich mit den Einschätzungen aus ganz Bayern.

Positives Kreditgeschäft

Im Kreditgeschäft mit Privatkunden rechnen 89 Prozent mit
einer weiterhin gleich bleibenden Nachfrage, mit einer höheren
Nachfrage 3 Prozent. 13 Prozent sehen aktuell eine hohe Nach-
frage von Privatpersonen, 71 Prozent eine durchschnittliche,
16 Prozent eine schwache. Noch positiver wird das Firmenkre-
ditgeschäft gesehen. 33 Prozent bewerten die aktuelle Nach-
frage als hoch und 57 Prozent als durchschnittlich. Im Ver-
gleich zu Gesamt-Bayern (hoch: 29 Prozent, durchschnittlich:
58 Prozent) ergibt sich also eine bessere Lage.

Höhere Bilanzsumme

Die Bilanzsumme im ersten Halbjahr 2010 betrug 38,8 Mrd.
Euro – eine Steigerung um 2,4 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum. Die gesamten Ausleihungen beliefen sich auf
23 Mrd. Euro (+ 2,7 Prozent). Bei den Kundengeldern wurde
ein Betrag von 29,8 Mrd. Euro erzielt; hierbei beliefen sich die
Einlagen auf 28,8 Mrd. Euro, was einem Plus von 2,1 Prozent
entspricht. DK

Dr. Stephan Götzl.

en Eigenkapitalvorschriften.
Zwar stelle der Anstieg des ge-
forderten Eigenkapitals für die
bayerischen Volksbanken und
Raiffeisenbanken kein Problem
dar, trotzdem gebe es zahlreiche
massive Kritikpunkte. So wer-
den laut GVB Kredite relativ zu
Wertpapieren benachteiligt. Kre-
ditfinanzierung werde im Ver-
gleich zur Kapitalmarktfinanzie-
rung teurer. Damit bestehe ein
enormer Anreiz, dass Invest-
mentbanken neue Wertpapiere
konstruieren, die von den Rating-

„Hochrentable“ Finanzprodukte zu BHKWs:

VBEW rät zur Vorsicht
Blockheizkraftwerke (BHKW) eignen sich hervorragend zur
rationellen Energieanwendung, da diese Strom und Nutzwär-
me gleichzeitig bereitstellen. „Daher ist es umso bedauerlicher,
wenn – wie Printmedien, Funk und Fernsehen jüngst berich-
teten – durch unseriöse Finanzprodukte diese fortschrittliche
Technologie in Misskredit gebracht wird“, sagte Detlef Fi-
scher, Geschäftsführer des Verbands der Bayerischen Ener-
gie- und Wasserwirtschaft e.V. – VBEW.

Wichtiger Beitrag zur Energieversorgung

Blockheizkraftwerke sind kleine bis mittelgroße Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen (KWK) mit einer elektrischen
Leistung zwischen einigen wenigen Kilowatt und 20 Mega-
watt. Sie versorgen Wohnblocks und Siedlungen, Kranken-
häuser und Industriebetriebe sowie Geschäfts- und Gewer-
begebäude. Die gekoppelte Erzeugung von Strom und
Nutzwärme (Nah- und Fernwärme) in BHKW ist sehr effizi-
ent, da die im Brennstoff (z. B. Erdgas, Biogas, Pflanzenöl)
gespeicherte Energie optimal ausgeschöpft wird. BHKW lei-
sten damit einen wichtigen Beitrag zur klimaschonenden Energie-
versorgung in Bayern.

Unseriöse Anlagemodelle

Bedauerlicherweise benutzen einige Unternehmen das gute
Image dieser Technologie und der erneuerbaren Energien, um
mit unseriösen Finanzanlagemodellen auf Kundenfang zu ge-
hen. Scheinbar sicher unter den Förderbedingungen des Erneu-
erbaren-Energien-Gesetzes (EEG) werden Renditen von bis zu
30 Prozent pro Jahr auf 20 Jahre versprochen. „Anleger sollten
generell bei langfristigen Renditeversprechungen von über 8
Prozent pro Jahr besonders vorsichtig sein. Oft hilft schon der
normale Menschenverstand weiter, um unseriöse Finanzpro-
dukte von seriösen zu unterscheiden“, erläutert Detlef Fischer.

Der VBEW rät unerfahrenen Anlegern, vor einem finanziel-
len Engagement in Finanzprodukte im Bereich der Energieer-
zeugung stets unabhängige Sachverständige hinzuzuziehen
und sich von scheinbar attraktiven Konditionen nicht blenden
zu lassen.

Die im VBEW organisierten bayerischen Energieversorger
stellen mit ihren Netzen eine leistungsfähige Infrastruktur zur
Stromeinspeisung zur Verfügung. Aktuell leisten über 250.000
Anlagenbetreiber ihren Beitrag zur bayerischen Stromversor-
gung. Eine Beteiligung an der Energieversorgung bedeutet vor
allem Verantwortung für Versorgungs- und Anlagensicherheit,
Umweltfreundlichkeit und nicht zuletzt Preisgünstigkeit.

Bayerischer Bankenverband e. V.:

Warnung vor Überforderung
des Bankensystems

(ibw) München. Professor Dr. Günther Picker, Geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied des Bayerischen Bankenverban-
des e. V., hat auf der Mitgliederversammlung des Verbandes
vor einer Überforderung der Geldinstitute gewarnt. „Wir dis-
kutieren derzeit über Bankenabgabe, Finanztransaktionssteu-
er, Finanzaktivitätssteuer, Basel III, Einlagensicherung und
Beraterregistrierung, um nur einige der Reformvorhaben zu
nennen. Wenn all diese Vorschläge nun gleichzeitig eingeführt
werden, kann dies manche Bank in Bedrängnis bringen.“

Besonders die von der EU ge-
plante Änderung bei der Einla-
gensicherung sieht Picker kri-
tisch. Seiner Ansicht nach ber-
gen die EU-Pläne die Gefahr,
dass das hohe deutsche Siche-
rungsniveau untergraben wird.
„Eine Verschlechterung unseres
Sicherungsniveaus ist unseren
Kunden nicht zuzumuten und
würde im Bankbereich auch ei-
ne nicht gewollte Strukturverän-
derung zu Lasten der Privatban-
kiers und kleinerer Institute aus-
lösen“, sagte Picker.

Einlagensicherung

Er vermutet, dass die EU in
der Einlagensicherung eine
Chance zum Einstieg in eine
Transfergemeinschaft sieht. „Die
griechische Einlagensicherung
könnte dann bei der deutschen
Einlagensicherung – ohne Kon-
trolle der Mittelverwendung sei-
tens der deutschen Zahler – Kre-
dite zur Entschädigung ihrer
Einleger aufnehmen. Folge wä-
re, dass dann unsere Kassen leer
wären. Auch Möglichkeiten der
Risikofrüherkennung fehlen“, so
Picker.

Basel III

Nicht glücklich ist Picker auch
mit Basel III: „Eine Erhöhung

des Kernkapitals führt unwei-
gerlich zur Kreditverteuerung
bzw. Störung der Versorgung der
Wirtschaft mit Krediten. Hier
sollte das bewährte deutsche In-
strument der stillen Einlage auch
weiterhin als hartes Kernkapital
anerkannt bleiben.“ Picker plä-
dierte außerdem dafür, dass Eu-
ropa Basel III – anders als bei
Basel II – nicht wieder vor den
USA einführen soll.

Finanzaktivitätssteuer

Die Finanzaktivitätssteuer, bei
der Bankgewinne oder Gehälter
entweder komplett oder oberhalb
eines Normalniveaus besteuert
werden, erhöht nach Pickers
Worten die deutsche Steuerbela-
stung weiter, bringt im Endeffekt
aber wenig. „Denn die Mehrein-
nahmen werden durch die neu
entstehenden Bürokratiekosten
wieder aufgezehrt.“ Bei der Ban-
kenabgabe müsse außerdem si-
chergestellt sein, dass grenzüber-
schreitend tätige Banken nicht
mehrfach zur Kasse gebeten
werden.

Förderer der „Finanzplatz
München Initiative“

Der Bayerische Bankenver-
band, so Picker, sei auch weiter
ein Förderer der „Finanzplatz

Kommunalminister Joachim Herrmann:

Bayern setzt weiter
auch auf PPP

„Erledigung öffentlicher Aufgaben mit Hilfe Privater
kann viele Vorteile haben“

Der Ministerrat hat beschlossen, die Erfüllung öffentlicher
Aufgaben mit Hilfe des sogenannten Public Private Partner-
ship (PPP) in Bayern weiterzuentwickeln. PPP ist eine Form
der Realisierung öffentlicher Infrastrukturmaßnahmen, bei
der Planen, Bauen, Betreiben und eventuell Finanzieren und
Verwerten einem privaten Partner übertragen werden.

Innenminister Joachim Herr-
mann: „Public Private Partner-
ship kann für alle Beteiligten
viele Vorteile haben, wenn das
Projekt geeignet und die Wirt-
schaftlichkeit im Einzelfall ge-
geben ist. Für die öffentliche
Hand kann dieses Modell Ko-
stensicherheit bedeuten, und die
Verantwortung für die Qualität
liegt langfristig in der Hand des
Privaten. Mit PPP kann oftmals
auch schneller gebaut werden.
Das zeigt sich deutlich am PPP-
Projekt ‘Autobahn A 8 Mün-
chen - Augsburg’, das für mich
eines der besten Beispiele für
PPP ist. Dieses Modell PPP gilt
es jetzt fortzuentwickeln.“

Beispiel: Ausbau der A 8

Beim Ausbau der A 8 wurden
einer privaten Projektgesell-
schaft für eine Konzessionslauf-
zeit von 30 Jahren der sechs-
streifige Ausbau, die bauliche
Erhaltung und der Betriebs-
dienst sowie die Finanzierung
übertragen. Als Gegenleistung
erhält der Betreiber die auf die-
sem Abschnitt anfallende Lkw-
Maut sowie eine geringe An-
schubfinanzierung aus dem
Bundeshaushalt. Neben der A 8
sind von der bayerischen Stra-

ßenbauverwaltung im Staats-
straßenbau sechs PPP-Projekte
durchgeführt worden.

PPP-AG Bayern

Auch für die Kommunen
können PPP-Projekte von Inter-
esse sein. Daher ist es wichtig,
sie hier gut zu beraten. Unter
der Leitung der Obersten Bau-
behörde ist die Arbeitsgruppe
PPP-AG Bayern eingerichtet
worden. Kommunalminister Herr-
mann: „Die Arbeitsgruppe hat
mittlerweile über 70 kommuna-
le Projekte unterstützt. Ihre Hil-
fe reicht vom einmaligen Ge-
spräch bis zur längerfristigen
Begleitung. Wir wollen auch die
Rahmenbedingungen für die
Kommunen, die sich für PPP
entscheiden, weiter verbessern
und Hindernisse bei der Projekt-
realisierung möglichst schnell
und unbürokratisch beseitigen.“

Kommunales Forum

Die Oberste Baubehörde hat
im April 2008 das Kommunale
Forum PPP ins Leben gerufen,
das einen regelmäßigen Erfah-
rungsaustausch der bayerischen
Kommunen fördert. Ziel ist die
Netzwerkbildung und damit der
stetige Zuwachs an Kompetenz
bei interessierten Kommunen.
Herrmann: „Mit seiner erfolgrei-
chen Informations- und Bera-
tungsstruktur ist der Freistaat
Bayern auch im Vergleich zu
anderen Bundesländern bei PPP
sehr gut ausgestattet.

So können wir bei oftmals
komplexen kommunalen PPP-
Projekten Unterstützung leisten
und geplante Projekte im Hoch-
und Straßenbau sinnvoll gestal-
ten helfen.“

München Initiative“, die in die-
sem Jahr ihr 10-jähriges Beste-
hen feiert. Picker: „Die Initiati-
ve sorgt für den notwendigen
Interessenausgleich zwischen
den bayerischen Finanzdienst-
leistern und wirkt an der Gestal-
tung des europäischen Finanz-
markts mit. Sie ist daher wichti-
ger Bestandteil, um die Wettbe-
werbsfähigkeit des Finanzplat-
zes Bayern und seiner Arbeits-
plätze zu sichern.“
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„Sparkassen-Kreditbasket VII“
mit Rekordvolumen gestartet

Frankfurt/München – Mit dem „Sparkassen-Kreditbasket VII“
hat die Sparkassen-Finanzgruppe ihre bisher größte Kreditpoo-
ling-Transaktion aufgelegt und mit einem Gesamtvolumen von
272,2 Mio. Euro einen Rekord erzielt. 44 Sparkassen aus dem ge-
samten Bundesgebiet nehmen an dieser Transaktion teil.

Die erneut auf fünf Jahre ange-
legte synthetische Struktur bietet
den teilnehmenden Sparkassen
die Möglichkeit, sich durch Absi-
cherung vor hohen unerwarteten
Ausfällen zu schützen. Durch die
gleichzeitige Investition in das
bundesweit sehr gut diversifizier-
te Portfolio bauen die Sparkassen
adressen- und branchenspezifi-
sche Konzentrationsrisiken ab
und optimieren damit das eigene
Kreditportfolio.

Das Instrument Sparkassen-
Kreditbasket erhöht die Leis-
tungsfähigkeit der Sparkassen, ih-
rer satzungsmäßigen Aufgabe
nachzukommen, den Mittelstand

und die gewerbliche Wirtschaft
mit Krediten zu versorgen.

Arrangeure der vierten bun-
desweiten Transaktion sind Bay-
ernLB, Helaba, HSH NORD-
BANK, LBBW, NORD/LB,
SaarLB und WestLB AG, die die
Sparkassen in den jeweiligen
Regionen akquirieren und be-
treuen und dabei durch die regio-
nalen Verbände und den Deut-
schen Sparkassen- und Girover-
band (DSGV) unterstützt wer-
den. BayernLB und Helaba
übernehmen darüber hinaus als
Administratoren die Verwaltung
und Abwicklung der Kreditpoo-
ling-Transaktion.

Ein Eintrittstor nach China für den Mittelstand:

Fünf Jahre German Centre
Shanghai in Pudong

Shanghai – Das German Centre Shanghai begleitet und unter-
stützt an seinem Standort Pudong seit fünf Jahren deutsche
Unternehmen beim Eintritt in den chinesischen Wachstums-
markt. Deutlich über hundert vor allem mittelständisch ge-
prägte Firmen haben das im Wirtschafts- und Finanzdistrikt
gelegene Geschäftszentrum seit der Eröffnung im Spätherbst
2005 als Startpunkt für ihre Präsenz in China genutzt. Das In-
teresse war von Anfang an groß: Bereits seit Jahresbeginn 2007
sind die 33.000 Quadratmeter Bürofläche praktisch ohne Un-
terbrechung komplett besetzt. Die aktuelle Auslastungsquote
des German Centre Shanghai liegt bei 98,3 Prozent.

Christian Sommer, seit der
Eröffnung des German Centre in
Pudong Geschäftsführer: „Unter-
nehmen, die in China Fuß fassen
wollen, benötigen in diesem
chancenreichen aber auch komp-
lexen Umfeld eine stabile Aus-
gangsbasis. Genau die bietet das
German Centre Shanghai, indem
es Büroräume und eine verlässli-
che Basisinfrastruktur bereitstellt
und außerdem den Zugang zu ei-
nem verzweigten Kontakt-Netz-
werk bietet. Die anhaltend hohe

Auslastung bestätigt uns, dass das
German Centre Shanghai die ex-
portorientierte deutsche Wirt-
schaft erfolgreich und bedarfsge-
recht bei ihrem China-Engage-
ment unterstützt. Daran werden
wir auch in Zukunft arbeiten.“

100-prozentige Tochter
der BayernLB

Derzeit sind im German Centre
Shanghai, einer 100-prozentigen
Tochter der BayernLB, rund 100

Unternehmen ansässig. Darunter
sind zehn Mieter der ersten Stunde,
wiedieLiquiMolyGmbHausUlm
oder Huber Automotive mit Sitz in
Mühlhausen. Bei den Kunden han-
delt es sich überwiegend um deut-
sche Mittelständler. Vereinzelt nut-
zen auch internationale Großunter-
nehmen wie Roche, Pfizer und
Ebay die Dienstleistungen des Ger-
man Centre Shanghai. Vertreten
sind mit Maschinenbau, Dienstlei-
stungen,Chemie,PharmaoderMe-
dizintechnik die unterschiedlich-
stenBranchen.DieaktuelleMieter-
liste ist unter www.germancentres-
hanghai.com einzusehen.

Fester Bestandteil
des Leistungsangebots

Jan-Christian Dreesen, im Vor-
stand der BayernLB verantwort-
lich für das Großkunden- und
Mittelstandsgeschäft: „Für die
BayernLB ist es selbstverständ-
lich, Firmenkunden als verlässli-
cher Partner in deren Auslands-
märkte zu begleiten. China ist ein
zentrales Ziel der exportstarken
bayerischen und deutschen Un-
ternehmen, deshalb bildet das
German Centre Shanghai einen
festen Bestandteil des Leistungs-
angebots der Bank. Wir ergänzen
damit seit Jahren unsere Finanzie-
rungskompetenzen im Auslands-
geschäft und leisten zugleich ei-
nen wertvollen Beitrag zur
Außenwirtschaftsförderung.“

Das German Centre Shanghai
ermöglicht Unternehmen einen

kostentransparenten und zeitna-
hen Markteinstieg in China. An-
geboten werden individuell zu-
geschnittene und erweiterbare
Büroräume sowie Ausstellungs-
flächen im Wirtschaftsdistrikt
Pudong. Daneben bietet das Cen-
tre zahlreiche ergänzende Büro-
services, die den Arbeitsalltag
und insbesondere die Startphase
für deutsche Firmen in China er-
heblich erleichtern. Die Mieter
profitieren dabei von den Kontak-
ten des Managements zu chinesi-
schen Behörden und Ämtern
ebenso wie vom aktiv geförder-
ten Austausch mit den anderen
Mietern durch Veranstaltungen.
Ein Konferenzzentrum, Apart-
ments, Einkaufsmöglichkeiten
sowie ein Kindergarten runden
das Angebot für die Mieter ab.

Gründung 1994

Das German Centre in Shang-
hai wurde im Jahr 1994 als Instru-
ment der Außenwirtschaftsförde-
rung vom Freistaat Bayern ge-
gründet. Zwei Jahre später über-
nahm die BayernLB die Träger-
schaft. Das Centre war zunächst
auf dem Campus der Tongji-Uni-
versität angesiedelt, stieß in den
Folgejahren aufgrund des Wirt-
schaftsbooms in Chinas aber an
räumliche Grenzen. Die Bayern-
LB entschied deshalb, einen neu-
en Gebäudekomplex im Stadtteil
Pudong zu errichten, der am 18.
November 2005 eröffnet wurde.

Heute gehört das German Cen-
tre in Shanghai zum weltweiten
German-Centre-Netzwerk mit
Standorten in den Metropolen der
wichtigsten Wachstumsmärkte.
Gemeinsam mit der Landesbank
Baden-Württemberg betreibt die
BayernLB auch das 2008 eröff-
nete German Centre Delhi.Gur-
gaon (www.gurgaon.germancen-
tre.com) in Indien.

Über den erfolgreichen Start der Stiftung „Frauen Hand in
Hand“ freuen sich (von links) Manfred Stöckl (Vorstandsmit-
glied der Kreissparkasse), Rechtsanwältin Petra Boden, die
Initiatorinnen Marianne Voit und Regine Rößler, Gertrud
Grießer (stellvertretendes Vorstandsmitglied der Kreisspar-
kasse) und Holger Carstens (Stiftungsexperte der Kreisspar-
kasse).

„Frauen Hand in Hand“
Kreissparkasse Augsburg übergibt Stiftungsurkunde

an Frauennetzwerk

Augsburg/Langerringen – Mit „Frauen Hand in Hand“ gesellt
sich eine neue Stiftung unter das Dach der Stiftergemeinschaft
der Kreissparkasse Augsburg. Die Gründungsurkunde nah-
men Regine Rößler und Marianne Voit entgegen.

Die beiden Unternehmerinnen
engagieren sich mit ihrem Netz-
werk „women together“ im
Landkreis Augsburg für Erfah-
rungsaustausch, Kooperation und
gegenseitige Unterstützung von
selbstständig tätigen Frauen. „Es
ist uns ein Herzensanliegen, über
das Unternehmerische hinaus
Verantwortung zu übernehmen
und selbstständigen Frauen auch
in persönlichen Krisensituationen
beizustehen“, beschreiben sie ih-
re Motivation.

Den Anstoß für ihre Initiative
gab Anfang 2008 ein Schicksals-
schlag und persönliche Betroffen-
heit: Eine junge freiberuflich tätige
Frau, Mutter einer sechs Monate
alten Tochter, hatte ihren Mann
verloren. Mit einer spontanen Be-
nefizaktion gelang es, für einen
Zeitraum von fünf Monaten zum
Lebensunterhalt von Mutter und
Kind beizutragen. Daraus entstand
die Idee, eine nachhaltige Lösung
für ähnliche Fälle in Form einer
Stiftung zu entwickeln.

Mit Herz, Hand
und Verstand

Bei der Kreissparkasse Augs-
burg stieß das Vorhaben auf offe-
ne Ohren – nicht nur bei Gertrud
Grießer, die sich seit vielen Jah-
ren für Existenzgründerinnen,

Unternehmerinnen und Frauen-
förderung stark macht. „Das
Netzwerk „women together“ be-
weist immer wieder mit Herz,
Hand und Verstand wie wichtig es
ist, sich für selbstständige Frauen
einzusetzen“, so das stellvertreten-
de Vorstandsmitglied. „Die Stif-
tung sorgt dafür, dass diese Frauen
bei schweren Schicksalsschlägen
nicht allein gelassen werden und
sichert durch unbürokratische Hil-
fe ihre Existenz ab. Damit leistet
sie einen wertvollen Beitrag zu ei-
nem menschlichen, wertebewus-
sten Miteinander in unserer Ge-
sellschaft“.

Einfach und schnell

Über die Stiftergemeinschaft
der Kreissparkasse gelang es, auf
einfachem und schnellem Weg,
die Stiftung zu gründen. Das
Frauennetzwerk hatte dazu einen
finanziellen Grundstock von
rund 10.000 Euro gesammelt
und eingebracht. „Frauen Hand
in Hand zeigt hervorragend, dass
auch vermeintlich geringe Beträ-
ge viel Gutes bewirken können“,
betont Manfred Stöckl, Vor-
standsmitglied der Kreissparkas-
se Augsburg.
Weitere Infos unter www.
kreissparkasse-augsburg.de
bzw. www.women-together.de

Eigenkapitalfonds für mittelständische Unternehmen:

Wertvolle neue
Finanzierungsmöglichkeit
Das Bayerische Wirtschaftsministerium erkennt die ‚AF Ei-
genkapitalfonds für deutschen Mittelstand GmbH & Co. KG’
als Unternehmensbeteiligungsgesellschaft an. Der Fonds wur-
de von KfW und Commerzbank initiiert und wird von der in
München ansässigen AFINUM Management GmbH verwaltet.
„Jetzt geht es darum, die vorhandenen Fondsmittel zügig den
Kapital suchenden mittelständischen Unternehmen zuzu-
führen, also ‚die PS auf die Straße zu bringen’. Ich bin zuver-
sichtlich, dass das erfahrene Managementteam diese Aufgabe
bewältigen wird und das Kapital rasch in zukunftsträchtige
Unternehmen investiert“, begrüßt Bayerns Wirtschaftsmini-
ster Martin Zeil den neuen Fonds.

Die Fondsgesellschaft will sich
im Rahmen von offenen Minder-
heitsbeteiligungen an nicht bör-
sennotierten, etablierten Unterneh-
men mit bis zu 500 Millionen Eu-
ro Jahresumsatz beteiligen. Der
Unternehmer bleibt dabei der
‚Herr im eigenen Haus’.

Je Zielunternehmen sind Inve-
stitionen von zehn bis 30 Millio-
nen Euro vorgesehen. Es gibt kei-
nen Branchenschwerpunkt. Nach
einer Haltefrist von fünf bis acht
Jahren ist ein Rückkauf der Antei-
le durch den Unternehmer das be-
vorzugteAusstiegsszenario.

200 Millionen Euro
Anfangskapital

Der Fonds wurde von den
Gründungsgesellschaftern mit
200 Millionen Euro Anfangska-
pital ausgestattet. Als dritter in-
stitutioneller Investor wurde
das Bankhaus Hauck & Auf-
häuser, München und Frank-
furt, gewonnen. Durch den Bei-
tritt weiterer mittelstandsnaher
Investoren soll das Fondskapi-
tal auf bis zu 500 Millionen Eu-
ro anwachsen.

Mit der Anerkennung als Un-
ternehmensbeteiligungsgesell-
schaft ist die Fondsgesellschaft an
die gesetzlichen Vorgaben des
Unternehmensbeteiligungsgesetz
(UBGG) gebunden. Die Einhal-
tung dieser Vorgaben wird durch
das Bayerische Wirtschaftsmini-

sterium als zuständige Aufsichts-
behörde kontrolliert. Die AFI-
NUM Management GmbH wur-
de im Januar 2000 in München
gegründet und beteiligt sich seit-
dem an erfolgreichen Unterneh-
men im deutschen Mittelstand,
darunter an mehreren Unterneh-
men in Bayern.

Klima-Symposium der Versicherungskammer Bayern:

Kommunen im Fokus
Die Versicherungskammer Bayern veranstaltet am 23. Feb-ru-
ar 2011 ihr 6. Klima-Symposium unter dem Motto „Chancen
ergreifen – Risiken minimieren“.

Die jährlichen Symposien beschäftigen sich mit der Bewälti-
gung und Prävention von Klimafolgen. Im Jahr 2011 stehen die
Kommunen im Mittelpunkt der Veranstaltung. Die Landkreise,
Städte und Gemeinden sind in vielfältiger Weise vom Klimawan-
del betroffen. Die Vermeidung von Schäden und die langfristige
Anpassung an den Klimawandel erfordern neue Ideen und innova-
tive Projekte für die kommunale Familie. Das 6. Klima-Symposi-
um soll hier Anregungen geben und einem vielfältigen Erfah-
rungsaustausch dienen. Experten aus Politik, Wirtschaft und Wis-
senschaft präsentieren Best-Practice-Beispiele für einen erfolgrei-
chen kommunalen Klimaschutz. Moderiert wird die Veranstaltung
von dem Meteorologen und TV-Moderator Sven Plöger.

Die Versicherungskammer Bayern lädt herzlich ein, die interes-
santen und anregenden Fachvorträge anzuhören und aktiv mitzudis-
kutieren. Mehr Informationen zum Programm unter www.vkb.de >
Über Uns > Klima-Symposien. Anmeldung unterpresse@vkb.de.

Wie sicher sind die
schwäbischen Spareinlagen?
„Die Europäische Kommission

plant eine Richtlinie, mit der die
Einlagensicherung der europäi-
schen Sparer europaweit harmo-
nisiert werden soll. Dabei sollen
nur noch Einlagen bis zu einer
Höhe von 100.000 Euro geschützt
werden – für die deutschen Sparer
bedeutet das eine Verschlechte-
rung. Ich habe in meiner Arbeit
festgestellt, dass es bei den Ban-
ken bei diesem Thema großen
Gesprächs- und Diskussionsbe-
darf gibt und deshalb einen Run-
den Tisch veranstaltet“, so Mar-
kus Ferber, schwäbischer Europa-
abgeordneter und Finanzexperte
bei der CSU.

„Noch ist die Richtlinie nicht
beschlossen, es sind also Ände-
rungen möglich. Deshalb ist die-
ser Austausch mit denen, die von

der Richtlinie unmittelbar betrof-
fen sind, so wichtig. Hier kann ich
Informationen aus erster Hand zur
Verfügung stellen und bekomme
gleichzeitig wertvolle Rückmel-
dungen, die mir bei meiner Arbeit
in Europa helfen“, fasst Ferber die
Ergebnisse des Runden Tischs zu-
sammen. Auf diese Weise könn-
ten die regionalen Interessen auch
in Brüssel und Straßburg besser
umgesetzt werden.

„Bisher gab es aber einen un-
begrenzten Einlagenschutz, des-
halb würde die neue Richtlinie in
ihrer jetzigen Form eine Ver-
schlechterung für die Sparer be-
deuten. Das kann und darf nicht
passieren und deshalb werde ich
mich auch nach Kräften für die
Sparer einsetzen“, kündigt MdEP
Ferber an.

http://www.dekakc.de
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Fachtagung in Landshut:

Städtebaulicher
Denkmalschutz

Gesellschaftliches Wertebewusstsein
Im Rahmen einer Fachtagung in der niederbayerischen Be-
zirkshauptstadt erläuterten namhafte Experten die vielfältigen
Aspekte des städtebaulichen Denkmalschutzes. Auf die Bedeu-
tung des gesellschaftlichen Wertebewusstseins für Baukultur
und Denkmalschutz wurde ebenso hingewiesen wie auf die Ko-
operation von Denkmalschutz und Sanierungsplanung.

Einen weiteren Schwerpunkt
bildete die Umsetzung von Kli-
maschutz und Energieeffizienz
im Bereich des „Städtebaulichen
Denkmalschutzes“. Hier wurde
gezeigt, dass individuelle Lösun-
gen zum Nutzungserhalt im
denkmalgeschützten Gebäude-
bestand möglich sind. Pflege
und Erhaltung wertvoller Stadt-
und Ortsbilder erfordern bei pri-
vaten Bauvorhaben neben Fi-
nanzierungslösungen auch ent-
sprechende Beratungen für Bau-
herren und Eigentümer.

Trend zurück in
die Innenstadt

Der Trend „Zurück in die In-
nenstadt“, wie er sich in der Alt-
stadt von Landshut zeigt, hat zur
Folge, dass auch die Auswirkun-
gen demografischer Veränderun-
gen zu berücksichtigen sind.
Barrierefreiheit in Gebäuden und
im öffentlichen Raum sowie der
Erhalt einer funktionierenden
Nahversorgung einschließlich
innovativer Angebote für den ru-
henden Verkehr sind daher wich-
tige Zukunftsaufgaben im histo-
rischen Bestand, wie die Tagung
aufzeigte.

Laut Gerhard Eck, Staatsse-
kretär im Bayerischen Staatsmi-
nisterium des Innern, haben ins-
besondere die Kommunen mit
historischen Stadt- und Ortszen-
tren die Aufgabe, ihre Stadt- und
Ortsentwicklung mit den Her-
ausforderungen des Denkmal-
schutzes zu verknüpfen. Dabei
könne sie der Freistaat ganz ge-
zielt mit dem Programm „Städte-
baulicher Denkmalschutz“ der
Bund-Länder-Städtebauförde-
rung unterstützen.

Querschnittsaufgabe

Seit 2009 ist Landshut Eck zu-
folge mit weiteren Altstadtpro-
jekten im Programm „Städtebau-
licher Denkmalschutz“ vertre-
ten. Dieser ist bereits seit 1971
eine Querschnittsaufgabe der
Städtebauförderung in Bayern.
Die beständigen Sanierungs-
bemühungen von Stadt und Bür-
gern hätten Bund und Freistaat
Bayern im Rahmen der Städte-
bauförderung unterstützt. So sei
die Innenstadt von Landshut zu

einem der bedeutendsten Alt-
stadtensembles im mitteleu-
ropäischen Raum avanciert.

„Unser Förderschwerpunkt
liegt im ländlichen Raum“, fuhr
der Staatssekretär fort. 59 der 71
Programmgemeinden hätten we-
niger als 20.000 Einwohner. Es
handle sich also überwiegend
um Klein- und Mittelstädte. Auf-
grund der großen Nachfrage sei-
en heuer insgesamt 17 Kommu-
nen neu ins Programm aufge-
nommen worden.

Mit Hilfe des Programms wur-
den, so Eck, bereits viele interes-
sante Maßnahmen angestoßen.
Als Beispiel führte er die Sanie-
rung des Aventinums in Abens-
berg, eines ehemaligen Klosters,
an. Mit der Sanierung entstün-
den zentrale Veranstaltungsräu-
me sowie Räume für Volkshoch-
schule und Musikschule. Ein
weiteres Beispiel sei die Sanie-
rung der Fassade des Neuen
Schlosses und des Wieserhauses
in Pappenheim. Dadurch werde
das Stadtbild am zentralen
Marktplatz wesentlich aufge-
wertet.

Energieeffizienz

Nach einem Vortrag des Ge-
schäftsführers des Bayerischen
Landesvereins für Heimatpflege
in München, Martin Wölzmül-
ler, zum Thema „Wertebewusst-
sein für Denkmalschutz und
Baukultur“ informierte der Lan-
deskonservator im Bayerischen
Landesamt für Denkmalpflege
in München, Dr. Bernd Vollmar,
über „Energieeffizienz als aktu-
elle Herausforderung in der städ-
tebaulichen Denkmalpflege“.
Seiner Ansicht nach sollte es bei
der zukunftsweisenden Sanie-
rung im (historischen) Bestand
ein gleichberechtigtes Zusam-
menspiel von Baukultur, Ökolo-
gie und Ökonomie geben. Neu-
bauten müssten von vorn herein
den allgemein gültigen energeti-
schen Normen und Kennwerten
entsprechen. Bei denkmalge-
schütztem Baubestand sei dage-
gen ein umgekehrtes Vorgehen
sinnvoll und notwendig.

Auf Baudenkmäler könne sich
ein energetischer Neubaustan-
dard mittel- bis langfristig bis-
weilen negativ auswirken, fuhr

Vollmer fort. Planungsgrundlage
seien die individuellen Vorgaben
des Baudenkmals, der Nutzungs-
ziele und Nutzungszonen (unter-
schiedliche Raumtemperaturen).

Nachrüstung

Bei der Primär-Energiebilanz
sei die Nachrüstung (etwa Wär-
medämmung) und Verbesserung
der Anlagetechnik anzusetzen.
Zudem müsse eine Gesamt-En-
ergiebilanz unter Berücksichti-
gung aller Rahmenbebedingun-
gen, inklusive passiver Energie-
gewinn (Speicherfähigkeit), raum-
klimatischer Konsequenzen (wie
Wohnhygiene), des Langzeitver-
haltens von historischen und mo-
dernen Baukonstruktionen und
der Kostenamortisation ermittelt
werden.

Theoretische Rechenwerte
würden durch das Nutzerverhal-
ten relativiert. Notwendig sei
die frühzeitige Beteiligung von
Denkmal erfahrenen Planern
und Energieberatern.

Erfahrungsbericht

Bevor Josef Mend, 1. Bürger-
meister der Stadt Iphofen, ab-
schließend einen Erfahrungsbe-
richt zur Stadtsanierung gab, in-
formierte Johannes Doll, Baure-
ferent der Stadt Landshut, über
das Konzept „Historische Innen-
stadt“ der niederbayerischen
Kommune.

Der Planungsprozess „Zu-
kunftskonzept Historische In-
nenstadt“ startete laut Doll im
Frühjahr 2010. Nach Abschluss
der Grundlagenermittlung (ins-
besondere der Evaluation der Sa-
nierungsergebnisse aus den noch
bestehenden Sanierungsgebie-
ten) würden derzeit, in der ersten
Planungsstufe, Leitsätze, räumli-
che Nutzungsschwerpunkte und
Vorschläge für weiterreichende
Planungen sowie in gesonderten
Fällen Einzelmaßnahmen for-
muliert. Die Arbeit geschehe hier
parallel auf der fachlichen und
auf der Beteiligungsebene (Me-
diationsverfahren). Sie behandle
die Landshuter Innenstadt ge-
samthaft und die sich aus der
Gesamtschau abzeichnenden
Teilbereiche im einzelnen.

Zukunftsträchtige Struktur

In der im kommenden Jahr
folgenden Planungsstufe zwei
werden unter Einbeziehung der
sich etablierenden Beteiligungs-
strukturen Planungen zu den zu-
vor erarbeiteten räumlichen und
inhaltlichen Schwerpunkten prä-
zisiert, berichtete der Baurefe-
rent. Darauf aufbauend werden
in Planungsstufe drei einver-
nehmlich Maßnahmen- sowohl
im investiven, als auch im nicht
investiven Bereich - entwickelt
und damit die ursprüngliche Ge-
samtstrategie in zukunftsträchti-
ge Strukturen umgesetzt. DK

Flächenmanagement und Innenentwicklung:

Zusammenarbeit lohnt sich
Informationsveranstaltung im Landratsamt Kitzingen

Mit „Flächenmanagement und Innenentwicklung“ befasste sich
eine Informationsveranstaltung im Landratsamt Kitzingen. Vor
zahlreichen Bürgermeistern und Mitarbeitern verschiedener
Gemeinde- oder Stadtverwaltungen des Landkreises referierten
Dr. Frank Molder von der Baader-Konzept GmbH sowie Arthur
Arnold, Bürgermeister der Gemeinde Euerbach (Landkreis
Schweinfurt) zu diesem Thema.

Immer mehr Häuser in Orts-
kernen stehen leer, Baulücken
oder Brachflächen bleiben seit
Jahrzehnten ungenutzt. Dem ge-
genüber stehen die Nachfrage
nach Bauland und die Er-
schließung neuer Flächen. Auch
der Landkreis Kitzingen spürt
die demografische Entwicklung.
Mit 2,4 Prozent weniger Ein-
wohnern muss der Landkreis bis
2028 rechnen.

Frank Molder zufolge hat
Baader-Konzept bereits über 70
Kommunen in punkto Innenent-
wicklungskonzept beraten und
begleitet. Als Problem nannte er
das Wettrüsten der Gemeinden
mit Bau- und Gewerbegebieten
und wies darauf hin, dass eine
Zusammenarbeit die bessere Lö-
sung sei. Als Beispiel hierfür be-
richtete Euerbachs Bürgermei-
ster Arnold von seinen Erfahrun-
gen in der Interkommunalen Al-
lianz Oberes Werntal.

Allianzkommunen

Die Allianzkommunen verfü-
gen in erheblichem Umfang über
Baulandpotenziale im Bestand
(Baulücken, leerstehende Hof-
stellen, Brachflächen). Gleich-
zeitig stehen für die Daseinsvor-
sorge der Bürger umfangreiche
Werte an technischer und sozia-
ler Infrastruktur zur Verfügung.
Die Gemeinden der Interkom-
munalen Allianz Oberes Werntal
bekennen sich zu einem scho-
nenden und flächensparenden

Umgang mit der Ressource Bo-
den sowie zu einer effizienten
Nutzung der vorhandenen Bau-
und Infrastrukturen. Die Allianz-
kommunen sind sich der Bedeu-
tung einer aktiven, d. h. einer in-
itiativeergreifenden Innenent-
wicklung als Basis für den Erhalt
dauerhaft lebenswerter Wohn-
und Arbeitsstrukturen im Oberen
Werntal bewusst. Die Gemein-
den verfügen in Teilbereichen
bereits über erfolgreiche Ansätze
einer aktiven Innenentwicklung
(z. B. Dorferneuerungen, Bau-
hütte, Altortentwicklungspläne).
Auf diesem Fundament soll mit-
einander weiter aufgebaut wer-
den.

Siedlungspolitik

Wie Arnold erklärte, war es
das Ziel, im Oberen Werntal
übertragbare Ergebnisse, Metho-
den und Handlungspläne für die
Siedlungspolitik zu bekommen.
Aus diesen Erfahrungen formu-
lierte der Rathauschef Ratschlä-
ge für seine Kollegen. Als wich-
tige Handlungsgrundlage be-
zeichnete er eine systematische
Umfrage innerhalb der Eigentü-
mer ungenutzter Gebäude und
Flächen. „Dadurch bekommen
sie einen guten Überblick, was
tatsächlich zum Verkauf steht. Es
sind plötzlich Flächen auf dem
Markt, die vorher nicht verfüg-
bar waren.“

Im Oberen Werntal wurden
2.576 Flächen im Innenbereich

erfasst sowie Leerstände ermit-
telt. Als Ergebnis der Befragung
signalisierten 236 Besitzer von
ungenutzten Bauplätzen im Ort
(gesamt 1.432) ihre Bereitschaft,
die Fläche zu verkaufen, von
127 leeren Hofstellen sowie 102
leeren Häusern hätten sofort 48
verkauft werden können. „Ein
Entwicklungspotenzial von 250
Hektar“, hob Arnold hervor.
Dem gegenüber stand der er-
rechnete Baulandbedarf von 26
Hektar bis 2020. Seit 2007 seien
119 dieser Grundstücke verkauft
worden. „Wenn eine Gemeinde
die Anfrage nicht erfüllen kann,
geben wir sie in der Allianz wei-
ter“, sagte Arnold und appellierte
an seine Kollegen: „Eine Zusam-
menarbeit lohnt sich.“

Datenbank

Wie Landrätin Tamara Bi-
schof feststellte, habe Anfang
2010 bereits jede Gemeinde vom
Bayerischen Landesamt für Um-
welt eine CD mit einer kostenlo-
sen Flächenmanagement-Daten-
bank erhalten. Mithilfe der Soft-
ware könnten die notwendigen
Daten eingegeben, verwaltet und
ausgewertet werden. Bischof
hofft nun, dass die Informations-
veranstaltung Städte und Ge-
meinden anregt, die Datenbank
für eine systematische Auswer-
tung zu nutzen, um so einen
Überblick über ihre ungenutzten
Flächen zu bekommen. „Schließ-
lich“, so Bürgermeister Arnold
abschließend, „müssen wir in
Zukunft genauso viel Engage-
ment für die Innenentwicklung
einsetzen, wie wir es in der Ver-
gangenheit für die Erschließung
von Neubaugebieten getan ha-
ben“. DK

EU-Klage gegen bayerisches Einheimischenmodell:

Hoheit der Gemeinden in Gefahr
KPV-Informationsveranstaltung in Bad Tölz mit MdEPAngelika Niebler

Günstiges Bauland soll einheimische Familien im hochpreisigen
Oberland halten und so eine gewachsene Gemeindestruktur er-
halten. Das ist das Ziel des „Einheimischenmodells“ sagen Land
Bayern und die Kommunen. Doch die EU-Kommission wittert
Diskriminierung und will klagen. Wie sehr das Thema den ein-
heimischen Gemeinden auf den Nägeln brennt, zeigte eine sehr
gut besuchte Veranstaltung des Kreisverbandes Bad Tölz-Wolf-
ratshausen der Kommunalpolitischen Vereinigung (KPV) der
CSU in Bad Tölz, bei der die CSU-Europaabgeordnete Angelika
Niebler mit wichtigen Informationen aufwartete.

Laut Thomas Gründl, KPV-
Kreisvorsitzender und Bürger-
meister von Bad Heilbrunn, „ist
unsere gemeindliche Hoheit in
Gefahr“. Die Einheimischenmo-
delle seien ein Instrument bayeri-
scher Siedlungspolitik. Orts-
ansässige erhielten durch Preis-
nachlässe beim Grundstückskauf
die Möglichkeit, in ihrem Heimat-
ort Wohnhäuser zu errichten.
Hiervon profitierten vor allem
junge, ortsansässige Familien, die
sonst oftmals gegenüber finanz-
kräftigen Auswärtigen benachtei-
ligt wären oder aus finanziellen
Gründen abwandern müssten.

Bernried, Seeshaupt und Weil-
heim nutzen das Einheimi-
schenmodell, um ihre gewachse-
nen Familien- und Gemeinde-
strukturen zu erhalten. Wie viele
andere Kommunen im Münch-
ner Umland und dem Voralpen-
land gewähren sie ortsansässigen
Bürgern vergünstigte Konditio-
nen auf Baugrundstücke, um ins-
besondere jungen Familien die
Möglichkeit zu geben, in ihrem
Heimatort zu bleiben. Da die
Förderkonzepte nachAuffassung
der Kommission einen Eingriff
in die Freizügigkeit und einen
Verstoß gegen die Niederlas-
sungsfreiheit darstellen, hat die
Europäische Kommission laut
Angelika Niebler beschlossen,
ein Vertragsverletzungsverfahren
gegen Deutschland wegen der in
vielen Gemeinden praktizierten

Einheimischenmodelle einzulei-
ten. Es liege eine Diskriminie-
rung von EU-Bürgern vor.

Wie Niebler darlegte, wurden
in einem Mahnschreiben an die
Bundesregierung die drei Ge-
meinden exemplarisch für die
besonders in Süddeutschland
gängigen Einheimischenmodelle
genannt. Positiv sei allerdings,

dass sich die Bundesregierung in
einer Stellungnahme auf die Sei-
te der bayerischen Ortschaften
gestellt habe.

Weil der Kommission die Be-
deutung der Einheimischenmo-
delle für bayerische Kommunen
offenbar nicht bewusst gewesen
sei, hatte sich die Europaabgeord-
nete persönlich an den Kommis-
sionspräsidenten José Manuel
Barroso gewandt, um ihm die Si-
tuation darzulegen. „Denn das

Einheimischenmodell“, so Nieb-
ler, „ist in erster Linie als Instru-
ment zum Erhalt der gewachse-
nen Gemeindestrukturen und
nicht zur Abschottung von Bür-
gern aus anderen Städten oder gar
Ländern gedacht.“ Man benötige
eine ausgewogene Bevölkerungs-
struktur, um die notwendige In-
frastruktur wie Kindergärten,
Schulen oder Altenheime unter-
halten zu können, aber auch um
Brauchtum und Vereinsleben zu
pflegen. Das Einheimischenmo-
dell trage dazu bei, lokale Iden-
tität zu bewahren und zu fördern.

Keine Diskriminierung

Die Bundesregierung habe in
ihrer Stellungnahme an die Kom-
mission begründet, warum das
Einheimischenmodell notwendig
und keinesfalls diskriminierend
sei. Darin heißt es Niebler zufol-
ge auch: „Nicht nur das Recht,
sich überall niederlassen zu kön-
nen, ist von Bedeutung, sondern
auch das Recht, dort zu bleiben,
wo man herkommt oder sich hei-
misch gemacht hat.“

Sollte der Kommission die
Stellungnahme nicht genügen,
könnte sie ein Verfahren vor dem
Europäischen Gerichtshof einlei-
ten, machte die Politikerin deut-
lich. Jedoch wusste sie auch zu
berichten, „dass man in Brüssel
sehr an einer vorgerichtlichen
Einigung interessiert ist“. Mögli-
cherweise müssten einfach die
Kriterien für die Inanspruchnah-
me der Förderung erweitert wer-
den. In vielen Gemeinden gebe
es bereits umfangreiche Kriteri-
enkataloge. „Dies wäre sicher-
lich eine Lösung, mit der wir in
Bayern gut leben könnten“,
meinte Angelika Niebler ab-
schließend. DK

MdEPAngelika Niebler.

http://www.bpm-gmbh.de
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Bayerische Landessiedlung GmbH
Franziskanerstraße 14
81669 München
Tel. (0 89) 23 87-0
info@bls-bayern.de
www.bls-bayern.de

Alles aus einer Hand
Kompetenz für Städte, Kommunen und Bauherren

Energie und Kommunale EntwicklungStandortentwicklung und Städtebau Wohnungs- und Eigenheimbau

Informationen:

www.bls-bayern.de

Veranstaltungshinweis:

Energienetzwerker-
Fachtagung

Die Tagung zum Thema
„Optimierter Energieeinsatz in
Industrie und Gebäuden“ findet
in Starnberg am 21.1.2011 statt.

Energieeffizienz ist bereits
heute und wird in Zukunft ver-
stärkt eine zentrale Herausfor-
derung bei der Planung, Sanie-
rung und beim Betrieb von
Gebäuden und in industriellen
Prozessen sein.

Einsparpotentiale

Mit der systematischen Er-
mittlung von Energieeinspar-
potenzialen werden wichtige
organisatorische Grundlagen
für das Beherrschen steigender
Energiepreise, für eine adä-
quate Versorgungssicherheit
und für die Klimagasreduktio-
nen gelegt. Potentiale für kon-
krete Einsparungen sind neben
innovativen Produktionstech-
nologien auch optimal abge-
stimmte Gebäude und hoch
motivierte Mitarbeiter.

Angesprochen werden ne-
ben Firmen auch Vertreter der
Kommunen, Bürgermeister,
Stadträte und Kämmerer, Or-
ganisationen und Verbände mit
dem Fokus Energiewirtschaft.
Weitere Informationen unter :
www.energienetzwerker.de

8.400 Quadratmeter
Satteldachhalle

Herzstück der Eisenbahn Erlebniswelt
Mit einem interessanten und herausfordernden Großauftrag
macht der Hallen- und Modulraum-Spezialist Renz GmbH, aus
Althengstett, von sich reden: 60 historische Eisenbahnfahrzeuge
bekommen eine neue Heimat. Die 250 m lange und rund 40 m
breite Abstellungs- und Ausstellungshalle ist das Herzstück der
SVG Eisenbahn- Erlebniswelt in Horb am Neckar.

Auf ca. 8.400 m² werden hier,
ab 2011, die 60 historischen Ei-
senbahnfahrzeuge aus der Ge-
schichte der SVG gezeigt. Aber
nicht nur die Ausstellung der hi-
storischen Fahrzeuge findet dar-
in Platz. Auch ein Kino, ein Bi-
stro, eine Küche, ein großzügi-
ger Konferenzraum, Büros und
Sanitärräume machen die Aus-
stattung komplett. So ist die Hal-
le sozusagen das Herzstück des
Mobilitäts- und Erlebniszen-
trums auf dem Gelände des alten
Güterbahnhofes in Horb am
Neckar.

Die Systemtechnik
im Einzelnen

Unter dem Satteldach wurde

auf einer Länge von 250 m, einer
Breite von 39,5 m - 31,5 m und
einer Traufhöhe von 5,00 m eine
Grundfläche von 8.400 m² reali-
siert. Durch den großen Binder-
abstand (bis 7,20 m) ist im In-

nern viel stützenfreier Raum, der
optimal für die Ausstellung ge-
nutzt werden kann. 5 elektrisch
angetriebene Sektionaltore die-
nen zur Ein-und Ausfahrt der hi-
storischen Züge. Zahlreiche
Lichtkuppeln, ein ca. 120 m lan-
ges und 2 m breites Firstlicht-

band, ein 140m langes und 1,20m
hohes Trauflichtband, sowie die
große Anzahl der Fenster und
Glastüren sorgen für eine opti-
male Nutzung des Tageslichts.
Rauch- und Wärmeabzugsklap-
pen komplettieren die Ausstat-
tung.

Modernste Solartechnik
zur Energiegewinnung

Eine Halle in dieser Dimensi-
on kann natürlich optimal für die
Energiegewinnung genutzt wer-
den. Daher wurde die Dachstatik
so ausgelegt, dass ca. 1000 So-
larmodule darauf untergebracht
werden konnten. Sie liefern ca.
550 Kilowatt-Peak Leistung, da-

mit kann nicht nur der gesamte
Strombedarf der Einrichtungen
abgedeckt werden, ein Teil da-
von wird auch in das örtliche
Stromnetz eingespeist.

Erfahrung und Know-how
zahlen sich aus

Mit diesem Objekt haben die
Hallen- und Modulraum-Spezia-
listen der Renz GmbH, aus
Althengstett gezeigt, dass sie
Hallen in nahezu jeder Dimensi-
on realisieren können. Durch die
Erfahrung bei der Realisierung
kompletter Betriebsanlagen hat
sich hier ein Know-how ange-
sammelt, das dieses Unterneh-
men zu einem kompetenten Ge-
sprächspartner für Architekten
und Bauherren macht.

Bei Renz arbeiten die Planer
für Bürogebäude und Hallen eng
zusammen. Auf der Basis dieses
Arbeitsprinzips entsteht bei ei-
nem Gesamtprojekt eine in sich
geschlossene und durchdachte
Lösung. Entscheidende Vorteile
dieser Bauweise sind darüber
hinaus die Erweiterbarkeit, zur
kurzfristigen Anpassung an den
aktuellen Bedarf und nicht zu-
letzt die kurzen Liefer- und
Montagezeiten.

Komplett-Programm und
Service erleichtern
die Entscheidung

Das Renz Programm für
Raum-Module und Hallen ist
nicht nur umfassend. Selbstver-
ständlich gehört die Logistik,
wie Lieferung und Montage so-
wie Statik bzw. Typenstatik, Pla-
nungs-und Ausführungszeich-
nungen zum Leistungsumfang
der Renz GmbH. Auf Wunsch
kann Renz durch Partner-Archi-
tekten (gegen Kostenerstattung)
auch das komplette Genehmi-
gungsverfahren übernehmen.
Weitere Informationen unter:
www.renz-container.com

www.der-flexible-Raum.de

Container · Raummodule · Hallensysteme

Die neue Satteldachhalle.

LBS Bayern baut führende Position aus:

Erfolgreiches
Geschäftsjahr 2010

Marktanteil wird bei 40 Prozent erwartet
Rekord im Neugeschäft

Die LBS Bayern hat ihre Marktführerschaft im Jahr 2010 aus-
gebaut. Beim Neugeschäft erwartet die mit 1,5 Millionen Kun-
den größte Bausparkasse im Freistaat das höchste Volumen, das
je in der gut 80-jährigen Unternehmensgeschichte erreicht wur-
de. Demnach werden bis Jahresende rund 227.000 neue
Bausparverträge mit einer Rekord-Bausparsumme von insge-
samt 7,8 Milliarden Euro vermittelt worden sein. Erstmals wird
die LBS Bayern der Prognose zufolge auch einen Marktanteil
nach Bausparsumme von 40 Prozent erreichen. „Wohneigentum
wird als wertstabile, inflationssichere Investition angesehen“, er-
klärte Dr. Franz Wirnhier, Sprecher der Geschäftsleitung der
LBS Bayern, anlässlich der Jahresabschluss-Pressekonferenz.
„LBS-Bausparen bei der Bausparkasse der Sparkassen gilt als
sicherer Hafen – gerade in einem psychologischen Umfeld, das
die Finanzkrise noch nicht überwunden hat und nun vom Rin-
gen um die Euro-Stabilisierung geprägt wird.“

Bis einschließlich November
hat das Neugeschäft der LBS
Bayern eine Summe von 7,2
Milliarden Euro erreicht. Es liegt
damit bereits über dem Wert des
gesamten Jahres 2009 (6,9 Milli-
arden Euro). Die für 2010 in
Aussicht stehende Bausparsum-
me von 7,8 Milliarden Euro ent-
spricht einem Zuwachs gegenü-
ber dem Vorjahr von 13,1 Pro-
zent. Sie übertrifft den bisheri-
gen Rekordwert von 7,76 Milli-
arden Euro aus dem Jahr 2003,
das wegen Diskussionen um
Wohnungsbauprämie und Eigen-
heimzulage von einem Sonder-
effekt geprägt war. Damit geht
die LBS Bayern davon aus, ihren
Marktanteil nach Bausparsum-
me in diesem Jahr erstmals auf
40 Prozent steigern zu können.
Nach Stückzahlen wird dieses
Niveau schon länger erreicht.
Hier rechnet die LBS Bayern
2010 mit 227.000 neu vermittel-
ten Verträgen, was einem Zu-
wachs gegenüber dem Vorjahr
von 11,4 Prozent entspricht.

Nachfrage nach
Wohnimmobilien
nimmt deutlich zu

Auch bei der durchschnittli-
chen Bausparsumme der von
den bayerischen Sparkassen und
vom LBS-Außendienst neu ver-
mittelten Verträge ist eine klare
Steigerung zu erkennen. Der er-
wartete Wert von 34.500 Euro

bedeutet ein Plus von 24,4 Pro-
zent gegenüber 2009. „Dies do-
kumentiert, dass die meisten Ab-
schlüsse entweder mit einer aku-
ten Wohnbaufinanzierung ver-
bunden oder auf eine spätere
wohnwirtschaftliche Investition
ausgerichtet sind“, erklärte
Wirnhier. Die steigende Nach-
frage nach Wohnimmobilien
zeigt sich auch im Geschäft der
Sparkassen-Immobilien-Ver-
mittlungs-Gesellschaft. Sie hat
bis Ende November 9841 Objek-
te vermittelt – 13,1 Prozent mehr
als im Jahr 2009. Beim Objekt-
wert von insgesamt 1,45 Milliar-
den Euro beträgt der Zuwachs
sogar 20,4 Prozent.

Sogar beim jahrelang schwäch-
elnden Neubau zeichnen sich
Erholungstendenzen ab. Einer
LBS-Prognose zufolge werden
2011 bundesweit 215.000 neue
Wohnungen genehmigt werden
– rund 12 Prozent mehr als 2010.
Ein Anziehen des Wohnungs-
neubaus ist gerade in Bayern er-
forderlich, wo nach Berechnun-
gen des Forschungsinstituts em-
pirica 42.000 neue Wohnungen
pro Jahr benötigt werden, wie
Wirnhier betonte. Im Freistaat
liegt die Zahl der Baugenehmi-
gungen nach zehn Monaten mit
rund 31.300 um 17,6 Prozent
über dem entsprechenden Wert
von 2009. Bleibt es bei diesem
Wachstumstempo, werden heuer
37.000 Objekte genehmigt, also
immer noch weniger als der Be-
darfswert.

Weiterhin gutes Umfeld
für Immobilienerwerb

Die steigende Nachfrage nach
Wohnimmobilien bei einem be-
grenzten Angebot führt auf vie-
len Wohnungsmärkten, insbe-
sondere in den urbanen Räumen
Bayerns, zu steigenden Preisen.
Dies bietet Investoren eine inter-
essante Perspektive. Gleichzeitig
begünstigt das historisch niedri-
ge Zinsniveau den Erwerb eines
selbst genutzten Eigenheims. Fa-
milien mit einem Kind müssen
im Herbst 2010 für eine typische
Finanzierung nur noch 13 Pro-
zent ihres Durchschnittseinkom-
mens aufwenden. 1994 betrug
dieser Anteil 38 Prozent und
2002 immer noch 21 Prozent.
Das ergeben Musterrechnungen
der LBS.

LBS-Sofortkredite:
Gefragtes
Finanzierungsmodell

Das rege Interesse an Wohn-
immobilien spürt die LBS Bay-
ern bei den Vorfinanzierungskre-
diten. Die bayerischen Sparkas-
sen nutzen intensiv die Möglich-
keit, einen Kredit tilgungsfrei zu
stellen und mit einem LBS-
Bausparvertrag zu kombinieren.
Das Volumen der entsprechen-
den Sparkassendarlehen erhöhte
sich von Januar bis November
2010 um 15,4 Prozent auf 1,9
Milliarden Euro. Die LBS wird

das Auszahlungsvolumen ihrer
Vor- und Zwischenfinanzie-
rungskredite mit etwa 485 Mil-
lionen Euro ebenfalls noch ein-
mal leicht steigern können, nach-
dem es 2009 um fast 30 Prozent
auf 480 Millionen Euro zugelegt
hatte. Die Zusagen von Sofort-
krediten verzeichnen in den er-
sten elf Monaten 2010 sogar ei-
nen Zuwachs von 17,5 Prozent
auf 582,8 Millionen Euro. Zwi-
schen August und November
war die Summe dieser Darle-
henszusagen phasenweise dop-
pelt so hoch wie vor Jahresfrist.

LBS-Riester-Bausparen

Zu den Pluspunkten für Eigen-
heiminteressenten zählt die staat-
liche Förderung durch Wohn-
Riester, Wohnungsbauprämie
und Arbeitnehmersparzulage.
„Gerade das Riester-Bausparen,
vom Gesetzgeber erst vor zwei
Jahren ermöglicht, erweist sich
als Volltreffer“, sagte Wirnhier.
Die LBS Bayern wird 2010 etwa
33.000 Riester-Bausparverträge
über 1,44 Milliarden Euro ver-
mitteln. „Damit trägt das Rie-
ster-Bausparen in diesem Jahr
18,5 Prozent zum Neugeschäfts-
volumen bei. Es hat sich als sta-
biles Marktsegment etabliert“, so
Wirnhier. „Die Kunden haben
hier ein klares Finanzierungsin-
teresse, abzulesen an der durch-
schnittlichen Bausparsumme,
die bei den Riester-Verträgen um
8 Prozent auf 43.600 Euro an-
stieg und damit deutlich höher
ausfällt als im gesamten Neuge-
schäftsschnitt.“ Das Vermitt-
lungsvolumen der LBS-Riester-
Bausparverträge, die in Verbin-
dung mit einer Immobilienfinan-
zierung stehen, wird sich ge-
genüber 2009 um 45 Prozent auf
etwa 380 Millionen Euro er-
höhen. Rückenwind erhalten die
Wohn-Riester-Angebote der
LBS durch die Stiftung Waren-
test, die in der jüngsten Dezem-
ber-Ausgabe ihrer Zeitschrift Fi-
nanztest zu dem Schluss kommt:
„Günstiger geht es nicht ins Ei-
genheim. Die Riester-Darlehen
der Bausparkassen sind erste
Wahl für Bauherren und Immo-
bilienkäufer.“ Die Riester Kom-
bi-Kredite der Bausparkassen
werden von Finanztest eindeutig
besser bewertet als Riester-
Bankdarlehen. Die LBS Bayern
zählt dabei zu den Test-Siegern.

Hervorragende Chancen
für LBS-Bausparen

„Die aktuelle Niedrigzinspha-
se bietet dem LBS-Bausparen
hervorragende Geschäftschan-
cen“, erklärte Wirnhier. „Mit
LBS-Bausparen kann sich ein
Immobilienerwerber die derzeit
minimalen Darlehenszinsen dau-
erhaft sichern, bis zum Ende der
Gesamtlaufzeit einer Wohnbau-
finanzierung. Und wer später
bauen, kaufen oder modernisie-
ren will, sichert sich heute mit
einem LBS-Bausparvertrag ge-
gen höhere Zinsen in der Zu-
kunft ab.“ Während die sehr
niedrigen Zinsen die Marktpo-
tentiale stärken, beeinträchtigen
sie die Ertragsmöglichkeiten ei-
ner Bausparkasse.

Ihre Einlagen lassen sich nur
mit einer relativ geringen Rendi-
te anlegen. Dadurch verringert
sich der Zinsüberschuss. Gleich-
zeitig erhöhen sich die Provi-
sionsaufwendungen der LBS
Bayern, weil das Neugeschäft
deutlich wächst. Aus der Summe
dieser Effekte erwartet die LBS
Bayern, wie bereits zur Bilanz-
vorlage im Sommer angekün-
digt, ein Betriebsergebnis vor
Risikovorsorge von etwa 40 Mil-
lionen Euro, nach 75,1 Millionen
Euro im Jahr 2009. Wirnhier
wertete das mit Blick auf die ex-
tern verursachten Restriktionen
als respektabel: „Mehr ist in die-
ser Zinssituation nicht drin.“

Die LBS Bayern hat mit ihrem
Produktangebot auf das Zinsum-
feld reagiert und im November
den Tarif LBS-N5+ eingeführt.

Er richtet sich an Kunden, die ei-
nen günstigen Darlehenszins bei
geringer monatlicher Belastung
wünschen. Der Darlehenszins be-
trägt 2,85 Prozent, die monatliche
Tilgungsrate liegt bei 5 Promille
der Bausparsumme. Das Gutha-
ben wird mit 0,5 Prozent verzinst.
Zudem wurde mit dem LBS-Ju-
nior-Bonus eine Prämie für Nach-
wuchs-Bausparer unter 16 Jahren
eingeführt. Sie erhalten in allen
aktuellen Tarifen einen Bonus
von bis zu 300 Euro. Dies soll
junge Menschen ermuntern, früh
mit der Vorsorgeplanung zu be-
ginnen. Im vergangenen Jahr
konnte die LBS Bayern 63.000
Kunden unter 25 Jahren für einen
LBS-Bausparvertrag gewinnen,
17 Prozent mehr als im Vorjahr.

Ausblick 2011

„Durch billige Kredite und die
lukrative Wohn-Riester-Förde-
rung wird der Erwerb von
Wohneigentum für viele Men-
schen machbar“, sagte Wirnhier.
In fast 70 Prozent aller kreisfrei-

en Städte und in über 90 Prozent
der Landkreise in Deutschland
genüge ein Durchschnittsein-
kommen für den Erwerb eigener
vier Wände, so das Ergebnis ei-
ner empirica-Studie. „Zu diesem
beachtlichen Marktpotential
kommt die große Zielgruppe der
Hausbesitzer, die modernisieren
müssen.“

Ideales Vorsorge- und
Finanzierungsinstrument

Die LBS Bayern sieht hier ei-
nen erheblichen Investitionsbe-
darf, vor allem bei der energeti-
schen Optimierung des Woh-
nungsbestandes. „Der LBS-
Bausparvertrag ist für diese Ver-
wendungszwecke das ideale
Vorsorge- und Finanzierungsin-
strument“, verdeutlichte Wirn-
hier. „Es gibt viele Chancen und
deshalb allen Anlass zur Zuver-
sicht, dass die gute Stimmung
für Bausparen und Wohneigen-
tum weiter anhalten wird.“
Weitere Informationen unter:
www.lbs-bayern.de

http://www.bls-bayern.de
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Schlangen, Krokodile
und Senioren

Im November gastierte der Zirkus Ferraro im Seniorendomizil
Haus Elisabeth in Geretsried und begeisterte die Senioren mit
seinen Showeinlagen.

3 Würgeschlangen, 1 Kroko-
dil, 1 Frosch, 1 Bartagame, meh-
rere Schildkröten. Was sich liest
wie ein Tropenhaus-Inventar,
waren jüngst nachmittags die
Ehrengäste im Seniorendomizil
Haus Elisabeth in Geretsried.
Neben den Kaltblütlern beka-
men die Senioren Besuch von ei-
nem Fakir und einem Clown, Ar-
tisten und Schlangentänzerin-
nen. Die Mitglieder des Zirkus
„Ferraro“ begeisterten die Be-
wohner mit Ihren Showeinlagen
und informierten auf anschauli-
che Art und Weise über die Her-
kunft und die Gewohnheiten Ih-
rer tierischen Freunde.

Und die Einnahmen werden
für einen guten Zweck verwen-
det: Sie unterstützen direkt die
Überwinterung der Zirkustiere.

Das Seniorendomizil

Haus Elisabeth wurde im
Herbst 2009 fertiggestellt und
am 01. November 2009 eröffnet.
In familiärer Wohnumgebung
werden die pflegebedürftigen
Bewohner liebevoll betreut, ihre

Selbständigkeit wird gefördert
und ihre Sicherheit gewährlei-
stet.

Die im Jahr 2005 gegründete
compassio GmbH & Co. KG mit
Sitz in Ulm ist Träger von Seni-
orendomizilen im süddeutschen
Raum. In den Einrichtungen
wird Kurzzeitpflege, Dauerpfle-
ge sowie spezielle Betreuung

von an Demenz erkrankten Per-
sonen angeboten. Ein eigenes in-
ternes Qualitätsmanagement, ho-
he Pflegestandards, qualifiziertes
wie auch motiviertes Personal
sowie eigene Wäschereien und
Küchen in jedem Haus garantie-
ren eine gleichbleibend hohe
Qualität der Dienstleistungen.
Großen Wert wird auch auf eine
Gemeinwesenorientierung der
Häuser gelegt, weshalb auch zu-
sätzlich zur engen Kooperation
mit verschiedenen Vereinen und
Verbänden in den Gemeinden
ein offener Mittagstisch sowie
Seniorencafés in den Häusern
angeboten werden.
Weitere Informationen unter:
www.compassio.de

Eine Bewohnerin mit einer 22 Kilogramm schweren Tigerpython.

Kindergärten und Krippen in Holzbauweise:

Natürlich aus Holz!
Die Kinderkrippe bzw. der Kindergarten bedeutet für den
Nachwuchs zumeist den ersten Schritt hinaus aus der vertrau-
ten Umgebung des Zuhauses und der Familie. Umso wichtiger
ist es, dass sich die Kinder in ihrer neuen Umgebung wohl
fühlen. Das hängt neben einer liebevollen und kompetenten Be-
treuung auch von einer kindgerechten Umgebung ab. Immer
mehr Kommunen entdecken Holz als Baumaterial für ihre Kin-
derbetreuungs-Einrichtungen.

Kein Wunder, denn Holz als
Baumaterial bietet viele Vorteile
und bietet sich für den Bau und
die Sanierung von Kindergärten
und Krippen geradezu an. Dies
zeigt sich auch am Beispiel des
Kindergartens in Niederwinkling
im Landkreis Straubing-Bogen,
der jüngst nach Erweiterung und
Sanierung neu eröffnet und ein-
geweiht wurde.

Sympathie bei Kindern

Viele Argumente sprechen
dafür, beim Bau und der Sanie-
rung von Kinderbetreuungs-Ein-
richtungen möglichst viel Holz zu
verwenden. Ein ganz einfaches
und doch eines der besten Argu-
mente: Kinder mögen Holz! Holz
riecht gut, fasst sich angenehm an
und ist im Gegensatz zu anderen
Baustoffen immer angenehm
warm. Dies kommt den Bedürf-
nissen von Kindern entgegen, die
gerne am Boden spielen und bar-
fuss laufen. Zudem sorgt Holz für
ein angenehmes Raumklima, es
nimmt Feuchtigkeit aus der Luft
auf und gibt sie bei Bedarf wieder
ab, ist antistatisch und somit
leicht zu reinigen. Davon profitie-
ren neben den Kindern auch die
Angestellten der Kindergärten
und Krippen. Zudem wirkt Holz
beruhigend und auch in schlichter
Verarbeitung immer warm und
ansprechend. Farbe bringen die
Kinder im Laufe der Zeit ganz
von selbst in die Einrichtung.

Auch für den Bauträger, die

Kommune, liegen die Vorteile
von Holz als Baumaterial für
Kindergärten und Krippen auf
der Hand. Durch ein hohes Maß
an Vorfertigung kann die Bauzeit
kurz gehalten werden und da es
keine Neubaufeuchte gibt, sind
die Gebäude unmittelbar nach
ihrer Fertigstellung bezugsfähig.

Regionale Wertschöpfung

Schnelles Bauen und Sanieren
mindert stets die Kosten, etwa für
eine vorübergehende Unterbrin-
gung der Einrichtung in anderen
Räumlichkeiten. Zudem bleibt
ein Holzbau bei entsprechender
Gestaltung flexibel. Ob größere
oder kleinere Gruppen, Nachmit-
tagsbetreuung für Schulkinder
oder Nutzung als Veranstaltungs-
raum der Gemeinde - mit Holz
sind solche Nutzungsänderungen
kein Problem! Und: Soweit vor-
handen kann das eigene Holz der
Gemeinde verwendet werden.
Wenn dann die Arbeiten auch
noch in der Nähe ansässigen Be-
trieben ausgeführt werden, bleibt
die Wertschöpfung in der Region!

Ein aktuelles Beispiel für einen
Kindergarten, bei dessen Sanie-
rung viel Holz verwendet wurde,
steht in Niederwinkling im Land-
kreis Straubing-Bogen. Um dem
gestiegenen Bedarf an Betreu-
ungsplätzen für unter Dreijährige
gerecht zu werden, wurde ein
neuer Gebäudeteil für eine Krip-
pe angebaut und der bestehende
Kindergarten generalsaniert. Die

Planung lag beim Architekt Chri-
stian Illner, vom Architekturbüro
HIW mit Sitz in Straubing und
Bogen, die Ausführung der Holz-
arbeiten bei der Zimmerei Bam-
mersperger GmbH aus Arnstorf.
Nach nur einem halben Jahr Bau-
zeit können nun neben den ca. 70
Kindergartenkindern in drei
Gruppen und Schulkindern am
Nachmittag auch bis zu 17 unter
Dreijährige von den 12 Erziehe-
rinnen und Kinderpflegerinnen
betreut werden.

Wohldurchdachte Details

Der Anbau, in dem sich die
Kinderkrippe befindet, ist ein
reiner Holzbau. Bei der Sanie-
rung des bestehenden Gebäudes
für die Kindergartenkinder wur-
de möglichst viel Holz verwen-
det. Zahlreiche wohldurchdachte
Details fallen ins Auge. So die-
nen in den Aufenthaltsräumen
tiefe Nischen vor allen Fenstern
als zusätzliche Aufenthalts- und
Rückzugsräume und Gardero-
benelemente aus Holz sorgen für
Ordnung. Raumhohe Fenster

verbinden die Räumlichkeiten
optisch geschickt mit dem Gar-
ten. So herrscht innen ein ange-
nehmes Tageslicht, die Einrich-
tung wirkt großzügig und es
können Kosten für die Beleuch-
tung eingespart werden.

Auch die Geräte und das Spiel-
häuschen im Garten sind aus
Holz und fügen sich harmonisch
ins neue Gesamtbild ein. Jede
Gruppe hat zudem eine eigene
überdachte Terrasse. Die Außen-
verkleidung des Gebäudes be-
steht aus Platten aus Furnier-
schichtholz. Die sind robust, bil-
den mit ihrem warmen Rot-Ton
einen schönen Kontrast zum un-

Der erweiterte Kindergarten in Niederwinkling.

behandelten Naturholz und ver-
binden den Kindergarten, die
Schule und die Turnhalle optisch
zu einem Ensemble.

„Neben dem Besten für unsere
Kinder war es uns wichtig, ein
Zeichen für den Holzbau zu set-
zen“, so Bürgermeister Ludwig
Waas. „Holz ist der Baustoff der
Zukunft, gerade hier in der Holz-
region Bayerischer Wald.“ Er
und die begeisterten Gäste der
Eröffnung wünschen sich, dass
der Kindergarten aus Holz in an-
deren Gemeinden recht viele
Nachahmer findet.
Netzwerk Forst und Holz
Bayerischer Wald

Bayerischer Stadtplanertag 2010
Unter dem Motto „Die Stadt von morgen - Anforderungen,
Chancen und Möglichkeiten“ widmete sich die Bayerische Ar-
chitektenkammer bei einer Tagung in München dem Berufsbild
des Stadtplaners. Potenziellen Auftraggebern wurde dabei be-
wusst gemacht, dass qualifizierte Stadtplaner für ihre Planungs-
vorhaben zur Verfügung stehen.

Seit dem 1. Juli 2007 ist die
Berufsbezeichnung des Stadtpla-
ners auch in Bayern geschützt,
insbesondere um der steigenden
Bedeutung der Erbringung städ-
tebaulicher Planungsleistungen
gerecht zu werden. Die Berufs-
bezeichnung darf nur führen,
wer in die bei der Bayerischen
Architektenkammer geführte
Stadtplanerliste eingetragen ist.

Vielschichtige Disziplin

Dies wurde zum Anlass ge-
nommen, als Auftaktveranstal-
tung einen Stadtplanertag durch-
zuführen. Dieser fand in Koope-
ration mit dem Institut für Städ-
tebau und Wohnungswesen, dem
Bayerischen Städtetag, der Ver-
einigung für Stadt-, Regional-

und Landesplanung sowie dem
Bund Deutscher Landschaftsar-
chitekten Bayern statt.

Der international renommierte
Architekt und Stadtplaner Prof.
Albert Speer baut seit mehr als
40 Jahren im In- und Ausland.
Speer beleuchtete anhand seines
Manifests für nachhaltige Stadt-
planung die Vielschichtigkeit
dieser Disziplin mit ihren kon-
kreten Betätigungsmöglichkei-
ten. In seinem Manifest streitet
Speer nicht nur gegen Land-
schaftsfraß und für eine Bürger-
beteiligung, die diesen Namen
verdient; er fordert zum Beispiel
auch: „Reduziere den Energie-
verbrauch und den Einsatz von
Technik! Halte Räume offen!
Denke in Kreisläufen!“ Seine
Maxime lautet: „Planung muss

ökologisch, wirtschaftlich und
sozial ausgerichtet sein.“

Um diesen Initialvortrag grup-
pierten sich weitere Referate (Di-
pl.-Ing. Brigitte Jupitz, Architek-
tin, Nürnberg, 1. Vizepräsidentin
der BayerischenArchitektenkam-
mer; Prof. Dr.-Ing. Sören Schö-
bel-Rutschmann, Landschaftsar-
chitekt, Technische Universität
München; Prof. Dipl.-Ing. Sophie
Wolfrum, Stadtplanerin, Lehr-
stuhl für Städtebau und Regional-
planung, Technische Universität
München; Dipl.-Kfm. Alexander
Hofmann, Geschäftsführer der
BayWoBau, Vizepräsident des
BFW Landesverbands Bayern
e.V., München, sowie eine Podi-
umsdiskussion mit Regensburgs
Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger, Vorsitzender des Bayeri-
schen Städtetags. Anschließend
bot sich den Teilnehmern die
Möglichkeit zum Gespräch und
zumAustausch mit Vertretern der
Kommunen und der Bauwirt-
schaft. DK

Bis Ende 2011:

Bebauungspläne im Internet
Finanzstaatssekretär Franz Josef Pschierer: „Massive Vorteile“

„Bis Ende des nächsten Jahres 2011 sollen alle rechtskräftigen
Bebauungspläne schnellstmöglich standardisiert in das Internet.
Die Bebauungsplan-Landkarte Bayerns soll bis dahin keine
weißen Flecken mehr haben. Bleiben Sie an den Kommunen
„dran“ und vermitteln Sie die Vorteile dieser Maßnahme, wo
immer es geht!“ forderte Finanzstaatssekretär Franz Josef
Pschierer die Bayerische Vermessungsverwaltung und den
Bayerischen Industrie- und Handelskammertag anlässlich der
Unterzeichung einer gemeinsamen Absichtserklärung zum Aus-
bau der Zusammenarbeit im Bereich der Geoinformation auf.

„Gewinn hat jeder, der Bebau-
ungspläne nutzt – investitionswil-
lige Unternehmen, Handwerker
ebenso wie jeder Häuslebauer.
Das ‚Stöbern im Archiv’ der Ge-
meinde nach dem alten Bebau-
ungsplan entfällt und spart dem
Bauwilligen Zeit und der Ge-
meindeverwaltung Arbeit. Die
Kommunen können sich im Stand-
ortwettbewerb positiv darstellen.“
erläuterte Pschierer die Vorteile.
Die Bereitstellung der Bebaungs-
pläne im Internet sei ein Leucht-
turmprojekt der bayerischen
eGovernment-Initiative, bei der
es darum gehe, Verwaltungslei-
stungen umfassend im Internet
bereitzustellen.

Wertvoller Beitrag

„Die IHKs können hierzu ei-
nen wertvollen Beitrag leisten:

sie machen die Bedeutung von
flächendeckend verfügbaren In-
formationen deutlich und för-
dern so nachhaltig die Bereit-
schaft der Kommunen zur Mit-
wirkung bei dem Projekt.“, so
Pschierer weiter.

Ausbau von eGovernment

Durch das Miteinander von
staatlicher und kommunaler Ver-
waltung könne der Ausbau von
eGovernment-Verfahren in Bay-
ern vorangebracht werden. Stan-
dardisierte, im Internet verfügba-
re Geodaten seien von zuneh-
mender Bedeutung, wie Bebau-
ungspläne oder Leitungsdoku-

mentationen – beispielsweise zur
Förderung des Breitbandausbaus
– belegten.

Standortinformationssystem

„Die Zusammenarbeit der
Bayerischen Vermessungsver-
waltung mit den bayerischen
IHKs im Fachgebiet Geoinfor-
mation ist bereits sehr gut, ver-
trauensvoll und erfolgreich – als
Beispiel dient nur das Standortin-
formationssystem SISBY – mit
der jetzt unterzeichnetenAbsichts-
erklärung intensivieren wir unse-
re Kooperation und setzen damit
ein Signal für alle Wirtschaftsver-
bände in Bayern!“, so Pschierer
abschließend.

Absichtserklärung

Die Absichtserklärung zwi-
schen dem Bayerischen Industrie-
und Handelskammertag und der
Bayerischen Vermessungsverwal-
tung kann unter www.stmf.bay-
ern.de abgerufen werden.

Ländliche Entwicklung:

Zehn Staatspreise
Für herausragende Projekte und Initiativen der Dorferneue-

rung, Flurneuordnung und Integrierten Ländlichen Entwicklung
hat Landwirtschaftsminister Helmut Brunner bei einem Festakt
in der Münchner Residenz drei Staatspreise und sieben Sonder-
preise verliehen.

Je 8.000 Euro pro Staatspreis

Mit jeweils 8.000 Euro dotierte Staatspreise gingen an das Flur-
neuordnungsprojekt Murnauer Moos - Staffelseemoore (Lkr. Gar-
misch-Partenkirchen), an das Gemeindezentrum Haunsheim (Lkr.
Dillingen a. d. Donau) und an die Integrierte Ländliche Entwick-
lung (ILE) „WirtschaftsbandA9 - Fränkische Schweiz“ (Lkr. Bay-
reuth und Forchheim).

Je 4.000 Euro pro Sonderpreis

Mit einem Sonderpreis von 4.000 Euro zeichnete Brunner die
Flurneuordnung mit Dorferneuerung Ottering (Lkr. Dingolfing-Lan-
dau) aus.Weitere Sonderpreise mit jeweils 2 000 Euro gingen an die
Gemeindeentwicklung von Markt Nordheim (Lkr. Neustadt a. d.
Aisch-Bad Windsheim), an die ILE „Zwischen Lech und Wertach“,
an das Innenentwicklungskonzept „Schweinsdorf beleben - Flächen
sparen“ (Lkr. Ansbach) sowie an die Dorferneuerungsprojekte in
Dingolshausen (Lkr. Schweinfurt), Kleinschönbrunn (Lkr.Amberg-
Sulzbach) und Ludwigschorgast (Lkr. Kulmbach).

Musterbeispiele für Zusammenarbeit

Nach Aussage des Ministers handelt es sich bei den preisge-
krönten Projekten um Musterbeispiele, die Ansporn und Anre-
gung für alle engagierten Bürgerinnen und Bürger im ländlichen
Raum geben. „Durch die Zusammenarbeit von Bürgern, Kom-
munen und Verwaltung haben Sie zukunftsweisende Lösungen
für die unterschiedlichsten Probleme gefunden“, sagte der Mini-
ster in seiner Laudatio. Alle Projekte zeigten eindrucksvoll, was
die Zusammenarbeit aller Beteiligten zum Wohle des ländlichen
Raumes und der dort lebenden Menschen bewirken kann.

http://www.ing-helfrich.de
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Lechmuseum Langweid

Voller Energie sind die Lechwerke seit mehr als 100 Jahren der zuverlässige und sichere
Partner für Bürger, Unternehmen und Kommunen in Bayern und Teilen Baden-Württembergs.
Als Arbeitgeber, Ausbildungsbetrieb und einer der großen Auftraggeber für Unternehmen
aus der Region trägt LEW zur wirtschaftlichen Entwicklung bei.

Weitere Informationen unter www.lew.de

REGIONAL. ENGAGIERT. LEW.

Zur Diskussion gestellt:

Informationsfreiheitssatzungen
für die Städte und Gemeinden

in Bayern: Ja oder Nein?
Von Sebastian Niedermeier*

Die rot-grüne Bundesregierung hat 2006 ein sogenanntes Infor-
mationsfreiheitsgesetz erlassen. Dem Bund sind elf Bundeslän-
der mit gleichen Gesetzen gefolgt. In Bayern wurden entspre-
chende Gesetzinitiativen im Landtag abgelehnt. Ungeachtet des-
sen haben einige Städte und Gemeinden in Bayern für den eige-
nen Wirkungskreis Informationsfreiheitssatzungen erlassen.

1. Verfassungsrechtliche
Anmerkung

In diktatorischen und monarchi-
schen Staats- und Regierungsfor-
men haben die Bürgerinnen und
Bürger erwartungsgemäß keinen
Rechtsanspruch auf Auskünfte
durch die jeweiligen Bürokratien
und Obrigkeiten.

Man könnte also annehmen,
dass in demokratisch verfassten
Staats- und Regierungsformen
die Bürgerinnen und Bürger
selbstverständlich grundsätzlich
einen gesetzlichen Anspruch auf
Auskunft durch die öffentlichen
Verwaltungen haben. Dem ist
aber nicht so. Weder im Grundge-
setz der Bundesrepublik Deutsch-
land noch in den 16 Länderver-
fassungen ist ein derartiger An-
spruch ausdrücklich festgelegt
oder rechtskonstruktiv ermittel-
bar.

2.Allgemeine Rechtslage

Es gibt eine ganze Reihe von
spezialgesetzlichen Bestimmun-
gen, die den Bürgerinnen und Bür-
gern ein Recht auf Information
und Auskunft gewähren. In Bay-
ern z.B. Art. 29 BayVwVfG, der
das Recht auf Akteneinsicht bei
Verwaltungsverfahren einräumt.
Des Weiteren kann das Recht auf
Einsicht in die öffentlichen Proto-
kolle der Gemeinderatssitzungen
oder die Einsicht in den Gemein-
dehaushalt erwähnt werden.

Es gibt aber auch eine Reihe
von Gesetzen, die eine Geheim-
haltungs- und Verschwiegenheits-
pflicht regeln. Zu nennen sind nur
beispielhaft das Bayerischen Da-
tenschutzgesetz, das Bayerische
Beamtengesetz, die Sozialgesetze
oder die Steuergesetze.

3. Rechtslage auf
Bundes- und Landesebene

Zum 1. Januar 2006 hat die da-
malige Bundesregierung das In-
formationsfreiheitsgesetz be-
schlossen. Mit diesem Gesetz hat
die Regierung für die Bürgerinnen
und Bürger einen grundsätzlichen
Rechtsanspruch auf Information
und Auskunft durch die Bundes-
behörden normiert. Diese Aus-
kunft kann nur dann verweigert
werden, wenn ein anderes Gesetz
die Herausgabe der Informationen
ausdrücklich verbietet oder Rech-
te Dritter betroffen sind. Dem
Bund sind 11 von 16 Bundeslän-
dern mit entsprechenden Landes-
gesetzen gefolgt.

4. Rechtslage in Bayern

In Bayern wurde der Erlass eines
Informationsfreiheitsgesetzes
im Bayerischen Landtag von den
Oppositionparteien SPD, Grüne
und Freie Wähler beantragt, aber
von der CSU und der FDP mehr-
heitlich abgelehnt. In Bayern gibt
es also kein Informationsfreiheits-
gesetz.

5. Rechtslage auf
Gemeindeebene

Obwohl es somit in Bayern kei-
ne spezialgesetzliche Ermächti-
gung zum Erlass einer Informati-
onsfreiheitssatzung gibt, können
die Gemeinden gemäß Art. 23
Abs. l GO eine solche Satzung er-
lassen. Diese Satzung kann sich
nur auf den eigenen Wirkungs-

kreis der jeweiligen Gemeinde be-
ziehen. In die geltenden Gesetze
kann diese Satzung nicht eingrei-
fen oder diese verändern.

6. Pro und Contra in der
öffentlichen Diskussion zu
Informationsfreiheitsgesetzen
und - satzungen

Diese Diskussionen finden teils
sehr emotional statt. Die jeweili-
gen Argumente werden teils un-
sachlich und überhöht dargestellt.
Während die Befürworter in der
Öffentlichkeit den Eindruck er-
wecken, als würden in den Rat-
häusern Unmengen an „staatstra-
genden Geheimnissen“ verwahrt,
befürchten die Gegner einen Miss-
brauch dieser Satzung und einen
enormen Bürokratismus, der bis
zur Lahmlegung der Verwaltung
führen könnte.

Mit der Realität haben diese
Einschätzungen wenig zu tun.
Man kann davon ausgehen, dass
täglich tausende von Auskunftser-
suchen an die öffentlichenVerwal-
tungen herangetragen werden und
diese weit überwiegend zur vollen
Zufriedenheit der Bürger beant-
wortet werden.

7. Haltung des Bayerischen
Städtetages und des
Bayerischen Gemeindetages

Während die kommunalen Spit-
zenverbände gegenüber dem
Landtag zum Informationsfrei-
heitsgesetz eine ablehnende Hal-
tung einnahmen, verhalten sie sich
gegenüber ihren Städten und Ge-
meinden neutral. Sie überlassen es
den Kommunen, ob sie sich für
den Erlass einer solchen Satzung
entscheiden oder nicht.

8. Umfrage bei einerReihe von
Städten und Gemeinden zur
Informationsfreiheitssatzung

An die Städte, Märkte und Ge-
meinden Prien, Pullach, Bad Aib-
ling, Grasbrunn und Kitzingen
wurden folgende Fragen gestellt:
a. Seit wann gibt es die Satzung ?
b. Wieviele Auskunftsersuchen
gab es seit Inkrafttreten dieser Sat-
zung ?
c. Wie ist der durchschnittliche
Aufwand pro Anfrage zu veran-
schlagen ?
d. Kam es zu missbräuchlicher
Nutzung der Satzung ?
e. Würden sie anderen Gemein-
den empfehlen, eine solche Sat-
zung zu erlassen ?
Zu a. Inkrafttreten der Satzun-
gen: Prien 17.12.2008, Grasbrunn
28.04.2009, Pullach 01.03.2009,
Bad Aibling 01.03.2010, Kitzin-
gen 01.11.2009.
Zu b. In Prien wurden 3 und in
Grasbrunn 9 Anfragen gestellt. In
Pullach, Bad Aibling und Kitzin-
gen gab es keineAnfragen.
Zu c.Prienstellt fest, dassderzeit-
liche Aufwand nicht ins Gewicht
fällt.Grasbrunngehtvon3Stunden
Zeitaufwand proAnfrage aus.
Zu d. In keiner Gemeinde wird
eine missbräuliche Inanspruch-
nahme festgestellt.
Zu e. Die Gemeinde Grasbrunn
empfiehlt eine solche Satzung. Die
anderen Befragten meinen, dass
dies jede Stadt und Gemeinde
selbst entscheiden sollte.

9. Bewertung der Umfrage

Die Umfrage zeigt, dass die In-

formationsfreiheitssatzungen eine
eher zurückhaltende Bedeutung in
der kommunalen Praxis haben.

10. Was könnten die Gründe
für diese eher geringe
Auskunfts- und
Informationsnachfrage sein?
a. Die Bürgerinnen und Bürger
gehen in ihrem demokratischen
Selbstverständnis davon aus,
dass sie schon ein gewisses Aus-
kunfts- und Informationsrecht
gegenüber den öffentlichen Ver-
waltungen haben. Es ist ihnen
dabei bewusst, dass es gesetzli-
che Schranken gibt, die diesen
Anspruch eingrenzen.
b. Die öffentlichen Verwaltungen
geben grundsätzlich gerne, sehr
offen und gebührenfrei Auskunft
und Informationen an die anfra-
genden Bürgerinnen und Bürger
weiter.
c. Die Informationsfreiheitssat-

*Sebastian Niedermeier, geb.
1944, Dipl. Verwaltungswirt
(FH); von 1980 bis 1998 war er
Rathauschef in Eichenau bei
München. Nach dem freiweilli-
gen Verzicht des äußerst belieb-
ten Bürgermeisters auf eine er-
neute Kandidatur kehrte er als
Leiter eines Finanzsachgebiets
an seine alte Arbeitsstelle im
Münchner Rathaus zurück. Im
Oktober 2009 ging er in Pensi-
on, wirkt aber nach wie vor als
Lehrbeauftragter für Kommu-
nalrecht und Haushaltsrecht.

Ratsmitglieder mit Freikarten
in der Bauleitplanung

Nachdem ein Bebauungsplan beschlossen worden war, machte ein
Planbetroffener einen Abwägungsmangel geltend. Er wies darauf
hin, die Ratsmitglieder hätten überwiegend Jahresfreikarten für ei-
nen Veranstaltungspark erhalten. Dabei stand fest, dass sich die
Ratsmitglieder in dieserEigenschaft wederwegenVorteilsannahme
noch wegen Bestechlichkeit strafbar gemacht hatten, weil sie nicht
Amtsträger im Sinne des Strafgesetzbuches waren.

Trotzdem lag kein Abwä-
gungsmangel vor. Das wäre nur
dann der Fall gewesen, wenn die
Entgegennahme der Jahreskar-
ten zweifelsfrei den Schluß zu-
gelassen hätten, dass sich der Rat
in seiner Planungsentscheidung
für diese Zuwendung bedanken
wollte und Gefälligkeitselemen-
te die städtebaulichen Abwä-
gungsgesichtspunkte verdrängt
hätten.

Entgegen jeder Erfahrung

Das konnte in dem konkreten
Fall deshalb nicht angenommen
werden, weil die Höhe der Zuwen-
dungen außerhalb jeden Verhält-
nisses zur Bedeutung des Vorha-
bens stand. Zwar hatte jede Frei-
karte einen Wert von 80 Euro;

sie konnte auch von Dritten
benutzt werden. Nach dem Ur-
teil des Niedersächsischen
Oberverwaltungsgerichts vom
10.8.2010- 1 KN 218/07 - ent-
spricht es jedoch nicht der Le-
benserfahrung, dass eine be-
deutsame planerische Ent-
scheidung von Zuwendungen
in dieser Größenordnung ent-
scheidend beeinflusst werden
kann. Darüber hinaus könnte
berücksichtigt werden, dass
sich die rechtliche und morali-
sche Bewertung solcher Zu-
wendungen gewand elt hat.

Das Gericht sah in der Zutritts-
berechtigung keine Zuwendung
von solchem Gewicht, dass da-
mit die Fehlerfreiheit der Abwä-
gungsentscheidung in Frage
gestellt werden konnte. Dr. O.

GZ Aktuelle Rechtsprechung§ §

Städtebaupolitik durch
Bebauungsplan

Jede Gemeinde ist berechtigt, einen Bebauungsplan aufzu-
stellen, wenn dies erforderlich ist. Welche städtebaulichen
Ziele sich eine Gemeinde dabei setzt, liegt aber grundsätz-
lich in ihrem planerischen Ermessen. Der Gesetzgeber er-
mächtigt sie diejenige Städtebaupolitik zu betreiben, die
ihren Ordnungsvorstellungen entspricht. Das schließt ein,
dass sie bestehende Bebauungspläne überarbeiten darf.
Das gilt nicht nur für eine neue inhaltliche Gestaltung, son-
dern auch für die Reparatur oder jedenfalls Modernisie-
rung von Festsetzungen, deren rechtliche Haltbarkeit oder
deren Praktikabilität zweifelhaft geworden ist.

Technische und rechtliche Möglichkeiten

Eine solche Situation kann beispielsweise vorliegen, wenn
es um die technischen und rechtlichen Möglichkeiten des Im-
missionsschutzes durch die Festsetzung von Schallleistungs-
pegeln geht. Die technischen Regelwerke sind nämlich in
den letzten Jahren verändert worden. Das darf eine Gemein-
de zum Anlaß für eine Überarbeitung eines Bebauungsplanes
nehmen.

Die Gemeinden dürfen auch wirtschafts- und arbeitsmarktpoli-
tische Ziele verfolgen, wenn sie mit den ihnen nach dem Bauge-
setzbuch zu Gebote stehenden städtebaulichen Instrumenten die
Bodennutzung regeln und aktiv steuern. Sie dürfen deshalb auch
Vorhaben für erforderlich halten, die mit den vorgefundenen
Strukturen nichts zu tun haben, wenn sie sich davon städtebauli-
che Impulse versprechen (Niedersächsisches Oberverwaltungs-
gericht im Urteil vom 10.8.2010 – 1 KN 218/06). Dr. O.

zung ist mit einer Gebührensat-
zung verbunden. Die Auskünfte
nach dieser Satzung sind ge-
bührenpflichtig.

11. Welche erweiterten
Auskunfts- und Inforechte
eröffnen die Informations-
freiheitssatzungen?

Die nachfolgenden Beispiele
gelten unter der Bedingung, dass
keine gesetzlichen Verbote beste-
hen oder Rechte Dritter betroffen
sind.
a. Es besteht ein grundsätzliches
Akteneinsichtsrecht.
b. Statistiken und Dokumentatio-
nen und Gutachten sind offenzule-
gen.
c. In den Haushaltsplan der Ge-
meinde kann jederzeit Einsicht
genommen werden; einzelne
Haushaltsstellen sind ggf. zu er-
läutern.
d. Für Gebührenfestsetzungen
können Kalkulationsgrundla-
gen verlangt werden.
e. Die Kostenbestandteile von Er-
schließungsbeiträgen müssen de-
tailliert offengelegt werden.

12. Warum wird der Erlass
einer Informationsfreiheits-
satzung empfohlen ?

a. Wie bereits eingangs darge-
stellt, mag es in monarchischen
und diktatorischen Staats- und
Regierungsformen die Regel
sein, wenn es keinen gesetzlichen
Anspruch auf Auskünfte und In-
formationen durch die Obrigkei-
ten gibt.
In demokratisch verfassten
Staats- und Regierungsformen
sollten die Bürgerinnen und
Bürger sehr wohl einen grund-
sätzlichen Rechtsanspruch auf
Auskunft und Information durch
die öffentlichen Verwaltungen
haben.
Den Bürgerinnen und Bürgern
sollte dieses Recht ohne ausdrück-
liche Begründung des Informati-
ons- und Auskunftsbegehrens zu-
gestanden werden. Die Qualität
dieses Rechtes ist sehr hoch anzu-
siedeln und müsste eigentlich
grundrechtlich abgesichert sein.
Die Tatsache, dass die obigen
Erhebungen bei den 5 Städten
und Gemeinden eine eher ge-
ringe Nachfrage ergibt, ändert
nichts an dieser grundsätzlichen
Bewertung,
b. Gemeinden, die eine solche
Satzung erlassen, erweitern das
Dienstleistungsangebot für ihre
Bürgerinnen und Bürger, ohne
dass zusätzlich Personal einge-
stellt wird. Des Weiteren ist der
sachliche Aufwand als gering-
fügig zu bezeichnen.
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Bayerischer Städtetag/Bezirksversammlung Schwaben:

Tröpfelnde Steuerquellen
„Wir haben uns untergehakt – große Städte, kleine Gemeinden
und Landkreise, über alle Parteien hinweg. Die Kommunen
kämpfen in einer festen Phalanx für den Erhalt der Gewerbesteu-
er. Der solidarische Einsatz hat sich gelohnt, die Gewerbesteuer
scheint aus der Gefahrenzone zu sein“, hob der Bezirksvorsitzen-
de der kreisangehörigen Verbandsmitglieder in Schwaben, Günz-
burgs Oberbürgermeister Gerhard Jauernig, bei der Bezirksver-
sammlung des Bayerischen Städtetags in Burgau hervor.

Mit Blick auf denVorschlag von
Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble, den Kommunen einen
Hebesatz auf die Einkommensteu-
er zu geben, meinte Jauernig: „Die
Kommunen fürchten mit dem Zu-
schlagsrecht auf die Einkommen-
steuer Verschiebungen im Verhält-
nis von Kernstadt und Umland.
Die Kernstädte halten die Leistun-
gen für Krankenhäuser, Schulen,
Volkshochschulen, Musikschulen,
berufliche Weiterbildung, Bäder,
Bibliotheken, Museen und Theater
vor. Dieses Angebot nutzen natur-
gemäß auch Einwohner aus dem
Umland. Allerdings würden die
Bewohner der Kernstädte mit ei-
nem höheren Hebesatz auf die Ein-
kommensteuer zur Finanzierung
herangezogen, als die Bewohner
im Umland. Dies könnte zur fata-
len Entwicklung führen, dass bes-
ser verdienende Bürger in Orte mit
niedrigeren Hebesätzen ziehen.“

Es könnte ein fataler Wettbe-
werb mit Dumpingsteuersätzen
einsetzen: Manche Kommunen
könnten es sich leisten, mit nied-
rigen Steuersätzen auf die Ein-
kommensteuer wohlhabende
Bürger anzulocken, betonte der
Bezirksvorsitzende. Dagegen
müssten Städte mit großem An-
gebot in der Infrastruktur und
hohen Lasten für Sozialausgaben
sich zur Steuererhöhung ge-
zwungen sehen. Jauernig: „Es

darf nicht zu einem steuerlich
verursachten Exodus von wohl-
habenden Steuerbürgern ins Um-
land kommen. Das würde das
Stadt-Umland-Problem verschär-
fen. Eine verrücktere Strukturpo-
litik kann man steuerpolitisch
kaum anstoßen.“

Steuerliche Talsohle

„Keinen Anlass zum Froh-
locken“ bietet nach Aussage des
Geschäftsführers des Bayeri-
schen Städtetags, Reiner Knäusl,
die letzte Steuerschätzung. Es
überwiege die Erleichterung,
dass es nicht so schlimm gekom-
men sei, wie zu befürchten war.
Trotz dieser Linderung seien die
Kommunen in der steuerlichen
Talsohle angekommen. Weil die
Konjunktur besser anzieht, als es
selbst Optimisten zu denken
wagten, habe sich der Abwärts-
trend bei den Steuereinnahmen
gebremst. Allerdings sprudelten
die Steuerquellen nicht, „sie
tröpfeln nur“. „Bis die kommu-
nalen Steuereinnahmen das Ni-
veau von 2008 erreichen, wird es
noch bis mindestens 2012 dau-
ern“, prognostizierte Knäusl.

Die Finanzlage für Kommu-
nen bleibt nach seiner Aussage
unverändert prekär: 2010 könnte
der Finanzierungssaldo von Ein-
nahmen und Ausgaben bei bis zu

1 Milliarde Euro liegen. Die
strukturelle Unterfinanzierung
bleibe das beherrschende Pro-
blem in den Rathäusern. Die ho-
hen Defizite schnürten die Hand-
lungsfähigkeit der Kommunalpo-
litik ein; die Kämmerer müssten
unverändert an der Konsolidie-
rung der Haushalte arbeiten. Für
2010 sei von einem leichten An-
stieg der Steuereinnahmen um 1
Prozent auszugehen, was für die
bayerischen Kommunen Mehr-
einnahmen von rund 110 Millio-
nen Euro gegenüber 2009 bedeu-
teten. „Das wären aber immer
noch 1,1 Milliarden Euro weniger
als 2008“, stellte Knäusl fest.

Für Entlastungsgesetz

DerGeschäftsführerplädierte für
ein kommunales Entlastungsge-
setz,dasdieAusgabenexplosion im
Sozialbereich in den Blick nimmt.
Hier sei der Ansatz von Bundesfi-
nanzminister Schäuble positiv zu
werten,derbeiderGrundsicherung
im Alter und für dauerhaft Er-
werbsgeminderte ins Gespräch ge-
bracht habe, dass der Bund soziale
Lasten von den Kommunen über-
nehmen könnte. In die Frage der
hohen sozialen Kosten sei nun zu-
mindest Bewegung gekommen.
DerBundbeginneeinzusehen,dass
dieKommunenvondenKosten für
sozialeAufgaben, die eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe darstell-
ten,entlastetwerdenmüssen. „Die-
ser Weg ist richtig, hier brauchen
wir dringend Hilfe vom Bund“,
meinte Knäusl.

Beim Thema Sperrzeit und Al-
koholverbot wurde bei der Be-
zirksversammlung der Ruf nach
einer Rechtsgrundlage für die
Kommunen laut, um Alkohol-
konsum im öffentlichen Raum
wirksam untersagen zu können.
„Städte und Gemeinden brau-
chen mit einer längeren landes-
weiten Sperrzeit wieder ein In-
strument, das wirksame Maß-
nahmen gegen Lärmbelästigung
und Vandalismus ermöglicht.
Der Städtetag fordert ein Verbot
von Flatrate-Partys in Gaststät-
ten. Der Verkauf von Alkoholika
soll außerhalb der Ladenöff-
nungszeiten, vor allem an Tank-
stellen und Kiosken, verboten
sein“, erläuterte der Bezirksvor-
sitzende der kreisfreien Ver-
bandsmitglieder in Schwaben,

Oberbürgermeister Stefan Bos-
se, Kaufbeuren. Denn die Be-
schwerden von Bürgern nähmen
zu, die über die Störung ihrer
Nachtruhe klagen. Die Polizei
bestätige dies: Die Zahlen der
Einsätze wegen nächtlicher Ru-
hestörung, Alkoholmissbrauch
und Vandalismus seien seit der
Verkürzung der Sperrstunde im
Jahr 2005 auf die Zeit von 5 bis
6 Uhr gestiegen. Laut Innenmi-
nister Joachim Herrmann liegt
das Problem nicht im Vollzug,
sondern muss an der Quelle an-
gegangen werden, nämlich bei
der Verfügbarkeit von Alkohol.

Sperrzeit undAlkoholverbot

Bosse zufolge „brennt das Pro-
blem den Bürgermeistern auf den
Nägeln“. Lärmgeplagte Bürger
wendeten sich an das Rathaus,
doch den Städten und Gemeinden
seien die Hände gebunden. Für
Verlängerungen der Sperrzeit vor
Ort seien derzeit die rechtlichen
Hürden sehr hoch. Im Einzelfall
müsse begründet und belegt wer-
den, weshalb ein öffentliches Be-
dürfnis oder besondere örtliche
Verhältnisse für eine längere
Sperrzeit vorliegen. Der Vorstand
des Bayerischen Städtetags fordert
daher die Staatsregierung auf, für
die Gaststätten eine landesweit
längere Sperrzeit einzuführen:
Gaststätten sollen von 2 bis 6 Uhr
geschlossen sein; Städte und Ge-
meinden sollen je nach den örtli-
chen Verhältnissen in einem ver-
einfachten Verfahren längere Öff-
nungszeiten zulassen können.

Bürgerinteressen wahren

Nach Bosses Einschätzung
„bringt uns die jetzige Regelung
gar nichts, weil wir die Sperrzeit-
probleme so nicht in den Griff
bekommen“. Benötigt werde ei-
ne einheitliche staatliche Rege-
lung, um die Klagen der Bürger
berücksichtigen und dem zuneh-
menden Alkoholmissbrauch
wirksam begegnen zu können.
„Die Kommunen wollen keine
Spaßbremse sein, die den Ju-
gendlichen die Freude am Feiern
nimmt. Wir haben zum Beispiel
nichts gegen eine Diskothek im
Gewerbegebiet. Wo es möglich
ist, werden die Kommunen
großzügige Öffnungszeiten zu-
lassen. Aber wir müssen die In-
teressen der Bürger in den Innen-
städten besser wahren und die
Wohnqualität in den Innenstäd-
ten sichern“, machte Kaufbeu-
rens Rathauschef unmissver-
ständlich deutlich. DK

Goldkronacher Gespräche:

Zukunft der
Daseinsvorsorge

Die „Goldkronacher Gespräche“ sind in den zurückliegenden
Jahren zu einem kompetenten Diskussionsforum für einen wis-
senschaftlich fundierten, aber ebenso praxisorientierten Mei-
nungs- und Informationsaustausch zur Kommunal- und Re-
gionalentwicklung geworden. Beim 4. Zusammentreffen im
Schloss Goldkronach ging es um die zentrale Frage, auf welche
Weise die Daseinsvorsorge und damit verbunden infrastruktu-
relle Mindeststandards gewährleistet werden können.

Die Sicherung der Grundver-
sorgung und ihrer Erreichbarkeit
gehört in nahezu allen ländlichen
Regionen zu den wesentlichen
Herausforderungen der kommu-
nalen und regionalen Planungs-
träger, wie Hausherr Hartmut
Koschyk, Parlamentarischer

Nach Grußworten des 1. Bür-
germeisters der Stadt Goldkro-
nach Günter Exner und einer Ein-
führung in das Thema durch Prof.
Dr. Gabi Troeger-Weiß vom
Lehrstuhl Regionalentwicklung
und Raumordnung der TU Kai-
serslautern, wurden die Bereiche
Mobilität (Beispiele aus dem
Schwarzwald) sowie Einzelhan-
del (lokales Online-Shopping)
durchleuchtet. Die Daseinsvor-
sorge im medizinischen Bereich
wurde ebenso thematisiert wie
die neue sog. Dachmarke Ober-
franken.

Imagekampagne

Mit dieser Imagekampagne
wollen die Betreiber die Region
als starke Marke positionieren.
Die „Dachmarke“ war in Zusam-
menarbeit mit Vertretern aus Poli-
tik, Wissenschaft, Kirchen, Wirt-
schaft, Kultur und Medien ent-
wickelt worden. Durch eine ein-
heitliche Darstellung nach außen
und einen neuen Werbeauftritt
sollen sich die Bewohner zwi-
schen Bamberg, Bayreuth, Co-
burg und Hof stärker zusammen-
gehörig fühlen. Ein sichereres
und selbstbewussteres Auftreten
der Region und ihrer Bewohner
soll Vorteile im Wettbewerb brin-
gen - beispielsweise, dass sich
mehr Familien und Unternehmen
ansiedeln.

Nach zahlreichen Szenarien
droht in vielen Ecken Oberfran-
kens in den kommenden Jahr-
zehnten ein Bevölkerungs-
schwund, wenn Politik und
Wirtschaft nicht eingreifen. Vor
allem unter dem Niedergang der
Porzellan- und Textilindustrie
hatte die Region in den vergange-
nen Jahrzehnten gelitten.

Daseinsvorsorge für Senioren
im besten Sinne bietet das Bei-
spiel Heiligenstadt. Mit der Seni-
oreninitiative 60 plus wurde im
Januar 2003 für aktuelle Fragen
der älteren Generation ein interes-
santes Forum geschaffen. Hinter
60 plus verbirgt sich die Möglich-
keit des Gedankenaustausches
und das Ziel, junge und ältere
Menschen zusammen zu führen,
wie Seniorenbeauftragter Dr. Pe-
ter Landendörfer ausführte.

Initiative Rodachtal

Für neue Ansätze der Daseins-
vorsorge in Oberfranken steht das
Beispiel der Initiative Rodachtal.
Seit Dezember 2001 arbeiten die
Städte Bad Colberg – Heldburg,
Ummerstadt, Westhausen und die
Gemeinde Straufhain im thüringi-
schen Landkreis Hildburghausen
im Rahmen der Initiative Ro-
dachtal auf freiwilliger Basis mit
den Städten Ahorn, Bad Rodach,
Itzgrund, Seßlach und Weitrams-
dorf im bayerischen Landkreis
Coburg zusammen. Dabei bemü-
hen sich Bürgerinnen und Bürger
ebenso wie die Akteure aus Poli-
tik, Verwaltung und Wirtschaft um
eine zukunftsorientierte Gestal-
tung der gemeinsamen fränki-
schen Heimat, deren weithin sicht-
bares Symbol die Veste Heldburg
– die „Fränkische Leuchte“ – ist.

Die Initiative Rodachtal ver-
steht sich als Kristallisationspunkt
aller Aktivitäten, die der Erhal-
tung und nachhaltigen Entwick-
lung der natürlichen Lebens-
grundlagen und der Wirtschaft
ebenso wie der sozialen Entwick-
lung und der regionalen Identität
im Rodachtal dienen. DK

Hartmut Koschyk.

Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen, in seiner Be-
grüßung hervorhob. Verstreute
Siedlungsstrukturen, der demo-
grafische Wandel, kleinteilige
Versorgungsstrukturen sowie De-
fizite imAnschluss an den öffent-
lichen Personennahverkehr und
das Internet wirkten sich hier oft-
mals kumulativ auf die Grund-
versorgung aus.

Erreichbarkeit desAngebots

Dabei dürfe die Sicherung der
Grundversorgung nicht auf die
Frage von Erhalt oder Wegfall
von Einrichtungen reduziert wer-
den. Stattdessen müssten das im
Einzelfall geleistete bzw. erfor-
derliche Angebot und dessen
Erreichbarkeit für alle Bevöl-
kerungsgruppen in den Vorder-
grund rücken.

Vorbild Eigenheimzulage Kaufbeuren:

Eine Stadt für Familien
Ende 2005 hat der Bund die Eigenheimzulage abgeschafft. Doch
auch ohne den staatlichen Zuschuss müssen Familien ihren Traum
von den eigenen vierWänden nicht aufgeben. Denn über 670 Kom-
munen fördern Familien beim Bauen. Vorbildlich ist die Stadt
Kaufbeuren, die bereits im Januar 2006 eine kommunale Eigen-
heimzulage eingeführt hat.

Kaufbeuren gewährt 5.000 Euro
Zuschuss pro Kind für Familien,
die nach Kaufbeuren ziehen und
hier ein Eigenheim bauen bzw. im
Ersterwerb erstehen. Familien, die
bereits in Kaufbeuren leben, erhal-
ten den gleichen Förderumfang als
Preisnachlass beim Kauf städti-
scher Wohnbaugrundstücke. Die
maximale Zuschusshöhe beträgt
20.000 Euro.

Die Eigenheimzulage Kaufbeu-
ren ist ein wichtiges Argument,
um Familien für den Standort zu
interessieren, doch zu einer famili-
enfreundliche Kommune gehört
noch mehr. So hat die Stadt Kauf-
beuren ein enges Netz von Unter-
stützungs- und Hilfsangeboten ge-
knüpft. Zu nennen sind wöchentli-
che ganztägige Ferienbetreuungen
für Kinder und Jugendliche oder
Betreuungshilfen für kinderreiche
Familien, beispielsweise nach
Mehrlingsgeburten. Mit dem Pro-
gramm „Glühwürmchen“ wird ei-
ne kurzfristige Notfallbetreuung
für Kinder ermöglicht. Ein wichti-

ger weiterer Schritt für die Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Ein
neues Angebot in dieser Reihe ist
„Rent a Päd“. Es kommt nicht die
„Super Nanny“ vom TV, sondern
ein ausgebildeter Sozialpädagoge.
Unter dem Motto „Beginnen bevor
es beginnt“ setzt „Rent a Päd“ kei-
nen Mangel an Erziehungskompe-
tenz voraus, sondern unterstützt be-
sorgte Eltern, Lehrer, Erzieher, Ver-
eine und Institutionen punktuell mit
Fachkompetenz.

Erfolgsgeschichte
mit Modellcharakter

„Nach fast fünf Jahren Kauf-
beurer Eigenheimzulage ziehen
wir eine sehr positive Bilanz“, re-
sümiert Stefan Bosse, Oberbürger-
meister der Stadt Kaufbeuren.
„Uns erreichten hunderte Anfra-
gen aus dem gesamten Bundesge-
biet. In den knapp fünf Jahren ha-
ben wir rund 430.000 Euro inve-
stiert und circa 45 Familien geför-
dert. Dadurch haben wir rund 180

neue Bürger gewonnen oder Bür-
ger in Kaufbeuren gehalten.“

Aktuell ist ein privates Bauge-
biet in attraktiver Lage dreifach
überzeichnet. Weitere Wohnbau-
flächen sollen deshalb in Kürze
ausgewiesen werden. Besonders
stolz ist man in Kaufbeuren auf
dieAuszeichnung durch die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung als Best-
Practice-Modell für die Stärkung
von Kindern und Eltern.

Familie Almut und Olav Hack-
stein, die derzeit in Kaufbeuren
baut, findet die Eigenheimzulage
„bemerkenswert“. Familie Beck
aus München, die nächsten Som-
mer ihr Haus beziehen wird, freut
sich schon auf das kostenfreie
Kindergartenjahr für ihren Sohn
Arthur.

Die Aktion pro Eigenheim hat
einen umfassenden Überblick
über die Förderangebote von 671
Städten und Gemeinden exklusiv
recherchiert. Mit dieser Aktion
möchte die Initiative weitere
Kommunen motivieren, ein Herz
für junge Familien zu zeigen. „Für
Familien, die bauen wollen, ist die
Datenbank eine tolle Sache,“ lobt
OB Bosse. „Wir sind stolz, von
Anfang an `drin´ gewesen zu
sein.“

Bibliotheksleiter Manfred Fuchs, Bürgermeister Walter Schar-
wies und Christel Huber vom Bibliotheksteam mit jungen „Le-
seratten“ bei der Einweihung der gemütlichen Kinderecke.

Stadtbibliothek Alzenau:

Umgestalteter
Kinderbereich eingeweiht
Einen neuen Blickfang gibt es in der Alzenauer Stadtbiblio-
thek. Im Erdgeschoss ist nach der kompletten Neugestaltung
des Kinderbereiches ein kleines Paradies für junge Leserat-
ten entstanden. In Zusammenarbeit mit der Bibliothekslei-
tung hat die Innenarchitektin Martina Li-Kroth die Pläne
erstellt. Die alten Regale, die starren Sitzbänke mit den nicht
mehr genutzten Abhörplätzen und die Holzhocker wurden
entfernt. Auch die Holzdecke und der Teppichboden wurden
erneuert.

Im hinteren Bereich der Kinder-
ecke befindet sich nun ein Podest
mit etlichen Sitzsäcken in bunten
Farben, die zum Lesen im Sitzen
oder Liegen einladen. Ebenso ist
in diesem Bereich die Unterbrin-
gung einer ganzen Grundschul-
klasse bei einer Bibliotheksein-
führung möglich. Neue Bilder-
buchtröge auf Rollen runden die
Einrichtung ab. Zwei neue Tische
und eine Sitzbank am Fenster bie-
ten Gelegenheit, Brett- und Ge-
sellschaftsspiele auszuprobieren.

Zwei neue Regale wurden an
den Außenseiten errichtet, die ei-
ne Abgrenzung des neuen Kin-
derbereichs zum Rest des Erdge-
schosses bilden. Diese Regale
nehmen insgesamt 2.500 Medi-
en auf: Spiele, Vorlese- und Mit-

lesebücher, Kinderzeitschriften,
Lesebilderbücher, Erzählungen
für das Erste Lesealter und Sach-
bilderbücher. Erneuert wurden
auch die Beleuchtung und die
Decke. Dabei wurde eine voll-
kommen neue Deckenkonstruk-
tion mit schalldämpfenden Lo-
chelementen eingebaut. In nur
vierWochen ist durch die Arbei-
ten, die im wesentlichen von Al-
zenauer Firmen ausgeführt wur-
den, damit ein neues Highlight in
der Bibliothek entstanden.

Die Gesamtkosten inklusive
der Baunebenkosten betrugen rd.
57.000 Euro. Wie sehr die Um-
gestaltung bei den Bürgern ange-
kommen ist, zeigen ausnahmslos
begeisterte erste Kommentare
der Bibliotheksbenutzer.
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Geopark Ries kulinarisch:

Regionale
Küche im Trend
Verleihung von Ehrenurkunden an Partnerbetriebe
Seit über zwei Jahren besteht das Gemeinschaftsprojekt Geo-
park Ries kulinarisch und das mit steigendem Erfolg. Mit einem
ambitionierten Ehrenkodex geben acht Gastronomiebetriebe
und fünf Lebensmittelproduzenten ein Qualitätsversprechen,
das bei immer mehr Kunden großen Zuspruch findet.

Gerade für Touristen und Gä-
ste aus den Ballungsräumen in
Süddeutschland wird der Geo-
park Ries so zu einer Region des
guten Geschmacks. Dieses En-
gagement wurde nun am 30. No-
vember 2010 gewürdigt. Landrat
und Vorsitzender des Geoparks
Ries, Stefan Rößle, übergab für
den Einsatz um die Region und
als Symbol der Wertschätzung
Ehrenurkunden mit aufgedruck-
tem Ehrenkodex an die Partner-
betriebe.

Gute Qualität

Der seit einigen Jahren anhal-
tende Trend in der deutschen Ga-
stronomie geht klar in die Rich-
tung „am liebsten Regional“.
Hauptgründe für diese Entwick-

lung sind die gute Qualität der re-
gionalen Waren, das Ziel die re-
gionale Wirtschaft zu unterstützen
und die kurzen Transportwege.

Identität

Das Gemeinschaftsprojekt Geo-
park Ries kulinarisch liegt also
mit seinem Entschluss, der
schleichenden Verarmung des re-
gionalen Angebots durch Gleich-
macherei und Austauschbarkeit
entgegen zu wirken, genau rich-
tig. Die heimische Rieser Küche,
die regionale Identität findet sich
vor allem in den Kochtöpfen und
auf den Speisekarten der Restau-
rants wieder. Der Gast soll
schmecken können, wo er isst
und trinkt. Die regionale Küche
wird durch die Verwendung

herdnah gewachsener Produkte
wieder erkennbar.

Qualität ist garantiert: Der Co-
dex Geopark Ries kulinarisch gibt
den Kunden ein eindeutiges Qua-
litätsversprechen: ein klares Be-
kenntnis zur naturbelassenen
Küche, zur vorwiegenden Ver-
wendung einheimischer Produkte
unter strenger Selbstkontrolle und
ein klares Nein zur Verwendung
von Fertig- und Convenience-
Produkten, Aromastoffen, Ge-
schmacksverstärkern und gen-

technisch veränderten Lebensmit-
teln. Durch die erweiterte Partner-
schaft mit Produzenten kann der
hohe Qualitätsanspruch im Geo-
park Ries kulinarisch noch besser
umgesetzt werden. Damit bleibt
auch die Wertschöpfung von der
Gewinnung der Lebensmittel an
in der Region. Die Partnerbetriebe
hoffen zukünftig, weitere Betriebe
akquirieren zu können, um die re-
gionale Küche des Rieses weiter
zur stärken und wieder auf den
Speisekarten zu etablieren.

Die Partnerbetriebe des Geopark Ries kulinarisch, zusammen
mit Landrat Stefan Rößle (1. Reihe Mitte.), der zugleich Vorsit-
zender des Geoparks ist.

Mittelschulen - jetzt ganz offiziell
Schulen im Landkreis München erhalten ihre Ernennungsurkunden

Jetzt ist es offiziell: Jüngst haben die Schulleiter der neu er-
nannten Mittelschulen im Landratsamt die Ernennungsurkun-
den überreicht bekommen. Gestartet sind sie mit dem neuen
Schulmodell freilich schon zu Beginn des Schuljahres 2010/2011
im September.

Die Mittelschule stellt eine
Weiterentwicklung der Haupt-
schule dar. Das neue Konzept ei-
nes umfassenden Bildungsange-
botes ruht auf den drei Säulen
Allgemeinbildung, Berufsorien-
tierung und Persönlichkeitsent-
wicklung. Eine individuelle und
differenzierte Förderung aller
Schülerinnen und Schüler steht
dabei im Mittelpunkt. Außerdem
bietet sie leistungsfähigen Ju-
gendlichen die Möglichkeit, den
mittleren Schulabschluss zu er-
reichen.

Lokale Netzwerke

Ein wesentliches Merkmal der
Mittelschulen ist die Zusam-
menarbeit mit außerschulischen
Partnern, insbesondere mit dem
Handwerk und anderen Wirt-
schaftsunternehmen vor Ort.
Dies ermöglicht den Schülern
durch eigene Erprobung, Fähig-
keiten und Neigungen realistisch
abzuschätzen. Kontakte zur re-
gionalen Wirtschaft schon
während der Schulzeit erhöhen
überdies die Chance auf einen
konkreten Ausbildungsplatz.

Vorarbeiten

Die Überleitung von der
Hauptschule zur Mittelschule ist
ein großer Schritt, dem weitrei-
chende Vorarbeiten vorausgin-
gen. Im Landkreis München ha-
ben diesen Schritt gleich mehre-
re Schulen getan. So konnten
Landrätin Johanna Rumschöttel
und Schulamtsleiterin Evelyn
Sehling zusammen mit Hans
Bergmüller, dem Leitenden Re-
gierungsschuldirektor, die Er-
nennungsurkunden der Regie-
rung von Oberbayern an die
Schulleiter der Mittelschule
Haar sowie des Mittelschulver-
bunds Unterschleißheim, Ober-
schleißheim, Haimhausen über-
reichen. Einem weiteren Mittel-
schulverbund gehört darüber
hinaus die Hauptschule Loch-
ham an. Sie hat sich dem Land-
kreis übergreifenden Mittel-
schulverbund Lochham, Starn-
berg, Gauting angeschlossen.

Stolze Bürgermeister

Zur Feierstunde im Landrats-

amt hatten sich auch zahlreiche
Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister angesagt. So verfolgten
Helmut Dworzak (Haar), Peter
Felbermaier (Haimhausen, Land-
kreis Dachau), Klaus Korneder
(Grasbrunn), Rolf Zeitler (Unter-

schleißheim) sowie Elisabeth
Ziegler (Oberschleißheim) die
feierliche Zeremonie.

Hans Bergmüller richtete in
seine Ansprache auch mahnende
Worte an die anwesenden Schul-
vertreter: „Mit der Verleihung
der Urkunden ist auch eine
Selbstverpflichtung der neuen
bayerischen Mittelschule ver-
bunden. Von einigen vielleicht
noch etwas skeptisch betrachtet,

Die frisch ausgezeichneten Mittelschulrektoren, begleitet von ihren Bürgermeisterinnen und Bür-
germeistern sowie Landrätin Johanna Rumschöttel und Schulamtsdirektorin Evelyn Sehling.
Von links: Rolf Zeitler (1. Bgm. Unterschleißheim), Andrea Lehner (Schulamtsdirektorin), Gina
Hanke (Verbundkoordinatorin), Johanna Rumschöttel, Elisabeth Baier-Heigl (Schulleiterin Mit-
telschule Haimhausen), Hans Bergmüller (Ltd.RSchD Regierung von Oberbayern), Agnes Brun-
ner (Schulleiterin Mittelschule Oberschleißheim), Elisabeth Ziegler (1. Bgmin Oberschleißheim),
Christa Beyer (Konrektorin Mittelschule Haar), Helmut Dworzak (1. Bgm. Haar), Elisabeth
Hirschnagel-Pöllmann (Schulrätin), Peter Felbermeier (Bgm. Haimhausen), Isolde Stefanski
(Schulamtsdirektorin, Dachau), Evelyn Sehling.

müssen die Schulen selbst die
vor allem inhaltliche, qualitative
Weiterentwicklung mit der gebo-
tenen Nachhaltigkeit und der er-
forderlichen Arbeitsruhe, die uns
hoffentlich nun auch von Seiten
der Politik gewährt wird, voran-
treiben. Unsere Mittelschüler
müssen auf dem Ausbildungs-
stellenmarkt überzeugen. Dann
überzeugt auch die Mittelschu-
le!“ Schwung verlieh seinen
Worten die Lehrer- und Schüler-
band der Mittelschule Unter-
schleißheim, die die Feierstunde
musikalisch begleitete.

Miltenberg:

Über 40 Kinder lernen
das Landratsamt kennen
Mit Freude haben die Beschäftigten des Landratsamts die
Ankündigung ihres Arbeitgebers vernommen, auch in diesem
Jahr wieder am schulfreien Buß- und Bettag einen Kindermit-
bringtag zu veranstalten. So mussten die Eltern keinen Urlaub
nehmen und wussten ihre Kinder bestens versorgt. Auf diese
Weise verbrachten insgesamt 44 Kinder den Vormittag mit Ak-
tionen und Spielen im Landratsamt Miltenberg.

Zur großen Freude der Organi-
satorin und Gleichstellungsbe-
auftragten Susanne Seidel waren
noch mehr Kinder als im Vorjahr
gekommen. Statt 37 (2009) wa-
ren es nun 44 Kinder, die pünkt-
lich um 8 Uhr am Arbeitsplatz
der Eltern erschienen und sich
zunächst zeigen ließen, was Ma-
mi oder Papi tagsüber tun. Nach
der offiziellen Begrüßung und
der Einteilung in verschiedene
Gruppen zeigte Dietmar Fieger
den jungen Gästen auf kindge-
rechte Weise, was ein Landrat-
samt ist und welche Tätigkeiten
hier verrichtet werden.

Nach einem gesunden Früh-
stück zogen die Kinder mit ihren
Betreuern durch das Behörden-
gebäude, um eine Hausrallye zu
absolvieren. Alle Auszubilden-
den des Hauses, die Beamtenan-
wärter, zwei Praktikanten und
drei ehrenamtliche Mitarbeite-
rinnen der kommunalen Jugend-
arbeit halfen bei der Organisati-
on des Kindermitbringtags. Ins-
gesamt sechs Stationen hatte
man für die insgesamt vier Kin-
dergruppen aufgebaut und dafür
gesorgt, dass es nicht langweilig
wurde: Mal stand Bewegung auf
dem Programm, aber auch die
Kreativität, die Wissensvermitt-
lung und der Spieldrang der Kin-
der wurden gefördert.

Naturschutz

Im kleinen Sitzungssaal stand
der Naturschutz im Mittelpunkt.
Ullrich Müller und Siegmar Hart-
laub, unterstützt von Natalie
Reich, zeigten, wie umfangreich
das Aufgabengebiet der Natur-
schutzabteilung ist. Mit großen
Augen staunten die Kinder, wie
kleine Tiere unter dem Mikro-
skop aussehen. Das Vorstellungs-
vermögen war gefragt, als Früch-
te ertastet werden mussten. Einen
Stock höher in der Baurechtsab-
teilung durften die Kinder unter
Anleitung von Tatjana Ruf, Silvia
Pirrone und Pascal Roos zunächst
aus Luftballons lustige Tiere ba-
steln, ehe Christian Hager an ei-
nem kleinen Modell erklärte, wie
Photovoltaik funktioniert.

Im Büro des Landrats wartete
eine Überraschung auf die jun-
gen Gäste: Zeitungsente Paula
Print war gekommen, um sich
anzuschauen, was die Kinder
beim Mitbringtag erleben. Unter

Leitung von Renate Stein und
unterstützt durch Julia Kraft und
Janine Dörfer, durften die Kinder
Collagen basteln und auf diese
Weise ihre Berufswünsche kund-
tun. Im Foyer des Landratsamts
wurden die jungen Gäste in die
Antarktis versetzt. Unter Anlei-
tung von Julia Schönig und Lui-
sa Britzius mussten sie beim Eis-
schollenspiel versuchen, von Eis-
scholle zu Eisscholle zu sprin-
gen, ohne dass die Pinguin-Grup-
pe auseinanderbrach.

Bewegungsübungen

In den Räumen des Gesund-
heitsamts lernten die Kinder unter
Anleitung von Corinna Kreckel,
wie man sich entspannen kann
und mit Bewegungsübungen den
Kreislauf in Schwung bringt. Sie
erklärte auch auf spielerische Wei-
se, wie Nahrung ihren Weg durch
den Körper nimmt. Rund um das
Thema Essen ging es in einem Se-
minarraum, wo die Kinder mit al-
len Sinnen exotisches Obst und
Gemüse bestimmen mussten.

Bernd Hofmann, Doris Tho-
mas, Alfred Endres, Elmar Fuchs
und Martin Rachowetz, unter-
stützt von Johannes Weiss und
Yasmin Alay, hatten sich einiges
einfallen lassen. An einer Station
ging es darum, Obstsorten zu be-
stimmen, was gar nicht so einfach
war: Denn nicht viele Kinder
wussten, was beispielsweise eine
Kumquatfrucht ist oder wie eine
Süßkartoffel aussieht. An anderen
Stationen waren Früchte und
Gemüse blind zu ertasten, aber die
Kinder mussten auch erraten, wel-
che Früchte in verschiedenen Ge-
tränken enthalten waren. Am En-
de des Kindermitbringtags ver-
abschiedete stellvertretende Land-
rätin Claudia Kappes die Kinder.

Organisatorin Susanne Seidel
zog anschließend ein positives Fa-
zit. Von allen Mitarbeitern und
Beteiligten seien nur positive
Rückmeldungen gekommen und
auch die Kinder hätten keine Lan-
geweile gehabt, so Seidel.

„Schön, dass das Landratsamt
den Kindermitbringtag anbietet,
und zwar mit Überzeugung und
nicht nur halbherzig“, zitierte sie
eine Mutter. Da auch in diesem
Jahr die Resonanz so groß war, ist
es für Seidel keine Frage, die Ver-
anstaltung auch im nächsten Jahr
zu wiederholen.

Praxis-Seminar am Münchner Klenze-Gymnasium:

Auszeichnung zur
„Umweltschule in Europa“

Ein halbes Jahr, von Dezember 2009 bis Mai 2010, arbeiteten 13
Schülerinnen und Schüler des Münchner Klenze-Gymnasiums
mit dem Netzwerk Unser Land in einem Praxis-Seminar zusam-
men. Für die Schule und auch für Unser Land war es ein Pilot-
projekt aufgrund der Oberstufenreform, die im Schuljahr
2009/2010 erstmalig umgesetzt wurde. Im Rahmen des Praxis-
Seminars setzten sich die Schüler mit Themen wie regionale
Kreisläufe, ökologische Landwirtschaft und Agrogentechnik in-
tensiv auseinander.

Höhepunkt des Seminars war
die Gestaltung eines Informati-
onsstandes am „Abend der Be-
gegnung“ auf dem Ökumeni-
schen Kirchentag. Mit den Aus-
arbeitungen zur Agrogentechnik
und dem Umsetzungsbericht zur
Teilnahme am Ökumenischen
Kirchentag bewarben sich die
Schüler um die Auszeichnung
zur „Umweltschule Europa –
Agenda 21 Schule“. Voller Freu-
de und auch Stolz erhielten die
Schülerinnen und Schüler im

Oktober eine Urkunde und eine
Fahne, welche als Symbol für
die Auszeichnung übergeben
wurden.

Förderung von
nachhaltiger Entwicklung

Das Projekt der Europäischen
Umweltbildungsstiftung, in
Deutschland vergeben durch
Deutsche Gesellschaft für Um-
welterziehung, zielt auf die Ent-
wicklung umweltverträglicher

Schulen und die Förderung der
Bildung für nachhaltige Entwick-
lung. Im Rahmen dessen, werden
auch Schulen ausgezeichnet,
welche ein selbstentwickeltes
Konzept zur Verbesserung ihrer
Umweltverträglichkeit erfolg-
reich umsetzen konnten. Dies
hatten die 13 Gymnasiasten in
vorbildlicher Weise getan.

Bei einem Abschlusstreffen
mit Vertretern des Netzwerkes
Unser Land feierten die Jugend-
lichen diesen Erfolg und blickten
noch einmal zurück auf die inter-
essante Projektarbeit mit Unser
Land.

Im Rahmen der Zusammenar-
beit konnten die jungen Leute
Erfahrungen zu Arbeitsberei-
chen aus dem Leben nach der
Schule sammeln. Logistik, Me-
diendesign, Öffentlichkeitsar-

beit, Marketing, Ökonomie und
Ökologie und einiges mehr wur-
den ganz praktisch erfahren, er-
lebt und umgesetzt. Das Netz-
werk Unser Land freut sich über
den großen und erfolgreichen
Einsatz der 13 Mädchen und
Jungen. „Das P-Seminar haben
wir als Pilotprojekt gesehen“, so
Marianne Wagner von Unser

Land, die das Projekt betreute.
„Wir haben nicht damit gerech-
net, dass das Resultat so gut sein
könnte und letztlich auch noch
mit der Auszeichnung als ‚Um-
weltschule Europa‘ geehrt wird.
Ein großes Kompliment an die
Schülerinnen und Schüler!“
Weitere Informationen unter:
www.unserland.info

Das Klenze-Gymnasium darf sich nun ‚Umweltschule Europa‘
nennen (Hinten Mitte: Richard Mickasch, Dachverein UNSER
LAND e.V., vorne Mitte Irmgard Holfeld-Gorol, Lehrerin).
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Regensburg:

Zukunftsstandort
Donaustadt

Fast soviel Arbeitsplätze wie Einwohner

Erneut hat Regensburg bei einer Bewertung der besten Wirt-
schaftsstandorte in Deutschland einen exzellenten Platz belegt.
Laut einer aktuellen Prognosstudie ist die Donaustadt einer der
besten Zukunftsstandorte. Bereits heute kommt nahezu auf je-
den Bürger ein Arbeitsplatz.

Nicht nur wegen seiner Fülle
an architektonischer Schönheit
genießt das mit dem UNESCO-
Welterbe ausgezeichnete Re-
gensburg den Ruf einer Stadt,
die zum Dableiben verlockt: Ein
beachtlicher wirtschaftlicher und
wissenschaftlicher Aufschwung
beschert Ostbayerns Metropole
immer wieder Spitzenplätze in
nationalen und internationalen
Rankings bei der Bewertung als
Wirtschaftsstandort.

Jetzt hat das Prognos-Institut
in einer Untersuchung der Zu-
kunftsfähigkeit von 412 deut-
schen kreisfreien Städten und
Landkreisen Regensburg auf
Platz elf gesetzt und damit erneut
in die Liga der Besten eingereiht.
Bereits im Dezember 2009 hatte
die Unternehmensberatung Con-
tor dem Wirtschaftsstandort am
nördlichsten Punkt der Donau
bescheinigt, zur europäischen
Spitzenklasse zu gehören. Bei
der Beurteilung der Entwick-
lungsperspektiven von 1000
Städten und Regionen in ganz
Europa kam Regensburg dabei
auf Platz acht.

Gute Plätze im Ranking

Neben Regensburg können
auch zahlreiche Regionen in
Ostbayern einer viel verspre-
chenden Zukunft entgegen se-
hen. Laut der aktuellen Prognos-
Studie nehmen die Landkreise
Regensburg, Kelheim und Neu-
markt sowie die Städte Straubing
und Passau gute Plätze im obe-
ren Viertel des Rankings ein.
Weitere Landkreise – wie etwa
der besonders dynamische Kreis
Cham, dazu Deggendorf und
Straubing Bogen – wie auch die
Stadt Weiden bewegen sich im-
merhin im Mittelfeld der 412 un-
tersuchten deutschen Regionen.

Der nun erreichte elfte Platz in
der Prognos-Zukunftsstudie „ist
ein Top-Ergebnis für Regens-
burg“, freut sich Oberbürgermei-
ster Hans Schaidinger. „Es be-
weist, dass wir uns in der absolu-
ten Spitzengruppe der Wirt-
schaftsstandorte mit Zukunft be-
hauptet haben.“ Der Umstand,
dass Regensburg um sechs Plät-
ze zurückgefallen sei, zeige,
„dass solche Ergebnisse nicht
selbstverständlich sind, sondern,
dass sie hart erarbeitet werden
müssen“.

Aufwärtsentwicklung

In den vergangenen drei Jahr-
zehnten hat die Stadt eine bei-
spielhafte Aufwärtsentwicklung
genommen. Die Ansiedlung ei-
nes großen Produktionswerks
von BMW und der Bau der Uni-
versität mit angeschlossenem
Klinikum in den 1980er Jahren
gelten als Initialzündung für den
heutigen viel beachteten Wirt-
schafts- und Wissenschaftsstan-
dort Regensburg. Inzwischen
sind neben BMW zahlreiche
weltweit agierende Unterneh-
men in Regensburg daheim, et-
wa eine große Niederlassung des
Technologiekonzerns Siemens,
die LED-Spezialisten von Os-
ram Opto Semiconductors, der
Chip-Hersteller Infineon, der
Automobil-Zulieferer Continen-
tal sowie die Energietechnik-
Spezialisten von Areva und der
Maschinenfabrik Reinhausen.
Hinzu kommen zahlreiche mit-
telständische Unternehmen und
Firmen-Neugründungen – viele
dieser Start-Ups sind im Bereich

der Informations- und Biotech-
nologie aktiv, wie etwa das auf
Druckerei-Software spezialisier-
te Unternehmen One Vision, Ge-
neart - ein Hersteller künstlicher
Gene - und Antisense, dessen
Anti-Krebs-Wirkstoff kurz vor
der Markteinführung steht.

Breit aufgestellt

Durch die sehr breit aufgestell-
te Wirtschaft hat die vergangene
Finanz- und Wirtschaftskrise die
Stadt Regensburg erheblich we-
niger in Mitleidenschaft gezogen
als vergleichbare Standorte. In
Regensburg wird weiter inve-
stiert. Ein US-Technologiekon-
zern hat erst jüngst eine Ent-
wicklungs- und Produktionsstät-
te für neuartige, leichte Flug-
zeugturbinen-Schaufeln in Be-
trieb genommen. Der erweiterte
Bio-Park und der „IT-Inkubator
Ostbayern“ sorgen für ein steti-
ges Anwachsen junger Firmen.
Regensburg hat heute annährend

Regensburg: Auf den ersten Blick die am besten erhaltene mit-
telalterliche Großstadt Deutschlands, auf den zweiten Blick die
Stadt mit der zweithöchsten Arbeitsplatzdichte hinter Frankfurt
am Main. Bild: obx

soviel Arbeitsplätze wie Bürger:
Auf knapp 150.000 Einwohner
kommen etwa 130.000 Jobs. Da-
mit liegt Regensburg auf Platz
zwei hinter Frankfurt am Main.

Technologiepark

Die Stadt will weiter alle Hebel
in Bewegung setzen, „um in der
Spitzengruppe der Zukunftsstand-
orte Deutschlands zu bleiben“,
betont der städtische Wirtschafts-
und Finanzreferent Dieter Da-
minger. So sollen die Fächer Ma-
thematik, Naturwissenschaften
und die Ingenieursstudiengänge
an der Universität und der Hoch-
schule für angewandte Wissen-
schaften weiter ausgebaut wer-
den. Auf einem aufgelösten Ka-
sernengelände ist ein Technolo-

giepark geplant. In einer Bezie-
hung aber können die Regens-
burger schon jetzt viele andere
Standorte in Deutschland, ja so-
gar in Europa ausstechen – mit
ihrer Lebensqualität. Das bis
heute mittelalterlich geprägte Re-
gensburg gilt als eine der schön-
sten Städte Europas. „Attraktive
Lebensbedingungen werden in
den nächsten Jahren zum wichti-
gen Standortvorteil“, sagt Ober-
bürgermeister Hans Schaidinger.
„In diesem Punkt sind wir her-
vorragend aufgestellt. Regens-
burg wird auch künftig eine
wachsende Stadt mit hervorra-
genden Zukunftschancen sein.“
Bis zum Jahr 2025 wird der Stadt
Regensburg und ihrem Umland
ein Zuwachs von 25 000 Ein-
wohnern vorhergesagt. obx

Alzenau:

Historischer Augenblick
Kürzlich erlebte die Stadt Alzenau einen historischen Augen-
blick: Gleich zwei Regierungspräsidenten besuchten die Stadt -
Dr. Paul Beinhofer, Regierungspräsident von Unterfranken, und
sein hessischerAmtskollege Johannes Baron aus Darmstadt. An-
lass war das Abschlusskonzert der diesjährigen Fränkischen
Musiktage in der Wallfahrtskirche Kälberau.

Für dieses mit Unterstützung
des Lions Clubs Aschaffenburg-
Alzenau vor acht Jahren erstmals
durchgeführte „Symphoniekon-
zert Rising Stars“ bildete sich
seinerzeit in Kooperation mit der
Hochschule für Musik und Dar-
stellende Kunst Frankfurt das
Orchester „Junge Philharmonie
Frankfurt RheinMain“, dessen
Aktivitäten mangels einer dauer-
haften Trägerschaft aber auch in
den Folgejahren weitgehend auf
ein Projekt, nämlich bei den
Fränkischen Musiktagen, be-
schränkt blieben.

Arbeitsgrundlage

Dies hat sich nun geändert:
Der 2008 neu gegründete Verein
„Bell’ Arte Frankfurt Rhein-
Main“, der regionale Kulturpro-
jekte initiiert, hat die Träger-
schaft des Orchesters übernom-
men und wird eine regelmäßige
Arbeitsgrundlage organisieren.

Anfang 2011 wird sich dann
auch das neue Kuratorium des
Vereins konstituieren, in dem
beide Regierungspräsidenten
maßgeblich mitarbeiten wollen,

insbesondere um den grenzüber-
schreitenden Aspekt des kultu-
rellen Lebens in der Region zu
stärken.

So bot das ausverkaufte Kon-
zert im Stadtteil Kälberau zu-
gleich Gelegenheit, sich von der
ausgezeichneten Qualität des Or-
chesters zu überzeugen und im
Anschluss bei einem Empfang
im Domidion-Saal der Alten
Post mit Vorstand und Kurato-

renkollegen Zukunftspläne zu
schmieden.

Bürgermeister Walter Schar-
wies ging in seiner Begrüßung
auf die besondere Beziehung
ein, die Alzenau in seiner Ge-
schichte sowohl zu Hessen-
Darmstadt als auch zu Bayern
hatte, unter deren Herrschaft es
abwechselnd stand. Beide Re-
gierungspräsidenten griffen die
Ausführungen des Rathaus-
chefs zur Historie in ihren Dan-
kesworten kenntnisreich auf.
Auf Wunsch des Bürgermeisters
trugen sie sich anschließend in
das Gästebuch der Stadt Alzenau
ein.

Dr. Paul Beinhofer (Mitte), Regierungspräsident von Unterfran-
ken, und sein hessischer Amtskollege Johannes Baron aus Darm-
stadt (r.) mit Alzenaus Bürgermeister Walter Scharwies (l.).

Sommercamp der
IHK steht Pate
Landeshauptstadt München übernimmt

Konzept zur Schülerförderung
Die IHK für München und Oberbayern begrüßte den Plan der
Landeshauptstadt, Projektwochen zur Berufsorientierung an
Münchner Hauptschulen einzuführen. Mit einwöchigen Lern-
und Erlebniscamps in Schullandheimen sollen Motivation und
Leistungsbereitschaft von Hauptschülern der 8. Klassen ge-
stärkt werden. Damit übernimmt die Landeshauptstadt die Idee
der erfolgreichen IHK-Sommercamps für ihre bisherigen Schul-
landheimaufenthalte.

Prof. Kurt Czerwenka von der
Leuphana Universität Lüneburg,
unter dessen Leitung auch die
Sommercamps für die IHK stan-
den, hat das neue Konzept für
München entwickelt. „Wir sind
sehr zufrieden, dass das IHK-
Sommercamp seit dem Start vor
zwei Jahren in Bayern so gut an-
gekommen ist und nun noch
mehr Angebote für Hauptschüler
nach diesem Muster entstehen“,
sagte Hubert Schöffmann, stell-
vertretender Geschäftsführer Be-
rufsbildung der IHK.

Pilotprojekt

Die Zusammenarbeit mit dem
Referat für Bildung und Sport der
Landeshauptstadt und dem Staat-
lichen Schulamt habe bereits bei
der Vorbereitung der IHK-Som-
mercamps hervorragend funktio-
niert, so Schöffmann weiter. Das
Staatliche Schulamt und das Re-
ferat für Bildung und Sport ver-
mittelten für die IHK die Kontak-
te zu den Münchner Hauptschu-
len, aus denen mittlerweile 80
Schüler am IHK-Sommercamp
teilgenommen haben. Gleichzei-
tig stieg bei der Landeshauptstadt
das Interesse an einem kompakte-
ren Konzept des Sommercamps,
dessen Entwicklung die IHK fi-
nanziell unterstützte. „Wir haben
unser IHK-Sommercamp immer
als Pilotprojekt verstanden, das
die bildungspolitische Debatte
antreiben soll. Mit der Übernah-
me des Konzeptes durch die Lan-
deshauptstadt haben wir einen
großen Erfolg erzielt“, betonte
Schöffmann.

Intensive Förderung
schulischer Defizite

Mit dem IHK-Sommercamp –
einem dreieinhalbwöchigen Som-
merkurs mit Unterricht und Frei-
zeitgestaltung in einer Jugendbil-
dungsstätte in der Oberpfalz –
haben die IHK und die Münch-
ner Agentur für Arbeit als Pro-
jektpartner in den vergangenen
zwei Jahren bewiesen, dass
schulische und persönliche Defi-
zite durch intensive Förderung
gemindert werden können. Die
Jugendlichen haben im Camp
große Fortschritte in Mathematik
und Lesen gemacht und ihr Auf-
treten verbessert. Bislang haben
alle Teilnehmer trotz schlechter
Ausgangsprognose den Haupt-
schulabschluss erreicht.

Umfragen der IHK ergeben re-
gelmäßig, dass viele Unterneh-
men wegen der mangelnden

Ausbildungsreife der Bewerber
zögern, mehr Ausbildungsplätze
anzubieten. Zuletzt, im Frühjahr
2010, sagten dies 73 Prozent al-
ler befragten Betriebe. Die Un-
ternehmen beklagen vor allem
Defizite im mündlichen und
schriftlichen Ausdrucksvermö-
gen der Bewerber sowie man-
gelnde Motivation und Lei-
stungsbereitschaft. Das Nach-
wuchsproblem der Wirtschaft
wird sich durch die demografi-
sche Entwicklung in der Zukunft
zusätzlich verschärfen: Bis zum
Jahr 2030 wird die Anzahl der
Schulabgänger um knapp 20
Prozent zurückgehen. Jedes Jahr
verlassen aber gleichzeitig rund
9.000 Jugendliche in Bayern die
Schule ohne Abschluss und Aus-
sichten auf eine Lehrstelle.

Grafenwöhr:

Gala-Konzert zum
650-jährigen Jubiläum

Zur Feier des 650-jährigen
Jubiläums von Grafenwöhr
gibt es am Donnerstag, den
6. Januar 2011 um 16.00 Uhr
in der Friedenskirche ein Kon-
zert des Original Don Kosaken
Chor Serge Jaroff, wohl der
berühmteste Chor weltweit
und das über fast sechs Jahr-
zehnte von 1921 bis 1979.

Nach einer etwa zwölf-
jährigen Pause ist der Chor
nun wieder unter der Leitung
von Wanja Hlibka mit un-
verminderter Popularität in
den großen Konzerthallen
und Kathedralen der Welt zu
hören.

Fürstenfeldbruck:

Vor kurzem fand im Land-
ratsamt Fürstenfeldbruck eine
Katastrophenschutzübung statt.
Anhand eines Hochwasserszen-
arios wurden insbesondere die
Arbeitsabläufe innerhalb der
Führungsgruppe Katastrophen-
schutz, die Zusammenarbeit mit
der Örtlichen Einsatzleitung
und der Umgang mit der Soft-
ware EPSweb geübt.

Positives Fazit

Neben den in der Führungs-
gruppe Katastrophenschutz ver-
tretenen Mitarbeitern des Land-
ratsamtes wirkten auch Vertreter
des Bayerischen Roten Kreuzes,

der Bundeswehr, der Integrierten
Leitstelle, der Kreisbrandinspekti-
on, des Kriseninterventionsteams
Gröbenzell, des Malteser Hilfs-
dienstes, der Polizei, des Techni-
schen Hilfswerkes und der Unter-
stützungsgruppe Örtliche Einsatz-
leitung an der Übung mit.

Nach der Übung konnte ein
positives Fazit gezogen wer-
den. Optimierungsmöglichkei-
ten im Arbeitsablauf wurden
im Rahmen der Übungsnach-
besprechung erörtert und kön-
nen so für künftige Ereignisse
berücksichtigt werden.

KatastrophenschutzübungKatastrophenschutzübung



16. 12. 2010 AUS DEN BAYERISCHEN KOMMUNENGZ 19

„Ja, er wird heiß geliebt,
der Verrat. Aber der Verräter
wird gehasst, verachtet und
gejagt.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, machte sich so sei-
ne eigenen Gedanken über Wi-
kileaks, seine Informanten und
diejenigen, die bei amerika-
nischen Diplomaten zu ge-
sprächig waren.

Was war das für eine im-
mense Aufregung, als Wiki-
leaks erneut amerikanische Re-
gierungsdokumente ins Netz stellte. Diesmal an-
ders als die Veröffentlichungen zum Irak-Krieg
oder zu Afghanistan - weder Dokumente, die
das Leben anderer gefährden konnten, noch sol-
che, die aufklären, wie Menschen ums Leben
gekommen sind, sondern einfach nur solche, die
das älteste Gesprächsthema der Welt betreffen:
Klatsch.

Klar, wir, die wir im großen Spiel der Weltpo-
litik nur kleine Sandkörner sind, hatten uns vor-

gestellt, dass die führende Supermacht dieses
Erdballs von ihren hochdekorierten Diplomaten
etwas, sagen wir, spektakulärere Informationen
hätte erhalten müssen, als das, was die Jungs
und Mädels von Julian Assange aus den US-
Datenbanken „gehackt“ haben – irgendwie Ja-
mes-Bond-mäßiger. Jedenfalls ist aus dem, was
bisher über das geleakte Material so geschrie-
ben wurde, schwerlich etwas herauszulesen,
was die Einschätzung des italienischen Außen-
ministers gerechtfertigt hätte, die Veröffentli-
chungen seien der 11. September der Weltdiplo-
matie.

Denn Klatsch und Tratsch, lästerliche Bemer-
kungen und peinliche Enthüllungen, freche Un-
terstellungen und gezielte Indiskretionen gehö-
ren zum Diplomatenhandwerk, seit es dieses
Berufsbild gibt. Was ließ sich Preußens Bis-
marck nicht alles über den bayerischen König
Ludwig II aufschreiben – sein Bauwahn, seine
Weltentrücktheit, die Gerüche über Homo-
sexualität, alles wurde brühwarm aus der
bayerischen Gerüchteküche auf den Berliner
Tisch serviert. Dann die Regalmeter interner

Dossiers der britischen und
ausländischen Dienste über
das lustige Leben des Leicht-
fuß von Windsor, Sohn von Kö-
nigin Viktoria, der einmal als
Edward VII den Thron erklim-
men sollte und der vorher öfter
in Bordellen als in seinem Ar-
beitszimmer anzutreffen war.
Oder wie halb Europa sich
über die hygienischen Zustän-
de am Hof Ludwig XIV in Ver-
sailles mokierte.

Der Unterschied ist allerdings zugegebener-
maßen, dass wir den historischen Tratsch erst
aus den Veröffentlichungen der Geschichtswis-
senschaftler und Biographen viele Jahre nach
dem Tod der Akteure kennen, die Plauderta-
schen von heute aber sozusagen in Echtzeit ihre
Entschuldigungen herauspressen müssen.

Erschreckend ist eigentlich nicht die Brisanz
der Dokumente. Jedenfalls das, was über Horst
Seehofer, Angela Merkel oder Kurt Beck zu le-
sen war, wussten die Kabarettisten vom Nock-
herberg schon lange und haben es in vielen Jah-
ren in immer neuen Varianten verarbeitet. Nein,
was einen wirklich beunruhigt ist, dass heutzu-
tage in der Welt von Bits und Bytes offenbar
nicht einmal Staatsgeheimnisse anständig ge-
schützt sind, sondern Netz-Desperados anschei-
nend jede beliebige Datenbank knacken kön-
nen. Wo führt das noch hin?

Mein Chef, der Bürgermeister, hat seine eige-
ne Lieblingsquelle für Indiskretionen: Den
Stammtisch beim Maierwirt, das Wikileak der
Kleinstadt. Beim Aufbruch zum Weihnachts-
schafkopfen zeige ich ihm allerdings zur morali-
schen Ermahnung noch das heutige Kalender-
blatt mit einem Satz aus der Bibel, Sprichwörter
Salomos 25,9: „Trag deinen Streit mit dem
Nächsten aus, doch verrate nicht das Geheim-
nis eines anderen.“

Geneigte Leserin, geschätzter Leser,
wieder geht ein Jahr zu Ende, in dem ich Sie

mit dieser Kolumne begleiten durfte. Ihnen al-
len ein gesegnetes Weihnachtsfest, ruhigere Ta-
ge zwischen den Jahren und ein erfolgreiches,
friedliches, gesundes Neues Jahr 2011!

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Beunruhigende
Netz-Desperados

Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München:

Dem Zufall eine Chance
Versammlung in Oberschleißheim - Bürgerbeteiligung mit breiter Basis

im Bürgergutachten vorgestellt

Bei der jüngsten Verbandsversammlung des Planungsverbandes
Äußerer Wirtschaftsraum München in Oberschleißheim stand
unter anderem das Thema Bürgerbeteiligung im Mittelpunkt
der Diskussion. Nach der Begrüßung durch die Verbandsvorsit-
zende, Erste Bürgermeisterin Elisabeth Ziegler, machte
zunächst Verbandsdirektor Christian Breu einige Anmerkungen
zum Thema demographische Entwicklung und seine Folgen.

Die Attraktivität des Wirt-
schaftsraums München mit Le-
bensqualität und enormer Wirt-
schaftsstärke könne nur erhalten
werden, wenn Zuzug stattfindet,
hob Breu hervor. Dies sei die
„Quintessenz aus den Daten der
demographischen Entwicklung“.
Ein möglicher Zuzug setze aber
den Neubau von Wohnungen
und die Ausweisung von Gewer-
beflächen voraus. Bereits jetzt
herrsche in Teilen des Wirt-
schaftsraums München Woh-
nungsmangel mit der Folge stei-
gender Preise.

Folgen des Strukturwandels

Wie der Verbandsdirektor fest-
stellte, müssten aufgrund des
Strukturwandels der Haushalte
bei gleich bleibender Bevölke-
rung ca. 6000 Wohnungen bzw.
Häuser im Verbandsgebiet jähr-
lich neu gebaut werden. Beziehe
man einen leichten Bevölke-
rungsanstieg um insgesamt 10 %
in 20 Jahren mit ein, seien es
10.000 bis 12.000 Wohnungen
pro Jahr, die im Verbandsgebiet
errichtet werden müssten.

Kommunen können
Einfluss nehmen

Breu zufolge „ist dies natür-
lich ein Thema, das im wesentli-
chen der Markt regelt“. Aber die
Kommunen könnten auf die
Rahmenbedingungen Einfluss
nehmen: „Weisen Sie Flächen
für Bauland aus. Versuchen Sie
eine Nachverdichtung so zu
steuern, dass Lebensqualität mit
Flächeneffizienz in Übereinstim-

mung bleibt!“ lautete sein Ap-
pell an die Verbandsmitglieder.

Überlegungen und Diskussio-
nen über eine langfristige Sied-
lungsentwicklung im Verbands-
gebiet müssten gleichgewichtig
Gewerbe- und Sonderbauflächen
mit berücksichtigen, machte Breu
deutlich. Eine gesunde kommu-
nale Entwicklung im Wirtschafts-
raum München setze eine überall
gleichgewichtige Entwicklung
von Einwohnern und Arbeitsplät-
zen voraus. „Dies ist auch des-
halb ein Muss, damit die vorhan-
dene teure Verkehrsinfrastruktur
in allen Richtungen gleichmäßig
ausgelastet werden kann.“

Blick über den Tellerrand

Breu abschließend: „Der Pla-
nungsverband kann in diesen
Diskussionsprozess seine Exper-
tise einbringen – unsere Mitar-
beiter kennen die Kommunen
mit all ihren Gemeinsamkeiten
und Unterschieden recht gut.
Unsere Planer arbeiten aber auch
schon immer mit dem Blick über
den Tellerrand hinaus.“ Der Pla-
nungsverband stehe für Zusam-
menarbeit unter Gleichen. Nur
so könne eine fruchtbare Diskus-
sion über dieses Thema geführt
werden. „Alle Versuche, z. B.
von staatlicher Seite die Sied-
lungsentwicklung in den Kom-
munen zu diktieren, werden
scheitern“, prognostizierte der
Verbandsdirektor.

Kooperation und
Kommunikation

Kristina Esser, Expertin für

Moderation und Mediation, refe-
rierte im Anschluss über Bürger-
beteiligung in der kommunalen
Planung. Sie wies darauf hin,
dass es nicht um neue, öffentlich
geförderte Projekte gehe, son-
dern um Kooperation und Kom-
munikation, um neue Entwick-
lungsansätze für Wirtschaft und
Kommunen. Ziel sei es, die Re-
gion langfristig zu stabilisieren
und Lebensqualität zu erhalten.

Gute Verfahren sinnvoll

Bürgerbeteiligung und Mode-
ration sind die Schwerpunkte der
Arbeit der gfb Gesellschaft für
Bürgergutachten. Sie konzipiert,
organisiert, moderiert und eva-
luiert Methoden und Verfahren
des Dialogs, der Beteiligung, der
Mitsprache und Aktivierung.
Laut Dr. Hilmar Sturm, der zum
Thema „Dem Zufall eine Chan-
ce: Bürgerbeteiligung mit brei-
ter Basis im Bürgergutachten“
sprach, wird nicht erst durch
„Stuttgart 21“ klar, dass Bürger-
beteiligung immer wichtiger wird
und dass man gute Verfahren
braucht, die die Bürgerschaft in
ihrer Breite beteiligen.

„Unser Bayern –
Chancen für alle“

Als Beispiele für Bürgergut-
achten auf Landesebene nannte
Sturm die Untersuchung zum
Thema „Unser Bayern – Chan-
cen für alle“. Mit diesem Bürger-
gutachten, entstanden im Auf-
trag der Bayerischen Staatskanz-
lei, ließ sich erstmals eine Lan-
desregierung bei der Entwick-
lung der übergeordneten Ziele
ihrer Politik für die nächsten Jah-
re von Bürgerinnen und Bürgern
beraten. Diese wurden im Zu-
fallsverfahren ausgewählt.

Regionale Projekte

Die gfb betreute zudem zwei
regionale Projekte der European
Citizens Panel Initiative: das
Bürgergutachten zur Zukunft der
ländlichen Räume im Schweizer
Kanton St. Gallen (2006) sowie
das Bürgergutachten zur Zukunft
der ländlichen Räume im Frei-
staat Bayern. Dort haben Bürge-
rinnen und Bürger der Landkrei-
se Wunsiedel im Fichtelgebirge
und Landshut sowie der Stadt
Landshut am regionalen Bürger-
gutachten gearbeitet. Die regio-
nalen Arbeitstagungen haben im
November 2006 stattgefunden.
Auftraggeber war das Bayeri-
sche Staatsministerium für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und
Technologie, Abteilung Landes-
planung. Das bayerische Bürger-
gutachten wurde 2007 von den
Bürgern an den damaligen Staats-
minister Erwin Huber übergeben.

Praktische Erfahrungen

In einer vom stellvertretenden
PV-Geschäftsführer Marc Wiß-
mann moderierten Podiumsdis-
kussion brachten drei Bürgermei-
ster bzw. Bürgermeisterinnen ihre
praktischen Erfahrungen ein: An-
nemarie Detsch, Gemeinde Pla-
negg; Edwin Klostermeier, Ge-
meinde Putzbrunn, und Michael
Grasl, Gemeinde Münsing. Es
zeigte sich, dass sehr unterschied-
liche Vorgehensweisen zu eben-
falls unterschiedlichen Ergebnis-
sen wie Konflikt, Ausscheiden
aus dem Verfahren, aber auch zu
einstimmigen Beschlüssen und
konkretenAktionen führen.

Oft haben Einzelne maßgebli-
chen Einfluss auf die Atmosphä-
re. Wichtig ist eine enge Zusam-
menarbeit mit dem Gemeinderat,
auch bei der Bürgerbeteiligung,
so der Tenor. DK

Stadt und Landkreis Schweinfurt:

Zertifizierung aktiver Gästeführer
Seit dem Zusammenschluss der touristischen Interessen von
Stadt und Landkreis Schweinfurt im Tourismus-Zweckver-
band Schweinfurt 360° ist ein weiterer Schritt der gemeinsa-
men Vermarktung getan. Die Aufgaben des Tourismus-Zweck-
verbandes Schweinfurt 360° umfassen u. a. auch die Vermitt-
lung von Gästeführungen an Touristen und Reisegruppen. Um
Gästen einen hohen Qualitätsstandard zu gewährleisten, ver-
mittelt die Tourist-Information Schweinfurt 360° ausschließ-
lich an zertifizierte Führer in Stadt und Land.

Aus diesem Grund hat die
Tourist-Information bereits akti-
ven Gästeführern im Landkreis
Schweinfurt, die bisher noch
kein Zertifikat in diesem Bereich
erworben hatten, ein Basismodul
„Gästeführungen in Schwein-
furt“ angeboten. Neun Personen
haben diese Möglichkeit ge-
nutzt, im Zeitraum Oktober bis
Dezember 2010 das theoretische
Grundmodul durchlaufen und
nun das entsprechende Zertifikat
erhalten.

Intensive Einarbeitung

Inhaltliche Schwerpunkte der
Ausbildung waren die rechtliche
Grundlage für Gästeführer sowie
die intensive Einarbeitung in die
Grundlagen der Gruppenführun-
gen und Archivrecherche. In
Vorträgen und Workshops wur-
den Haftungsbestände oder die
Handlungsverantwortung in Not-
situationen von Gästeführern be-
handelt. Aber auch die professio-
nelle Eigenpräsentation, Körper-
sprache sowie Stil und Outfit
konnten in Kleingruppen zusam-
men mit den Teilnehmern ent-
wickelt werden.

Neben einer Theorieeinwei-
sung in die Prozesse der Grup-
pendynamik sowie den Aufbau
und die Dramaturgie einer Füh-
rung, sind die neu erlernten In-

halte gleich im Anschluss in
praktischen Rollenspielen und
Übungen umgesetzt worden.
Dank engagierter Referenten
konnten die Seminarteilnehmer
wichtige Anregungen und Rüst-
zeug im Umgang mit Gäste-
gruppen erhalten.

Fortsetzung mit
speziellem Stadtmodul

Die Gästeführerausbildung
wird im nächsten Jahr mit ei-

nem speziellen Stadtmodul fort-
gesetzt. Für Stadtführungen und
die musealen Einrichtungen der
Stadt Schweinfurt und das Mu-
seum Otto Schäfer werden neue
Gäste- und Museumsführer aus-
gebildet. Schwerpunkt der Aus-
bildung ist die Verknüpfung von
stadtgeschichtlichen Führungs-
themen mit den vor Ort ansässi-
gen Museen.

Nähere Informationen zum Gä-
steführungsangebot in der Region
sind bei der Tourist-Informa-
tion Schweinfurt 360°, Rathaus,
Markt 1, 97421 Schweinfurt, Tel.
09721/51-3600 sowie im Internet
unter www.schweinfurt360.de er-
hältlich. Dort gibt es auch ab Mitte
Januar die Programmübersicht zu
den öffentlichen Gästeführungster-
minen 2011 in Stadt und Landkreis
Schweinfurt.

Haben das Gästeführer-Zertifikat erhalten (von links): Stefan
Müller (Donnersdorf), Sandra Raditsch (Euerbach), Claudia
Ahles (Sulzheim), Brigitte Wozniak (Gerolzhofen), Johannes
Krüger (Euerbach), Juanitte Kühl (Michelau), Alfred Popp
(Geldersheim) und Gertrud Hofmann (Niederwerrn). Auf dem
Bild fehlt Patricia Kaspar (Sulzheim).

Freiwilligen-Agentur „Tatendrang“:

30-jähriges Bestehen
Vor 30 Jahren legte ein Stadtratsbeschluss den Grundstein
für die erste Freiwilligen-Agentur Deutschlands – „Taten-
drang München“. Nach Vorbild der englischen volunteer
worker bureaus wurden seither über 10.000 Münchner
zum Thema Ehrenamt beraten und in eine freiwillige
Tätigkeit vermittelt. Das Motto lautet dabei „Spenden Sie
Zeit statt Geld“. Tatendrang München feierte diesen Er-
folg gemeinsam mit über 200 Ehrenamtlichen, Unterneh-
men, Einrichtungen sowie Förderern und Unterstützern
im Weltsalon auf dem Tollwood-Winterfestival.

„Das Engagement von Tatendrang München ist bewun-
dernswert und hat in den vergangenen 30 Jahren zur nachhalti-
gen Stärkung des sozialen und solidarischen Zusammenhalts in
unserer Stadtgesellschaft beigetragen. Ich danke Tatendrang
München und wünsche allen Beteiligten viel Erfolg für die
kommenden 30 Jahre“, so Oberbürgermeister Christian Ude
zum Jubiläum der Freiwilligen-Agentur.

Im Rahmen der Jubiläumsveranstaltung verlieh die Landes-
hauptstadt München die Auszeichnung „München dankt“ für
bürgerschaftlich Engagierte. Die Historikerin Johanna Heß er-
hielt für ihr langjähriges ehrenamtliches Engagement die Eh-
rung – sie arbeitet über 300 Stunden pro Jahr in verschieden-
sten Projekten. Jährlich berät und vermittelt Tatendrang Mün-
chen über 800 Freiwillige – Tendenz steigend. Rund 75 Pro-
zent der Engagierten sind weiblich; mehr als 50 Prozent sind
jünger als 40 Jahre und möchten sich gezielt neben ihrer Be-
rufstätigkeit sinnvoll engagieren. Die zweitstärkste Gruppe
stellen diejenigen, die sich auf den Ruhestand vorbereiten. Bei
der Motivation dominieren „Menschen helfen, denen es nicht
so gut geht wie mir“ als auch „gesellschaftliche Verantwortung
übernehmen“. Knapp 65 Prozent aller Freiwilligen sind bereit,
ca. fünf Stunden pro Woche zu investieren. Deutschlandweit
existieren 400 Freiwilligen-Agenturen.

„Unsere Feierlichkeiten und das zahlreiche Erscheinen un-
serer Kooperationspartner aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft
und öffentlicher Verwaltung verdeutlichen einmal mehr das
Netzwerk, das in den letzten 30 Jahren in München entstanden
ist. Das ist für unser Beratungsteam die beste Anerkennung
und Motivation für die Zukunft. Wir wollen auch weiterhin
persönlich mit Rat und Tatendrang die Entwicklung der Frei-
willigenarbeit unterstützen“, resümiert Monika Nitsche, Leite-
rin Tatendrang München.
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Weihnachtsbeleuchtung

Sportgeräte

Tel. 07195 /69 05-0 · Fax: 0 71 95 / 69 05-77 · info@benz-sport.de

www.benz-sport.de

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen
Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen
Schacht-Ausrüstungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 winnenden
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Gmeiner GmbH
Winterdiensttechnik · Germany
Daimlerstraße 18 · 92533 Wernberg-Köblitz
Telefon: +49 (9604) 93267-0
Internet: www.gmeiner-online.de

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen
Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Fahnenmasten/Fahnen

Geschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — bestrasst — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters.

z. B. BW-Tragetaschen 500 St. einfarbig bedruckt
€360,00 + MwSt. + Film.

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

☎ 05326 / 502-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Berufskleidung

Bardusch GmbH & Co. KG · Textil-Mietdienste · Bundesweit
www.bardusch.de · Tel.: 01801 - BARDUSCH (22 73 87 24)

Hausmeisterservice

Biete

Hausmeisterservice
im GroßraumMünchen

Chiffre: GZ-17252

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Eigenbeilage der Bayerischen
GemeindeZeitung bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.

Vorschau auf GZ 1/2
In unserer Ausgabe Nr. 1/2, die am 14. Januar 2011 er-
scheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunale Energiethemen
Umweltschutz
Abfallwirtschaft
Kommunales Verkehrswesen - ÖPNV
Kommunalfahrzeuge
Garten- und Landschaftsbau

Von links: Stadtpfarrer Lothar Hartmann, Bürgermeister Wolf-
gang Schenk, Bundestagsabgeordneter Ulrich Lange, Landtags-
abgeordneter Georg Barfuß, Ärztin Jutta Mühlbach, Landrat
Leo Schrell, Landtagsabgeordneter Georg Winter, Regierungs-
präsident Karl-Michael Scheufele, Professor Christoph Pommer
und Direktor und Bezirksrat Helmut Zengerle, davor Sr. Perpe-
tua Heiß (links) und Sr. Ignatia Anderl. Bild: -jdt-

Regierungspräsident Scheufele:

Vorbildcharakter der
Elisabethenstiftung Lauingen

Viel Anerkennung für gelungene Angliederung des früheren Kreiskrankenhauses
Landrat Schrell: Hervorragende Zusammenarbeit

Lauingen (jdt). Zu den überregional bedeutsamen Einrichtungen
für Behinderte und Pflegebedürftige im Regierungsbezirk Schwa-
ben gehört die Elisabethenstiftung in Lauingen. Ihre Aufnahme-
fähigkeit wurde eindrucksvoll gestärkt nach umfangreichen Bau-
maßnahmen mit der Angliederung des direkt benachbarten ehe-
maligen Kreiskrankenhauses Lauingen. Der Abschluss des Pro-
jektes wurde gefeiert mit einem Festgottesdienst mit Stadtpfarrer
Lothar Hartmann in der Stadtpfarrkirche St. Martin und einem
Festakt. Eine besondere Würdigung erfuhr das 118-jährige se-
gensreiche Wirken der Ordensschwestern der Elisabethinerinnen
im ehemaligen Schloss der Herzogstadt Lauingen.

Die Entwicklung der Elisabe-
thenstiftung begann im Jahr 1890
mit der Initiative des Förderers und
Mitbegründers Benefiziat Kasimir
Stammel und gerichtlichen Aus-
einandersetzungen mit dem Kö-
niglichen Innenministerium.

Güte erzeugt Liebe

Vor dem Festakt wurde im Park
beim Schloss von Stadtpfarrer
Hartmann in dankbarer Erinne-
rung an den aufopferungsvollen
Dienst der Elisabethinerinnen in
Lauingen eine ganz besondere
Schwestern-Stele gesegnet. Sie
wurde geschaffen von Professor
Christoph Pommer aus Florenz,
einem gebürtigen Donauwörther.
Schüler der Berufsschule Lauin-
gen schufen die Umrahmungen.
Der Kirchenmaler Anton Stemp-
fle gestaltete die Inschrift der Ge-
denktafel mit einem Leitspruch
des chinesischen Philosophen La-
otse: „Güte ... erzeugt Liebe.“

Praxisnahe Nächstenliebe

Bei der Festveranstaltung im
Albertus-Magnus-Saal betonte

der Verwaltungsratsvorsitzende
der Elisabethenstiftung, Landrat
Leo Schrell, den besonderen
Rang verantwortungsreichen Ein-
satzes für Menschen, die der Für-
sorge und Pflege bedürften. Die
Elisabetherinnen hätten „in einer
ganz außergewöhnlichen Art und
Weise das Ideal der hl. Elisabeth
gelebt... täglich praxisnah Näch-
stenliebe verbunden mit christli-
cher Orientierung und humanisti-
scher Selbstlosigkeit“.

Dank und hohe Anerkennung
stattete Schrell dem Direktor
Helmuth Zengerle und den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern
der Elisabethenstiftung ab, auch
für hervorragende Zusammen-
arbeit mit dem Landkreis. Für
wirksame Unterstützung war
der Landrat weiter voller Lob
für die Staatsministerien der Fi-
nanzen und für Arbeit und So-
zialordnung, der Regierung von
Schwaben und dem Bezirk
Schwaben.

Ambulante Pflege

Hingewiesen wurde von Land-
rat Schrell und Direktor Zengerle

auf die Kosten des abschließen-
den Bauabschnittes im ehemali-
gen Krankenhaus in Höhe von
1,2 Millionen Euro. Darüber hin-
aus seien in unmittelbarer Nach-
barschaft die Häuser Herzog-Ge-
org-Straße 43 und Oberer Wall 1

menarbeit bei einem spezielle
Anforderungen stellenden Pro-
jekt. Ein besonderes „Vergelts
Gott“ war gerichtet an die Dele-
gation der Elisabethinerinnen, mit
Sr. Oberin IgnatiaAnderl, Sr. Per-
petua Heiß und Sr. Marie Goretti
Böck.

In der Elisabethenstiftung
Lauingen werden von etwa 320
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern rund 300 Personen stationär
und etwa 50 Frauen und Männer
aus ganz Schwaben sowie dem
angrenzenden Baden-Württem-
berg betreut.

Positive Berichte gab es vor
Jahresschluss bei der letzten Ver-
waltungsratssitzung der Elisa-

saniert und für Zwecke der ambu-
lanten Pflege umgebaut worden.
Der Aufwand betrug hier rund
650.000 Euro.

Regierungspräsident Karl-Mi-
chael Scheufele bekräftigte den
Vorbildcharakter des von der
Elisabethenstiftung Lauingen
Geleisteten, sowohl im statio-
nären als auch im ambulanten
Bereich. Hervorragend gelungen
seien Umbau und Sanierung. Im
Namen der Stadt dankte Bürger-
meister Wolfgang Schenk für die
so „hervorragende Einrichtung“.

Beifall gab es auch für die Vor-
stellung der Baumaßnahmen
durch Direktor Zengerle, aus-
drücklich registrierend die erfolg-
reiche und harmonische Zusam-

bethenstiftung, mit der Verab-
schiedung des Haushalts. Verwal-
tungsratsvorsitzender Landrat Leo
Schrell dankte den engagierten
Mitarbeitern des Hauses für das
unermüdliche Wirken, voran Di-
rektor Helmuth Zengerle.

Auf dem richtigen Weg

Ein Lob gab es für den ausge-
glichenen Haushalt. Von Zenger-
le wurden eine 100-prozentige
Auslastung des Hauses und eine
große Nachfrage nach Kurzzeit-
pflege und ambulanter Betreuung
registriert. Dass die Elisabethen-
stiftung auf dem richtigen Weg
sei, bekräftigte auch Bürgermei-
ster Wolfgang Schenk.

Studium Standort- und Regionalmanagement:

Einschreibung läuft
bis zum 31. Dezember

Schnell entscheiden und Studienplatz sichern

Vorarlberg / Schloss Hofen. Am 31. Dezember endet die Be-
werbungsfrist für den Studiengang Standort- und Regio-
nalmanagement. Wer sich ab März 2011 an der FH Vorarl-
berg berufsbegleitend weiterqualifizieren will, sollte sich
jetzt um einen Studienplatz bewerben. Angehende Stand-
ortmanager können sich jederzeit bei der Studienbetriebs-
leiterin Sabine Reiner unter +43 (0) 5574 4930-141 infor-
mieren und einschreiben.

Im Studium werden die Hochschüler mit dem richtigen Wis-
sen für fortschrittliche Standort- und Wirtschaftspolitik ausge-
stattet. Der Studiengang verknüpft dabei geschickt theoreti-
sches Wissen und praktisches Anwenden – innovativ, wissen-
schaftlich fundiert und umsetzungsstark. Lehrinhalte sind In-
strumente und Standards für ganzheitliches und umfassendes
Standortmanagement – von Betriebswirtschaft über Citymar-
keting, Regionalentwicklung bis hin zu Wirtschaftsentwicklung
und interkommunaler Zusammenarbeit.

Am Markt optimal punkten

„Erklärtes Ziel ist es, dass unsere Absolventen mit ihrem
Standort und ihren Projekten am Markt optimal punkten“ be-
tont Lehrgangsleiter Dr. Gerald Mathis. Die FH Vorarlberg bil-
det Standortmanager und -managerinnen in Kooperation mit
der Hochschule Kempten, der Universität Liechtenstein, der
Universität Konstanz und dem Institut für Standort- und Regio-
nalmanagement aus.

Die Vorlesungen finden an der FH Vorarlberg in Dornbirn, in
Schloss Hofen in Lochau, an der Hochschule Kempten und der
Hochschule Liechtenstein in Vaduz statt. Der berufsbegleitende
Lehrgang kann in zwei Varianten absolviert werden. Das Studi-
um wird nach drei Semestern mit dem Titel „Akademische/r
Standort- und Regionalmanager/in“ abgeschlossen.

Dreisemestriges Studium

Der „Master of Science“ kann darauf aufbauend in einem
weiteren Semester erarbeitet werden. Voraussetzung für das
dreisemestrige Studium ist die allgemeine Universitätsreife und
Praxiserfahrung oder eine abgeschlossene Berufsausbildung
und betriebliche Erfahrung in Führungsverantwortung. Zum
Master-Studiengang werden Fachhochschul- und Universitäts-
absolventen mit abgeschlossenem Studium und einer minde-
stens zweijährigen Berufspraxis zugelassen.
Die Einschreibung für den Studiengang ist noch bis zum 31.
Dezember 2010 möglich. Weitere Informationen finden In-
teressierte unter www.standortmanagement.eu oder
www.schlosshofen.at.
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Mobilfunk der vierten Generation
„www“ steht in Burgbern-
heim nicht länger für „World 
Wide Waiting“. Denn künftig 
greifen Bürger, Wirtschaft und 
Touristen über ein Mobilfunk-
netz der vierten Generation 
auf das Internet zu. 

Die neue Mobilfunktech-
nik LTE (Long Term 
Evolution) kommt ins-

besondere kleinen Gemeinden 
zu Gute, die nicht über schnelle 
Internetanschlüsse im Festnetz 
verfügen – für viele ist dies je-
doch ein wichtiger Standortfak-
tor. Mit LTE können die Bürger 
schneller im Internet surfen, 
E-Mails verschicken und Videos 
herunterladen.

LTE kann mehr

Mobilfunk der vierten Gene-
ration ermöglicht dank einer 
besonders flexiblen Technik, die 
sich auf unterschiedlichen Fre-
quenzen einsetzen lässt, höhere 
Bandbreiten und mehr Reich-
weite als bisher. Jörg Haderer, 
Technik-Leiter für Mobilfunk 
bei der Telekom in Bayern 
erklärt: „LTE-Antennen decken 
einen Radius von ungefähr zehn 
Kilometern ab. So erzielen wir 
die doppelte Reichweite im Ver-
gleich zu UMTS. Die Ortsteile 
rund um eine Antenne versorgen 
wir mit Geschwindigkeiten von 
mindestens zwei Megabit pro 
Sekunde.“ Grund für die höhere 
Reichweite sind die physikali-
schen Eigenschaften von Funk- 
signalen: Bei niedrigeren 
Frequenzen werden sie weiter 
übertragen als bei höheren.

In ländlichen Gebieten überträgt 
LTE die Daten im Bereich von 
790 bis 862 Megahertz. Diese Fre-
quenzen, die früher das analoge 
Fernsehen genutzt hat, wurden im 
Zuge der Umstellung auf digitale 
Technik frei. Die Bundesregie-
rung versteigerte sie Anfang 2010 
mit der Auflage, zuerst ländliche 
Regionen mit der neuen LTE-
Technologie zu versorgen. 

Mobil gegen „weiße Flecken“

Denn noch immer gibt es auch in 
Bayern Kommunen, die nicht oder 
nur unzureichend über schnelle 
Internetzugänge verfügen. Hier ist 
es von Vorteil, dass die bestehende 
Infrastruktur der Mobilfunkstand-
orte genutzt werden kann. „Fast 
immer können wir auf vorhande-
nen Masten die neuen LTE-An-
tennen anbringen. Außerdem ist 
es möglich, die älteren Antennen 
durch moderne zu ersetzen, die 
sowohl mit den herkömmlichen 
Mobilfunkstandards als auch LTE  
senden können“, so Jörg Haderer. 

Die Gemeinden Hemau, 
Nennslingen und Wörth a.d. 
Donau zählen neben Burgbern-
heim zu den ersten bayerischen 
Gemeinden, in denen die Telekom 
LTE-Sendeanlagen aufgebaut hat. 
Aktuell sind die Sender zu Test-
zwecken in Betrieb. Viele weitere 
Standorte in Bayern sind bereits 
umgebaut und können zum kom-
merziellen Netzstart im Frühjahr 
2011 eingeschaltet werden.

HocHGescHWInDIGkeITs-InTerneT aus Der LufT

ko n Ta kT

Ansprechpartner	für	Bürgermeister	und		
Gemein	devertreter	zum	LTE-Ausbau	der		
Telekom	sind	Karin Ehrhardt	und	Mario Jaritz.	
E-Mail	(ab	10.01.2011):	
LTE.Kommunen-Bayern@Telekom.de



„Technologie-Mix  
gegen weiße flecken“
In vielen ländlichen Gebieten ist ein schneller Internetzugang noch nicht selbstver-
ständlich. Bruno Jacobfeuerborn, Technik-chef der Telekom Deutschland, erklärt 
wie die Telekom die flächendeckende Versorgung mit DsL und LTe auf dem Land 
vorantreibt.

Herr Jacobfeuerborn,  
weshalb ist die Breitband-
technologie von so großer 
Bedeutung?

Bruno Jacobfeuerborn: 
Schnelles Internet ist eine 
zentrale Infrastruktur, ver-
gleichbar mit dem Straßen-
netz, und damit ein unver-
zichtbarer Standortfaktor 
für Städte und Gemeinden. 
Firmen im digitalen Nie-
mandsland sind gegenüber der Konkurrenz 
aus den gut angebundenen Städten im Nach-
teil. Das wollen wir ändern. Zumal die vielen 
Anwendungsmöglichkeiten im Internet das 
Leben und Arbeiten der Bürger und Unter-
nehmen gerade im ländlichen Raum deutlich 
einfacher machen. Wer beispielsweise online 
einkauft, spart viel Zeit und Wege.

Wie ist derzeit die Versorgungslage  

mit Breitband?

Bruno Jacobfeuerborn: Rund 97 Prozent 
unserer Anschlüsse sind DSL-fähig.
Im Technologie-Mix, das heißt mit den 
verschiedenen Übertragungstechniken wie  
DSL, UMTS oder jetzt LTE, versorgen wir bis 
Ende 2010 rund 95 Prozent der Haushalte mit 
mindestens 1 MBit/s. 50 Städte haben wir mit 
VDSL ausgestattet. Damit sind Geschwin-
digkeiten von bis zu 50 MBit/s im Download 
möglich. Insgesamt hat die Telekom seit Ein-
führung der DSL-Technik bereits rund zehn 
Milliarden Euro in die moderne Breitband-
infrastruktur investiert und damit gerade im 
ländlichen Raum viel Verantwortung für die 
Anbindung von Bürgern und Unternehmen 
an das Internet übernommen.

In einigen ländlichen Regionen fehlt es an 

Bandbreite. Wie soll sich das ändern?

Bruno Jacobfeuerborn: Die Telekom treibt 
wie kein anderer Anbieter den Ausbau des 
schnellen Internets im ländlichen Raum 
voran. Dabei setzen wir auf den Technologie-
Mix aus Festnetz- und Funklösungen. Hier 

spielen Richtfunk und UMTS 
eine Rolle und ein wichtiger 
Baustein ist nun auch der 
neue Mobilfunkstandard LTE. 
Das Spektrum von 790 bis 862 
Megahertz eignet sich auf-
grund seiner physikalischen 
Eigenschaften besonders für 
den Netzaufbau in ländlichen 
Regionen. In diesem Bereich 
benötigen wir relativ wenige 
Funkstationen, können fast 

ausschließlich auf vorhandene Standorte zu-
rückgreifen und erzielen dennoch eine hohe 
Reichweite.  Wir haben uns vorgenommen, 
bis Ende dieses Jahres 1.000 weiße Flecken 
zu erschließen, 2011 werden wir noch einmal 
rund 1.000 Stationen mit LTE ausrüsten.  
Der Aufbau der Infrastruktur läuft also auf 
Hochtouren.

Welche Ziele hat sich die Telekom gesetzt, 

um den Breitbandausbau zu beschleunigen?

Bruno Jacobfeuerborn: Wir unterstützen 
die Breitbandstrategie der Bundesregierung, 
bis 2014 Dreiviertel aller Haushalte Über-
tragungsraten von mindestens 50 MBit/s 
zur Verfügung zu stellen. Allerdings muss 
die gesamte Telekommunikationsbranche 
rund 30 Milliarden Euro investieren, um die 
Ziele der Regierung zu erreichen. Hier sind 
Kooperationen gefragt, sowohl zwischen 
Netzbetreibern und Gemeinden als auch un-
ter den Netzbetreibern, die ihre Infrastruktur 
den Wettbewerbern zur Nutzung überlassen 
können. Ist ein Netzausbau aufgrund der 
hohen Kosten bei geringem Kundenpoten-
zial wirtschaftlich nicht machbar, haben die 
Gemeinden die Möglichkeit, beispielsweise 
vorhandene Kabelkanalanlagen oder Leerroh-
re zur Verfügung stellen, Tiefbaumaßnahmen 
zu übernehmen oder die Deckungslücke mit 
Hilfe von Fördermitteln des Landes zu über-
nehmen. In den vergangenen beiden Jahren 
hat die Telekom bereits mehr als 1.500 solcher 
Kooperationen mit Gemeinden bundesweit 
vereinbart.

e D I To r I a L I n T e rV I e W

Sehr geehrte Damen und  
Herren Bürgermeister,
sehr geehrte Vertreter der  
bayerischen Gemeinden,
in den vergangenen Monaten 
hat uns der weitere Breit-
bandausbau in Bayern unver-
mindert auf Trab gehalten. 
Große Fortschritte konnten wir 
gemeinsam erzielen: Allein in 
den ersten zehn Monaten des 
Jahres 2010 wurden von uns 
knapp 190 Kooperationsverträge 
mit bayerischen Kommunen ab-
geschlossen, viele der rund 220 
Kooperationen aus 2009 gehen 
dieses Jahr in Betrieb. Damit hat 
sich die Telekom erneut als tat-
kräftiger, leistungsfähiger und 
zuverlässiger Infrastruktur-Part-
ner der Kommunen erwiesen.

Daß dem Festnetzausbau in 
bestimmten Gebieten wirt-
schaftliche Grenzen gesetzt 
sind, darf dabei nicht aus dem 
Blick geraten. Um auch solche 
Gebiete mit Breitband-Anbin-
dungen zu versorgen, hat die 
Telekom bei der Frequenzaukti-
on im Frühjahr 2010, als es um 
die Verteilung der so genannten 
Digitalen Dividende ging, ein 
attraktives Frequenzpaket zur 
Breitbandversorgung via Funk 
ersteigert. Erste LTE-Standorte 
in Bayern sind bereits aufge-
baut, viele weitere werden noch 
heuer folgen – immer im Sinne 
der Lizenzauflage „Erst das 
Land, dann die Städte“.

So setzt sich der Breit-
bandausbau 2011 unvermindert 
fort – diese Sonderbeilage soll 
Ihnen dabei als Wegbegleiter 
dienen.

 
 

Herzlichst Ihr  
Dr. Hans-Martin Rummenhohl

Dr. Hans-Martin  
Rummenhohl
Leiter  
Regionalbüro 
Süd

Bruno Jacobfeuerborn 
ist Geschäftsführer Technik der 
Telekom Deutschland.
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              mit langsam

Die erste LTe-Test-familie in Deutschland geht ans netz

a uf der topografischen Karte liegt die 
schwäbische 300-Seelen-Gemeinde 
Hausen am Bussen inmitten von 

grünen Feldern. Auf der DSL-Landkarte ist 
der Ort dagegen ein weißer Fleck.

Während viele Menschen in den Städten 
schon beinahe online leben und arbeiten, 
ist die Familie Port aus Hausen am Bussen 
mit einem analogen Modem im Internet 
unterwegs. DSL steht nicht zur Verfügung, 
eine Glasfaseranbindung an das Netz in 
Munderkingen oder Ehingen war bisher für 
keinen Anbieter finanzierbar. 

Martin Port hat ein älteres Notebook, 
auf dem die Familie Briefe schreibt, die 
Steuererklärung vorbereitet oder Mitglie-
derlisten für den Schützenverein verwaltet. 
Die Dokumente senden sie jedoch lieber 
mit der Post, da das Modem zehn Minuten 
beschäftigt ist, eine E-Mail mit Anhang zu 
verschicken. „Mit einer etwas größeren Da-
tei sind wir schon mal mit einem USB-Stick 
zu unserer Tochter nach Ehingen gefahren. 
Sie hat im Neubaugebiet eine schnelle Fest-
netzverbindung“, erzählt Martin Port.

Langsames Internet war gestern

Für die jüngste Tochter Isabel, die sich mit 
ihren Freunden Nachrichten schreiben 
möchte, stellt der analoge Internetzugang 
ein nervenraubendes Geduldsspiel dar. 
Auch ihre Mutter Neda würde gerne per E-
Mail Fotos mit den Verwandten in Kanada 
austauschen. Doch angesichts der Warte-
zeiten vor dem Notebook greift sie lieber 
zum Telefonhörer. Martin Port möchte im 
Internet Preise vergleichen. Doch bevor die 
ersten zwei bis drei Angebote geladen sind, 
ist ihm die Lust schon vergangen.

Seit einer Woche jedoch ist alles anders 
im digitalen Leben der Familie Port: Auf 
dem Sideboard steht ein kleiner, schwar-
zer Kasten. Auf dem Display zeigen grüne 
Balken an, wie deutlich das Signal von 
den Mobilfunkantennen im drei Kilome-
ter entfernten Munderkingen empfangen 

wird. Dort hat die Telekom einen der ersten 
Standorte in Deutschland mit LTE-Anten-
nen in Betrieb genommen. 

Überall ins Internet

Bevor die Telekom allerdings neue Tarife 
und Geräte anbietet, testen Interessenten 
aus den bereits versorgten Gemeinden das 
neue Netz. Solche Tests zeigen am besten, 
ob und wie neue Geräte funktionieren und 
wie sie sich im Mobilfunknetz verhalten. 
Wenn Neda Port zum Beispiel den LTE-
Router von der Steckdose nimmt, im Raum 
nebenan wieder anschließt und – ohne die 
Geräte neu zu starten – einfach weiter surft, 
klopfen sich die Telekom-Techniker auf 

die Schultern. Schließlich ist die Freiheit, 
seinen Router an jedem beliebigen Platz im 
Haus oder im Garten aufstellen und surfen 
zu können, ein wesentlicher Vorteil des 
Internetzugangs per Mobilfunk, zu dem 
natürlich auch der drahtlose Internetzugang 
über WLAN gehört.

Familie Port nutzt diese Freiheit: „Ich ge-
wöhne mich schon daran“, sagt Isabel Port, 
„zu Hause als erstes nachzusehen, ob ich 
E-Mails bekommen habe. Und endlich kann 
ich auch online shoppen! Demnächst werde 
ich mir mal in Ruhe Facebook ansehen“. Für 
die Familie steht nach einer knappen Woche 
mit dem LTE-Router fest, dass nun eine 
neue Zeitrechnung begonnen hat.

Familie Port ist die erste Testfamilie der Telekom in Deutschland, die den  
neuen LTE-Router im Netzbereich Munderkingen ausprobieren konnte.



Neuer Telekom-Tarif für schnelles Internet

Exklusiv in Gebieten ohne DSL-Versorgung stellt die Telekom voraussichtlich ab April 
2011 den neuen Tarif „Call & Surf Comfort via Funk“ bereit. Damit sind Privat- und 
Geschäftskunden in der Lage, per UMTS oder LTE mit Geschwindigkeiten von bis zu  
3 MBit/s im Internet zu surfen oder E-Mails zu versenden. Zum neuen Tarif gehört  
neben einer Telefon-Flatrate für das deutsche Festnetz auch eine Daten-Flatrate, mit 
der die Nutzer ohne zeitliche Begrenzung auf das Internet zugreifen können. Außer-
dem bietet die Telekom einen passenden, preiswerten Router, in den die SIM-Karte 
eingelegt wird. Die Verbindung zwischen Router und PC bzw. Laptop lässt sich entwe-
der über ein Netzwerk-Kabel oder drahtlos über WLAN herstellen. Der Tarif hat eine 
Mindestlaufzeit von 24 Monaten und kostet für Privatkunden monatlich 39,90 Euro.

LTE-Immissionen weit unter Grenzwerten

Die Immissionen des neuen Mobilfunkstan-
dards LTE liegen weit unter den Grenzwer-
ten. Das ist das Fazit einer wissenschaftlichen 
Studie des Instituts für Mobil- und Satelliten-
funktechnik (IMST). Selbst mit Hochrech-
nung auf eine theoretische Vollauslastung der 
Sendeanlagen liegen die Werte deutlich unter 
dem gesetzlich zulässigen Rahmen.
Zur Gesundheitsverträglichkeit weist das 
Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) darauf 
hin, dass die von LTE genutzten Frequenz-
bänder eng bei denen für andere Funkdienste 
genutzten Frequenzbereichen liegen. Es seien 
daher keine biologisch relevanten Unter-
schiede zu den bisher genutzten Mobilfunk-
frequenzen zu erwarten.

Informationen der Deutschen Telekom
www.telekom.de/4g

Testbetrieb LTE in Österreich
www.t-mobile.at/4G/index.html

Nachrichten und Fachbeiträge
www.ltemobile.de

Blog und Neuigkeiten
www.lte1.de

Informationen von LTE-Anbietern
www.lte-anbieter.info

Informationszentrum Mobilfunk
www.izmf.de

News und Informationen
www.heise.de/thema/LTE
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Der WLAN-Router Speedport 
LTE verbindet sich automatisch 
mit dem 4G-Mobilfunknetz 
und überträgt die Daten  
wiederum drahtlos zu PC  
oder Notebook.
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